das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 


heute ſeine freundliche 


war bekanntlich der Jahrestag der Schlacht 
Sörſchen. Eine ſolche geſchichtliche Erinnerung läßt Se. 


auch wieder bei dieſer Gelegenheit, Der einzige anwe⸗ 


2 103. Mitt woch den 5. Mai f 1847. 
Inland. Schranken geſetzt wurden. — Die Nachrichten aus herrliche Verordnung, die Vermittlung des Transports 


Berlin, 4. Mai. Se. Majeſtät der König haben Polen lauten in dieſer Beziehung lange nicht fo trübe 
Auergnädigſt geruht: dem dei der Provinzial = Steuer: als von hier aus. Die Regierung hat dort außer dem 
Direktion in Münſter angeſtellten Regierungs : Rath Verbote der Ros genausfuhr das Verbot des Brannt⸗ 
Schürmann den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; weinbrennens ſeit dem 1. April ergehen laſſen. Dieſes 
dem Organiſten Holzmärker an der St. Martini⸗ Verdot ſollte bereits feit dem 1. Februar ins Leben tre⸗ 
Kirche in Halberſtadt, dem Grudenſteiger Samuel ten, die Regierung hat jedoch auf die Vorſtellung, daß 
Heinrich auf der Braunkohlen⸗Grube zu Pretzſch, im der Betrieb der Brennereien zur Erhaltung des Viehes 
Megierungs⸗Bezirk Merſeburg, und dem Fleiſchermeiſter nothwendig wäre, den angegebenen Suspens eintreten 
Reiß ner zu Rogafen, im Regierungs- Bezirk Poſen, laſſen. Eine Hungersnot befürchten unſere Nachbaren 
a jenſeits der Weichſel nicht. (Königsb. Z.) 
Angekommen: Der Erbmarſchall in Alt⸗Vorpom⸗ Elberfeld, 1. Mai. Aus ſehr glaubwürdiger 
mern, o. Maltzahn, von Saarow. 
Major und Kommandant von Stralſund, 
von Münſter. 

* Berlin, 3. Mai. Se. 


Majeſtät der König wird einer Zollkonferenz für 1847 dermaleu vorliege. 

Sommer⸗Wohnung in Potsdam (Eiberf. Z.) 
beziehen, wo bereits die blühenden Bäume und Garten⸗ 
Beete den Aufenthalt im Freien 
ſtern war Se. Majeſtät beſuchsweiſe in 


hielt dei dieſer Gelegenheit die Sonntagsparade ab. Es richt erſtattet. Die Geſellſchaft hatte während des Jah⸗ 
von Groß⸗ 


Majeſtät der König nicht unbemerkt vorübergehen und 


Geſammt⸗Prämien des. Jahres beliefen ſich auf 562,000 
das zarte Gemüch des verehrten Monarchen zeigte ſich 1 


Rthl., die Brandſchäden, nach Abzug der von Rückver⸗ 
ſicherern vergüteten, auf 293,000 Riel. Die Kapital- 
ſende Offigter, weicher der Schlacht beigewohnt hat und Meſerde und die Reſerve für die im laufenden Geſchäfts⸗ 


noch im Dienſt ſteht, war der Major v. Kleiſt, damals 


freiwilliger Jäger. Se. Maſeſtät verlieh ihm den ro⸗ um 116,733 Rthl. vermehrt und betragen nun 274,917 


handen find, die aber 


Kheutrung die Magazine geöffnet 


. 


then Adlerorden. Geſtern ſprangen denn auch wieder Rihl. Die Akuionäre empfangen eine Dividende von 
die berühmten Fontänen von Sansſouci. — Der Ba- | 10 Rylr. per Aktie. (Köln. Z.) 
ron v. Hauens, welcher hier eine Kompagnie für trag⸗ ö Deut ſchlau d. 
bares Gas ditigirt und auch ganze Städte z. B. Bran. Von der Donau, 28. April. Es iſt unzweifelhaft, 
denburg mit ſeinem Gas beleuchtet hat, iſt einer Ein⸗ | daß von Seiten Oeſterreichs in der Bundesverſammlung 
adung nach Konſtantinopel gefolgt, um der türkiſchen ein Antrag in Betreff der Preſſe geſtellt werden wird, 
dupiſtadt Licht aus Berlin zu bringen. Er iſt heute welcher derſelben Befteiung von den bisherigen Bundes⸗ 
ahin abgereist. 7 beſchränkungen gewährt, 
den, 27. April. So bedeutend die Theuerung 
Arbeitsloſigkeit jetzt ſchon hier ſind und bedenk⸗ 
die Zutunfe ſchauen laſſen, fo haben fie noch 
nacht die traurige Höhe erreicht, wie in den klei⸗ 


und die 


lich in 


lange 


Die allgemeinen Zeilfragen würden ſomit neben den in⸗ 


wenn die reſpektiven Regierungen es geſtatten. Der 


denen tenzitädten. Durch Beſchäftigung dei verſchie⸗ Antrag Oeſterreichs, dem Preußen gern die Initiative 
un 5 idtiſchen Bauten und dem Handel erarbeiten die in Bundes⸗Angelegenheiten überläßt, wird in dem letz⸗ 
„teren Klaſſen, wenn auch nur nothdürftig, dennoch, 


ven Unterhalt. Traurig und erbärmlich dagegen ift 
008 der Arbeiter in den kleineren Städten, wie 
7. B. in dem nahen Gollud, welches hart an der 
kenze liegt. Dort fehlt es ga zlich an Arbeit, oder 
bringt doch fo wenig ein, daß die Arbdeiterfamilien 
on ihtem Lohne nicht eriftiren können. Schaaren nad: 
t oder in ſchmutzige Lumpen gehüllter, halbverhunger⸗ 
der Kinder umgeben mit kläglichem Gewinſel den Wa⸗ 
den des Reiſenden. Dieſes materielle Leiden des Mol: 
dar vergrößert leider feine Immoralität. Die Trunkſucht 
ag" trotz der Theuerung und Arbeitslofigkeit, eher zu⸗ 
N abgenommen. Es ift wahr, unter den niederen 
olksſchichten der hieſigen Gegenden herrſcht die leiden⸗ 
ſtliche Vorliebe für den Branntwein mehr als in 
in übrigen Deutschland, aber fie machte ſich nie fo 
„at "bemerkbar, als gerade in dieſer Zeit der Noch. 
f ſchemt, als oo die Armen das Bewußtſein ihrer 
en W Genuß des Branntweins zu betäuben 
bete a der anderen Seite ift der Eigennutz der 
de n Nan aba weniger der ſtädtiſchen als 
deu 01 weiß ſehr wohl, daß nicht unde⸗ 
— Setteidevorriug, dei einigen Landbeſitzern vor⸗ 
dem Verkaufe ihrer bett Roy noch —.— > 
Peeiſe, als die jetzigen, zögern, um noch höhere 
auch hier die Regierung dhe Wen Man hofft, daß 
Markipreife durch ihre Konkurren dine öffnen und die 
en werde, Man erinnert ſich 1 
is 4 3 3 ohl, natür 
8 Ältere Publikum, wie in früherer eln bel einer, 


und ſo der Noth 


nen Preßgeſetz geſchritten werden dürfte, daß in der Ab: 
ſicht Preußens liegt. (Nürnb. K.) 
München 29, April. Die Behörde hat ſich ver⸗ 
anlaßt geſehen die kräftigſten Vorſichtsmaßregeln gegen 
das in manchem Kopfe aufſteigende Geſpenſt des 1. Mai's, 
welcher heuer zufällig ein Schrannentag iſt, zur Beru⸗ 
higung der ängſtlichen Gemüther, anzuordnen. Bereits 
durchziehen zahlreiche Küraſſier-Patrouillen die Straßen, 
ſämmtliches Militär iſt Abends um 8 Uhr in den Ka⸗ 
fernen konſignirt, und während der Bockſaiſon dürfen 
die Bockſchänten nicht länger als bis 5 Uhr Abends 
geöffnet bleiben. Uebrigens iſt zur Zeit noch keine ge⸗ 
gründete Befürchtung von Auftritten gegen die öffent⸗ 
liche Ordnung vorhanden, beſonders da ein nicht unbe⸗ 
deutendes Sinken der Getreidepreiſe auf unſerer näch⸗ 
ſten Schranne in unzweifelhafter Ausſicht ſteht und 


finden, um die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe befriedi⸗ 
gen zu können. (N. K.) 


Karlsruhe, 28. April. Das großherzogl. Regie⸗ 


desſtaaten? Anmerk. d. Red. d. N. K. 


Jahre zu Ende gehenden Verſicherungen ſind zuſammen 


neren Zuſtänden rückhaltslos erörtert werden können, | Minifter beſchränken. „Ich wer 
politiſchen Miniſtern ſprechen,“ 


Es fragt ſich alſo, ob und in wiefern andere Staaten 
Preußen felgen werden? Daß Hannover nicht zu ihnen . i 9 
geyören wird, glauben wir verſichern zu können. Auch | hört. Sie ſehen, daß ich mich möglichft beſchränke. 
Kurheſſens Nachfolge dürfte zweifelhaft fein. Der de. Den Miniſter des Innern aber werde ich um katego⸗ 
abſichtigte Weg wird nur als eine Probe zu betrachten stützt 
ſein, da, im Falle ſich Wirren ergeben ſollten, zwar kein erſuchen. Iſt es wahr, daß Gratifikationen erfolgt find‘ 
Rückſchritt möglich ſein, wohl aber zu einem allgemei⸗ oder iſt dieſe Angabe eine Verläumdung, und wenn ſie 


will ich keinen Vorwurf der Verſchwendung 77 


die unterſten Volksklaſſen immer noch fo viel Verdienſt 


rungsblatt enthält eine vom 23. d. M. datitte landes⸗ der jungen Prinzen, deren Verdienſt ich 
Soll wohl heſßen: der Lehen anderer Bun⸗⸗ 


von Auswanderern nach Amerika betreffend, die außer 
den näheren Bedingungen, unter denen dieſes Geſchäft. 
geſtattet wird, hauptſächlich feſtſtellt, daß Niemand ohne 
obrigkeitliche Erlaubniß die Vermittelung des Transports 
von Auswanderern nach Amerika oder anderen üderſeei⸗ 
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ſchen Ländern gewerbsmäßig betreiben darf, und daß, 


wer ſeither dieſes Gewerbe ausgeübt hat, binnen acht 
Tagen, vom Erſcheinen gegenwärtiger Verordnung im 
Regierungsblatte an gerechnet, daſſelbe aufgeben oder 
die obrigkeitliche Erlaubniß dazu nachſuchen muß. 
Freiburg, 27. April. Aus Konſtanz vernehmen 


Der General⸗ Quelle vernehmen wir, daß Seitens Preußens an die wir heute, daß der Redakteur des Tagsherolds “, Dr. 
v. Werdet, andern Zollvereins⸗Reglerungen vor wenigen Wochen] Stromeyer, am 25ſten geſtorben iſt. Nähere Um⸗ 
die Eröffnung gemacht worden iſt, daß kein Stoff zu ſtände find nicht angegeben. — Karl Heinzen gibt in 


der „Mannh. Abendzeitung“ eine Erklärung in Betreff 
der Itzſteiniſchen Sammlungen ab. Er ſagt: 


Köln, 29. April. Heute hat die Verwaltung der die Gaben ſeien von Itzſtein nur zum Zwecke der Un⸗ 
anmuthig machen. Ges hieſigen Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Colonia“ ihren terſtützung für ſeine Reiſe nach Amerika eingeſammelt 
Potsdam und Aktionären über die Geſchäfte des vorigen Jahres Be: worden. 


Dagegen habe er „eigenmächtig“ einen 


Theil der früher eingegangenen Gelder zu „publiziſtiſchen 
res 1846 verſichert 286 Millionen Thaler, wovon am! Zwecken“ verwendet. { ® N 
Schluſſe deſſelden laufend waren 225 Millionen. Die habe zur Unterſtützung feiner Familie gedient. Von 


Was ſpäter geſammelt worden, 


einer Beſtimmung der Gelder zu revolutionären Zwek⸗ 

ken ſei in der Korreſpondenz zwiſchen ihm und Itzſtein 
niemals die Rede geweſen. . ‚(Karlsr. 3.) 

Iran I 2 

Paris, 28. April. In dieſem Augenblicke iſt 

es die Debatte der Deputirtenkammer über die gehei⸗ 

men Ausgaben, welche das Publikum am meiſten 

intereſſirt. Die Summe, welche begehrt wird, beträgt 

1 Million Franks, die Bewilligung derſelben aber iſt 

wie immer ein Freibrief für das Miniſterium. Der 


erſte Redner der Verhandlung war Hr. Lherbette. 
Er begann damit, daß er ſagte, die Bewilligung der 
geheimen Ausgaben ſei zwar ſtets der Ort zu einer 
jedoch die Beſprechung aus: politiſchen Debatte geweſen, da aber die Verſammlung 
wärtiger Bundisangelegenheiten ') unter Aufſicht ſtellt. durch die eben vorhergegangene Verhandlung erſchöoͤpft 


einige Fragen an die 
e nicht von den nicht 
fuhr er fort, „nicht von 
dem Juſtizminiſter, der noch nichts gethan hat. Auc 

bei dem Minifter des Untertichts will ich mich nicht 


fein möge, lo werde er ſich wit 


teren Staat ein ſofortiges Preßgeſetz zur Folge haben. aufhalten. Was ſollte ich über die ſterile e e 
Ge 


ſagen, die nur mit einem Abortus endigt (Geräuſch) und 
den Herrn Seeminiſter ‚haben wir ja geſtern ſchen ge⸗ 


riſche Erklärungen üder die Unterſtützungen der Preſſe 


das iſt, warum wird ſie nicht vor Gericht gezogen?. 
Ich frage ferner, warum man einen Mann, deſſen be⸗ 
ſonderer Beruf keinesweges das Theater iſt, ein Thea⸗ 
terpeivilgium, bewilligt? Dem Miniſter der e 

E 


Gegentheil iſt er mir zu ſparſam, indem er alles Gute 
auf die Zukunft verſchiebt. Meine Herren, ich habe 
die Herten Miniſter nach der N genannt, wie ſie 
ſich auf die Bank geſetzt haben. Jetzt aber kommt det 
Herr Finanzminiſter (man lacht). Der Redner ſprach 
nun von angeblichen Miß brauchen, nämlich von der An⸗ 
ſtellung eines Steuertinnehmers, den man einige Mo⸗ 
nate vorher für eine geringere Stellung zu jung gehal: 
ten, der jetzt aber, vermoge einer Vermählung, plößlich 
das gehörige Alter für dle einträglichſte Stelle Wa 
habe. Dann erwähnte er der Unterſtüzungen, welche 
die miniſterielle Preſſe befonderg die verſtorbene Epoque, 
erhalten. Nachdem er fein Bedauern darüber geäußert, 
daß der Kriegsminiſter nicht zugegen ſei, fagte er wei⸗ 
ter: „Ein ſehr bedenklicher Umſtand iſt die ul 


übrigens voll⸗ 
kommen anerkenne, zu den wichtigſten E teln in der 
eier, weiche dieſelbe fo zu fagen in ihre Hände giebt 


(Geräufh) und damit die doppelte Einmauerung von 
Paris verdreifacht (neues Geräusch). Was haben wir 
künftig hier noch für Bürgſchaften für unſere Frei⸗ 
heit? Müſſen wir nicht für die Zukunft zittern 
(Lärm). Der Finanzminiſter: Obgleich ich veran⸗ 
laßt wäre, die Angriffe, die ſo eben gegen mich ſelbſt 
gerichtet worden, zu beantworten, ſo muß ich mich 
doch erſt gegen die Angriffe wenden, welche weit wür⸗ 
digere Perſönlichkeiten betreffen. Ich proteſtire gegen dieſe 
Angriffe, welche ich nicht weiter bezeichnen will, da ich 
doch weiß, daß ſie die Kammer nicht billigt. (Lärm und 
Beifall.) Was mich ſelbſt betrifft, fo habe ich zwar 
mit den Waffen in der Hand meine Laufbahn begon⸗ 
nen, aber ich bin zu jung, als daß ich an ſeinem alten 
Ruhm Antheil genommen haben könnte. Mein Name 
hat indeß auch auf den Verbannungsliſten der Reſtau⸗ 
ration geſtanden. Was meinen fpejtellen Beruf betrifft, 
fo bin ich darin einem Manne gefolgt, dem auch Hr. 
Lherbette ein ehrendes Andenken nicht verfügen wird, 
nämlich Laffütte.“ Der Redner erklärte ſich nun über 
die erwähnte Anſtellung. Der nächſte Redner war Hr. 
Desmouſſeaurx de Glos. — Dieſem folgte noch Hr. 
Mauguin, welcher ſich gegen die Bewilligung der be⸗ 
gehrten Summe ausſprach, worauf der Miniſter des 
Innern das Wort ergriff, um die Politik des Kabi⸗ 
neis kurz und vertrauensvoll zu vertheidigen und auf 
eine Anfrage wegen der Reorganiſation der National⸗ 
garden in verſchiedenen Städten zu antworten. Man 
ſchloß darauf die, allgemeine Verhandlung und noch in 
derſelben Sitzung wurde auch das ganze Geſetz mit 220 
gegen 56 Stimmen, alſo mit einer Mehrheit von 164 
Stimmen angenommen. Dieſes Reſultat iſt überraſchend, 
beſonders aber die Schnelligkeit, mit welcher das Votum 
erfolgte. Bisher hatten die geheimen Ausgaben noch 
immer zu einer ſehr langen politiſchen Debatte Anlaß 
gegeben, diesmal iſt dieſelbe ſo kurz geweſen, daß alle 
Welt darüber erſtaunt iſt. — Geſtern machte der König 
und die ganze königl. Familie der Königin Chriſtine, 
welche bekanntlich bei Ludwig Philipp in hoher Gunſt 
ſteht, einen längeren Beſuch. — Der königl. Hof iſt 
heute durch die Ankunft J. H. der vermittweten Erb⸗ 
großberzogin von Mecklenburg⸗Schwerin, Mutter 
der Herzogin von Orleans, erfreut worden; dagegen hat 
der Tod des frühern britiſchen Botſchafters, Lord Cowley, 
des älteren Bruders des Herzogs von Wellington, wel⸗ 
cher ſeit dem Sturz, bei dem er fi das Schlüſſelbein 
brach, fortwährend kränkelte, auch die hohen Perſonen, 
denen er ſehr befreundet war, ſchmerzlich betrübt. — 
In der geſtrigen Sitzung der Deputirtenkammer kamen 
einige Blicke vor, welche der Finanzminiſter, als er da⸗ 
von ſprach, daß auch er Kriegsmann geweſen, mit eini⸗ 
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ſammlung.“ (Furchtbarer Ausbruch und Ruf zur Ord⸗ 
nung.) Der Präſident: Ich rufe Sie zur Ordnung, 
ſie beleidigen zugleich den König und die Kammer. Hr. 
v. Genoude: dennoch aber werde ich fortfahren, und 
wirklich fuhr er noch fort, und rief: „Verdammt mich 
und meine Worte, es giebt doch nur ein Mittel, das 
iſt die Reform der Charte.“ Der Rede folgte eine 
wilde Bewegung, die ſich noch in das Begehren des 
Hrn. Lanjufnais wegen Vorlegung einiger Papiere hin⸗ 
einfpielte, über welche Vorlegung der Kriegsminiſter ſich 
die weitere Erklärung noch vorbehielt. — Aus Spa: 
nien ſind zwar neue Nachrichten, aus Madrid bis 
zum 24ften gekommen, fie bringen aber nichts Neues. 
Die Nachrichten aus Portugal ſind veraltet. — Aus 


ruhig und ſtill, dagegen erfahren wir von ferne, daß dle 
Kurden, die Lage der Pforte Griechenland gegenüber 
benützt und einen Aufſtand erregt haben, um das ver⸗ 
haßte türkiſche Joch abzuwerfen. Auch in Bosnien 
ſollen Unruhen ausgebrochen ſein, welche die Abſchütte⸗ 
lung der türkiſchen Herrſchaft bezwecken ſollen. — Seit 
acht Tagen beſchäftiget die Ergänzung des Miniſteriums 
auf das Lebhaſteſte alle Gemüther. Dieſelbe iſt in dies 
ſem Augenblicke um ſo nothwendiger, da auch der Fi⸗ 
nanzminiſter Poniropoulos feine Entlaſſung eingegeben 
und erhalten hat, fo daß jetzt ſämmtliche Minifterien 
unter drei Miniſter verthellt find. Wenn gleich diefe 
Ergänzung ſchon längſt im Intereſſe des Landes noth⸗ 
wendig geweſen wäre und von allen Seiten gefordert 


den hieſigen Tages neuigkeiten iſt zunächſt zu melden, wurde, fo iſt gerade fie es wieder, welche unfere Zus 
daß der Finanzminiſter, Hr. Lacave Laplagne wirk⸗ ſtände noch verwickelter macht. Sobald die Kandidaten 
lich um ſeine Entlaſſung gebeten haben ſoll. — der neuen Miniſterien bekannt wurden, war eine unge⸗ 
Einer der jänsſten Söhne des Vicekönigs von Egypten, heuere Bewegung unter den Deputirten und Senatoren 
welcher hier das ägyptiſche Inſtitut beſuchte, der Prinz bemerkbar, und die nächſten Adſtimmungen werden be⸗ 


Huſſein⸗Bey, iſt geſtern am Nervenficber geſtorben. 
Sch wei z. 

Es verlautet, daß ein ſehr bekannter höherer eidge⸗ 
nöſſiſcher Offizier Willens ſei, im Falle eines Bruchs 
zwiſchen der Pforte und Griechenland, letzterer 
Macht ein Hüfskorps von nicht weniger als 800 0 
Mann Schweizer zuzuführen. Die Krone Baiern 
würde Kleidung und Bewaffnung liefern, Frankreich den 
Sold garantiren und die Mannſchaft je zu 600 Mann, 
vermittelſt Kriegsdampfſchiffen nach dem Piräus trans⸗ 
portiren. Ländereien zur Anſiedelung in den zu erobern⸗ 
den Provinzen würden ſtatt Penſionen unentgeltlich ver⸗ 
theilt werden. i 


ö Jtalie n. 

Turin, 18. April. Neuerdings ſollte von Genf 
aus, wie im Februar 1834, Savoyen, Piemont und 
Oberitalien inſurgitt und revolutionict werden. Unſere 
Regierung iſt dadurch ſchnell von ihrem Vertrauen auf 
Genf und Waadt zurückgekommen, und hat die bei die⸗ 
ſer heimlichen Sendung in Annecy compromittirten Leute 
verhaften laſſen. Seit den offiziellen Schritten der ſar⸗ 
diniſchen Regierung iſt man in Genf aufmerkſamer auf 
die dortigen Fremden geworden, und hat ſie neuerdings 
der alten Paßordnung unterworfen. ö 


weiſen, daß alle Jene, welche Hoffnung auf ein Porte⸗ 
| ſeuille hegten, gemeinſchaftlich zur Oppoſition übergehen. 
Dieſes vorausſichtliche Eceigniß hat wohl das Gerücht 
‚ begründet, daß die Kammer, die ohnehin ihrem Schluſſe 
nahe iſt — obwohl wir noch kein Budget haben — 
| aufgelöft werden dürfte. — Die letzten Kammerſitzungen 
waren ſehr ſtürmiſch, und der Vorſchlag des Miniſter⸗ 
Präſidenten, daß ein Geſetzesentwurf in der Berathu ag 
der Kammer zwei Tage lang vertagt werden follte, dis 
der neu ernannte Fmanzminiſter die Vertheidigung über⸗ 
nehmen könnte, wurde mit ſechs Stimmen verneint. 
| Die Miniſteriellen verließen hierauf den Sigungsfualz 
die Zurückgebliebenen aber nahmen ein Protokoll auf, 
in welchem fie das Benehmen des Präſidenten der Kam⸗ 
mer hart tadelten (N. K.) 
Den neueſten, über Paris vom 30. April uns zu⸗ 
gegangenen Nachrichten zufolge, wiro Kolettis im Mir 
niſterium verbleiben und Herr Rigas Plamides das 
Portefeuille des Miniſteriums des Innern übernehmen. 

(Allg. Pr. Ztg.) } 


Osmaniſches Reich. 
Berichten aus Konſtantinopet vom 21. April 


— 


zufolge, hat der bisherige griechiſche Geſchäftsträget bel 


Breslau, 2. Mai. Der Cardinal Oſtini, Vor: der hohen Pforte, Herr Argpropouto, ven eine 


ſtand der Congregation der Biſchöfe und Ordensgeiſtli⸗ 
chen in Rom, hat das Umlaufsſchreiben, welches von 


Pius IX. zum Beſten der Irländer an ſeine ehrwürdi⸗ zu verlaſſen. 


gen Brüder erlaſſen iſt, mit einem an jeden einzelnen 


Bruder gerichteten Briefe am 17. April 1847 begleitet. 


Regierung den Auftrag erhalten, feine Päſſe zu verlan⸗ 
gen. Er ſteht demnach auf dem Punkt, die Hauptſtadt 


(Deſterr. Beob.) 


Dier „Oſſervatore Trieſtino“ veröffentlicht folgende 
Nachrichten aus Damaskus vom 6. April, die ihm 


gen fpigigen Bemerkungen über die weiße Kokarde von Wir theilen den Brief nach feinen Grundzügen in deut- 
Fontenay auf Hrn. Guizot richtete. (S. oben.) Wegen ſcher Sprache mit. Der Verfaſſer geht aus von der mit N e e 1 
dieſer Blicke nun ſoll heute ein ernſtliches Einſchreiten Bemerkung, daß der Papſt unter den ſehr großen Bez | find: Ia veigangenen Monate neſchten pisuch auf WZ 


des Hrn. Guizot ſtattgefunden haben. 
waren ſchon ſeit einiger Zeit mit einander nicht in dem 
beſten Vernehmen, jetzt fol Hr. Guizot bei Sr. Maj. 
dem Könige geweſen ſein und die Entlaſſung des Finanz⸗ 
miniſters begehrt haben. — Vorgeſtern fand die Gene⸗ 
ral⸗Verſammlung des deutſchen Hülfsvereins un: 
ter dem Vorſitze des daperiſchen Legations⸗Secretairs 
Wendtland ſtatt, der eine kurze, aber vortreffliche Einlei⸗ 
tungsrede zu dem Jahresbericht hielt. Dieſer Verein, 
den unter Andern auch die preußiſche Regierung mit 
1000 Fr. jährlich unterſtützt, hatte im vorigen Jahre 
eine Einnahme von 22,000 und eine Ausgade von 
19,000 Fr., und es ſiad etwa 8000 Perſonen durch 
denſelben unterftügt worden. — Die Nachrichten aus 
Madrid melden, daß der General Narvaez der Pairs⸗ 
kammer angezeigt habe, er werde als Bolſchafter nach 
Paris abgehen. — Die Akademie der Wiſſenſchaften 
hielt geſtern ihre Jahresſitzung, in welcher u. A. der 
Secretair der Akademie, Flourens, eine Lobrede auf den 
verſtorbenen deuiſchen Naturforſcher Blumenbach hielt 
und die von Lalande gegründete Medaille dem preußi: 
ſchen Aſtronomen Hencke für die Entdeckung des Pia: 
neten Aſträa im Jahre 1845 bewilligt wurde. 

* Paris, 29. April. Die Deputirtenfammer 
hat geſtern noch den Gefigentwurf wegen der griechi⸗ 
ſchen Anleihe und zwar mit 237 gegen 1 Stimme 
angenommen. In der heutigen Sitzung kamen die Ec⸗ 
gänzungsfredite für das vorige und diefes Jahr an die 
Reihe. Der ehemalige Legitimiſt und jetzt Radikalſte 
der Radikalen, Abbe Genoude, führte wieder eine Scene 
herbei, indem er von feinem Lieblingsthema, der allge⸗ 
meinen Wahl und Wahlfäbigkeit ſprach. Er fagte den 
Deputirten geradezu, fie hätten keine Wurzel im Volke 
und deshalb auch keine moraliſche Würde. Das gab 
natütlich gewaltigen Lärm. Hr. v. Genoude wurde von 
allen Seiten zur Ordnung gerufen und der Präſident 
mußte ihm ſagen, daß er kein Recht habe, die Kammer 
zu beleidigen. Hr. v. Genoude entgegnete, ob er nicht 
das Recht habe, die Wahrheit zu ſagen. Sie, fuhr er 
fort, haben die National- Souveränität proklamirt und 
berauben die Nation ihrer Rechte (Unterbiehung). Sie 
werden aus dieſen Verlegenheiten ncht anders heraus: 

kommen, als durch eine Appellation an das Volk, an 
das Land. Dieſe Kammer if} keine Kammer mehr, fie 
gebört zum Miniſterium, fie ift ein Appendix des Mi: 
niſteriums, ſie iſt nur noch eine königliche Rathsver⸗ 


Beide Miniſter kümmerniſſen, von welchen er nach Maaßgabe der Pflicht 


ſeines apoſtoliſchen Amtes täglich behelligt werde, ſeine 
ganze Sorge auch auf die Erleichterung der Unglücks⸗ 
faue hinrichte, durch welche Irland wegen des Mangels 
an Getreide auf die erbarmenswürdigſte Weiſe beunru⸗ 
higt werde. Und da er erkannt habe, daß die von ihm 
gütig geſpendeten und de anderen in der herrlichen 
Stadt geſammelten Hülfsmittel zur Erleichterung der 
von Tag zu Tag wachſenden Uebel Irlands nicht aus⸗ 
reichend ſeien: ſo habe er geglaubt, an die Ortsbiſchöfe 
ein Umlaufsſchreiben richten zu müſſen, durch welches 
fie ſelbſt und die Chriſtgläubigen gar ſehr angeregt wür⸗ 
den, von dem Gotte alles Troſtes, der uns in aller un⸗ 
ſer Drangſal tröſte, mit angeſtrengten Gebeten Hülfe 
zu erflehen und ihn zu bewegen, daß er den Bedürfniſ⸗ 
ſen jenes Volkes mit reichlichen Hülfsmitteln entgegen 
komme. Er (der Cardinal) ſende nun das päpſtliche 
Schreiben dem Bruder und ermahne ihn ſehr, den 
Wünſchen des höchſt wohlthätigen Papſtes nach Kräf⸗ 
ten zu willfahren, und die der hirtenmäßigen Fürſor⸗ 
ge des Bruders anvertrauten Chriſtgläubigen zu der⸗ 
jenigen Liebe gegen ihre Mitbrüder zu entflammen, 
welche Cyriſtus uns empfohlen habe, deſſen Leib und 
Glieder wir Alle wegen eines Gliedes ſeien. Er erfle⸗ 
he, indem er dieß dem Bruder anzeige, demſelben alles 
Glück vom Herrn. 

Für unbefangene und geſinnungstüchtige Leſer unſe⸗ 
rer Mittheilung bedarf es nicht der Verſicherung, daß 
unſere Theilnahme an dem Umlaufsſchreiben des Pap⸗ 
ſtes und an dem Briefe des Cardinals keine perſönli⸗ 
che iſt, ſondern eine rein gegenſtändliche, d. h. eine wiſ⸗ 
ſenſchaftliche. W. Böhmer. 


Griechenland. 


Athen, 15. April. Die Angelegenheiten Griechen⸗ 
lands ſind aus der ſchwierigen Lage, in der ſie ſich von 
jeher befunden, durch die Wendung der Dinge in der 
türkiſch⸗griechiſchen Angelegenheit in eine wirklich bedenk⸗ 
liche übergetreten. Tü⸗kiſche Truppen find in zahlreichen 
Kolonnen an unſeter Grenze aufgeſtellt, und in dem 
Hafen von Salonichi ſollen bereits mehrere türkiſche 
Kriegsſchiffe eingelaufen fein, als fiherer Beweis, daß 
die Pforte, die jedes eigenen Rathes unfähig iſt, den 
Rathſchlägen unbedingt Gerör. geliehen hat, die ihr 
von den Feinden Griechenlands und der europäiſchen 
Ruhe eingegeben worden. An unſern Grenzen iſt 


es des Gineral⸗Gouverncurs des Paſchalits v 


Ebene von Horan eine bedeutende Anzahl von B. d 


Das Haupt derſelben iſt der greife aber furcht' 
bare Schah Naif Schialan, deſſen Entfernung aus dielef 
| Provinz einſt der Regierung fo viel Müze gekofter halte. 
Der Grund, aus weichem er und fein Stamm den Erler 
den der betretenen ſchwachen Bezirke ſtören, iſt del 
Wunſch, ſich wegen eines Angriſſes zu rächen, welchen 
ihr Gegner Schah Mohamed Dahi und feine Bedui⸗ 
nen unter dem Vorwande ihrer Ergebenheit an die RE 
gierung, gegen mehrere wehrloſe und dem Naif unter 
gebene nomadiſche Familien der Wüſte unternommen ha 
ten. — Auf die erſte Nachricht von dem Eintreffen “ 
ner Horden trat der Gouverneur mit den Militärbehöl 
den zuſammen, um über die Maßregeln zu beratyſchla⸗ 
gen, durch welche Erſtere gehindert werden könnten, 
gewöhnlichen Verherrungen im Lande anzurichten. 
fänglich wollte Reſchid ſich perſönlich mit einem Dau, 
ſchement dahin begeben, dieſer Plan wurde j.doch IP 
ter aufgegeben, nachdem Naif vor dem Muſſclim vol 
Horan die Verſicherung gegeben, daß er und feine ? 1 
brüder nur in der Aoſicht dahin gezogen waren, 
Feind Duhin aufzuſuchen und ihn zu züchtigen; glelh, 
zeitig hatte Letzterer, auf die Kunde von der Anni 
rung Naifs, jeden Zufammenftoß mit dımfeiben sr, 
den und ſich eiligft nach den Ebenen von Horam 
d 
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nen. 


wendet. — Den 17. März ift General Omar 
bier angekommen und am 27ſten nach Hama 
Aleppo adgegangen. Zwei Infanterie⸗Bataillone 
ein Kavalerie⸗Regiment der hieſigen Beſatzung fm 7 
Beſagtes Corps fol in Hama d mr 

die daſeldſt in Beſatzung befindlichen zwei Infen ers 
75 
dell der 
ger operiten ſollen. — In verfloſſener Woche Arlacchen 


Fricen 15 


ißban 
greifer viele Menſchen getödtet, ihre Weiber wbb 


und das Dorf um mehr als 300.000 mer yıtcoß 
haben. Das geplünderte Dorf gehört 2 Saida⸗ 


Lokales unb Provinzielles. 


* * Breslauer Kommunal: Angelegenheten. 
Breslau, 3. Mal. (Getreidenoth.) In uns 
ſerem letzten Kommunal⸗Bericht haben wir darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die von der Verſammlung mit der Be⸗ 
ſugniß, ſelbſtſtändig Maßnahmen zur Abwendung der 
etreidenoth ergreifen zu dürfen, niedergeſetzte Kommiſ⸗ 
ſion, durch ein Kommiſſions⸗Mitglied ſofort mit einem 
Stettiner Haufe auf Ankauf mehrerer tauſend Centner 
tuſſiſchen Mehls für die Stadt hat abſchließen laſſen. 
Ferner hat die Kommiſſion ein Geſuch an den Chef 
des Seehandlungs = Inftituts mit der Bitte gerichtet, 
daß die dieſem Inſtitute angehörenden Mehlmühlen ihr 
Mehl zu ermäßigten Preiſen und zwar nicht mehr an 
Zwiſchenhändler, ſondern in kleinen Partien, etwa in 
Höhe von 1 bis 10 Centner, nur an Konſumenten, 
worunter die Bäcker mit begriffen ſind, verkaufen möge. 
Auch der Staat iſt angegangen worden, ſeine Maga⸗ 
Bine zu eröffnen. Die Diskuſſion über ein zu beantra⸗ 
gendes Verbot der Aus fu yr, endiyte mit dem Beſchluß, 
bierauf nicht anzutragen und wurden faſt diefilven 
Gründe angeführt, welche im vereinigten Landtage gegen 


die Ausſuhr vorgebracht wurden. — Den Antrag für 


inftellung der Kartoff 1. Brennereien hilt man für an⸗ 
gemeſſen, wenn man auch erkannte, daß gewöhnlich die 


tennereien bis zum Mai das Brennen von ſelbſt ein⸗ 


ſteuen und dieſer Antrag ſchon zum Herdſt hätte ges 
ſchehen ſollen, was feeilich aus dem Grunde unterblie⸗ 
den fei, weil der Staat ſich nur erſt im Stadium der 
effendarſten Theuerungszuſt ande zu dieſem ſehr beein: 
krächeigenden Maßregeln berbeigeläffen haben würde. 
ie Verſammung gab mit den Maßnahmen der Kom: 
miſſion ihre Zufriedenheit‘ zu erkennen. 

(Einſtellung des Holzhandels.) Die Ein- 
ſtellung des Holzhandels ſolte zu Johanni d. J. ein: 
treten, die Holzhof⸗-Deputation hat jedoch jetzt für ges 
elgneter gehalten, den Handel erſt am Schluß des Jah: 
res einzuſtellen und die Verpachtung der Holzplätze zum 
März eintreten zu laſſen. Die Gründe dafür waren, 
daß wenn zu Johanni der Handel eingeſteüt würde, 
nicht bloß die Stadt in Folge des Raimaanſchen Kon: 
traktes an Zöllen die Emnahmen veriieren dürfte, ſon⸗ 
dern auch ein Mangel an Holz für den Winter ein⸗ 

treten könnte, weil die neuen Pächter im Sommer und 
Herbſt möglicher Weiſe bei kleinem Waſſerſtand keine 
Holzzufuhr dewirken könnten. Die Deputation hat alſo 
mit einem auswärtigen Holzhändler auf 9000 Klaftern 
Holz abgeſchloſſen, mit der Bedingung, daß das Ho'z, 
was im Winter nicht verkauft wird, der Holzhändler 
zum Einkaufspreis zurücknimmt. Die Verſammlung 
war mit dieſer Anordnung einverſtanden. 
(Realſteuer der grundfeſten Bauden.) Auf 
Antrag der Kommunalſteuer⸗Deputation, die grundfeſten 
Bauden zur Real-Kommunalſteuer heranzuziehen, hat 
der Magistrat ſich für die Beſteuerung ausyefprochen, 
da dieſelben, wie alle übrigen Grundstücke mit Folio im 
Hypothekenbuch verſehen find. Die Verſammlung war 
diermit einverſtanden, glaubte jedoch, gegen die Anſicht 
s Magiſtrats, dafür ſtimmen zu müffen, daß kein 
8 kund vorhanden ſei, die für die Kämmerei auf den Bu: 
Ra eingetragenen Grundzinſen von dem Ertiage dieſer 
© taten abzurechnen und nur den Ueberreſt zu beſteuern. 
Re nahm hierberı Rückſi yt auf den Umſtand, daß die 
ü (rechnet, erhoben wird und demgemäß alle Eiyen: 
ſihu er von Häuſern und Grundſtücken auf deren Bes 
ngen ebenfalls Grundzinſen füt die Kämmer i haf⸗ 
n, di 3 1 5 4 
> dieſelde Begünſtizung fordern dürften und würden. 
S. Gollekte.) Es kam in der Verſammlung zur 
de ache, daß für die beiden ſtädtiſchen Gymnaſien in 
r Stadt alljährtich kollektirt wird, dies aber keineswe⸗ 
des gebilligt werden könne, da die Stadt das Nothwen⸗ 
Wer zur Echaltung dieſer Anſtalten geben müſſe. Die 
Mammiung ſteute daher an den Magiſtrat den Anz 
10g, dieſe von Alters her ſtatifindenden Kollekten ein 
Helen zu laffen, wenn nicht befoudere Hinderniſſe ent: 
gegenſtehen. 5 
d. (Bewilligung.) Den 22 Gefangenwärtern an 
Au Strafanſtalten wurde die dis ult. März bewilligte 
0 age von 1 Reihl. monatlich pro Perſon, auch noch 
ult. Auguſt gewährt. 8 
3 (Wahlen) Der Konditor Scholz, welcher feit 
uhren aufs Beſte ſen Amt als Bezirksvorſteher im 
Ardias⸗Bezirk verwaltet hat, legt nach Ablauf feiner 
W ne er die Weiterführung ſeines Amtes ab 
Nieder: 2 war aus Gefundgritgrüdfihten, fein Amt 
Stelverteeie die Stelle des Hrn. Scholz wurde ſein 
er der Tiſchtermeiſter Kür ſchner, gewählt 


= 1, 
mit einigen Worten se 
ei 


Wir wollen das Publikum 


Erg aufmerkſam machen. 
8 en \ t 
im Jubenthume” giebt einen lt len 
n der Reformer in Deutſch⸗ 


don Frankel Mann⸗ 
„Holdheim ꝛc. werden in Be 


Umriffen nüanzirt Die ſer Au 
\ . ſſatz eri 
n großen Kampf in der deutſchen e 


Meyer vom Brutto⸗Ertrage cines jeden Grundſtük⸗ 


— — 


richtige, denn der Mildthätige ift nicht im Stande den 
wahrhaft Bedürftigen von dem rein Lüderlichen zu un⸗ 
terſcheiden, und der bisher fleißige Hausvater, die wirth⸗ 
ſchaftliche Mutter, am meiſten das Kind, wird durch dies 
vagabondirende Leben ſo aus ſeinen, wenn auch nur ge⸗ 
ringen Gewerds verbindungen geriſſen, ſie ſo gänzlich ih⸗ 
ren häuslichen Pflichten entwöhnt, daß wenn uns auch 
durch Gottes Segen eine reichliche Erndte den Grund 
des gegenwärtigen Elends überhöbe, dennoch durch Ver⸗ 
nachläßigung dieſes Umſtandes, die fecundairen Folgen 
noch lange auf uns laſten müſſen. — Vor etwa acht 
Wochen hieß es: durch Drganifation der Orts- und Kreis⸗ 
Armen⸗Deputotlonen würde dieſem Uebelſtand abgeholfen, 
es ergingen Aufforderungen an die wohlhabenderen Ge⸗ 
meinden, durch Notural-⸗Unterſtützungen den bediängteren 
Gemeinden zu helfen. — Es geſchah — und daß dieſe 
Maßregel nicht ohne Wirkung, dieſer Weg der richtige 
war, bewies ſich dadurch, daß plötzlich circa 14 Tage 
lang das Betteln ganz aufhörte. Zu öfterer Wiederho⸗ 
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den Männern der Romantik und denen des freien 
Bewußtſeins; der Verf., Herr Dr. Geiger, gehört 
natürlich zu den Letzteren. Ein zweiter Artikel 
„Rundſchau“ von demſelben, giebt in gedrängter Weiſe 
eine Ueberſicht von den jüdifchen Verhältniſſen in 
Deutſchland, worin ſich namentlich die Geſinnung des 
Verfaſſers kund giebt, daß er alle Volksthümlich⸗ 
keit der Juden verbannt und ſie nur als Deutſche 
anerkannt wiſſen will. So ſagt er in Betreff des 
„Judengeſetzes“ in Preußen: „Schlimm genug, wenn 
von einem beſonderen „Judengeſetz“ die Rede iſt““ — 
Eine Meinung, die gewiß jeder Vernünftige theilt. — 
Die Sprache iſt kräftig, kernhaſt, ohne Phraſenſchwulſt, 
mitunter höchſt elegant. Eine kleine Probe mag dem 
Leſer genügen. Der Verfaſſer ſpricht von der Gemüths⸗ 
richtung derjenigen, die das liebgewordene Alte nicht 
gern aufgeben möchten, und fährt ſodann ſort: „Man 
ſpricht von dem Poctiſchen. Ich fühle die ganze Kraft 
der Poeſie, aber mag nicht die krankhaſte. Die geſunde 
Poeſie erfüllt ſich mit der ganzen Innerlichkeit der Ge⸗ lung ſoſcher Beiträge würden ſich aber ein großer Theil 
genwart, mit allem Edlen, was die Zeit bewegt, und ſelbſt der Wohlhadenderen, freiwillig kaum verſtehen. 
n ſchwellt ihr die Bruſt, fie ſchaut mit ahnen: Alle philantrepiſchen Privatvereine erreichen nur noth⸗ 
dem Segherblicke, mit ſehnſüchtigem, aber durch die Si⸗ dürftige Palliative für dieſe großen Wunden der menſch⸗ 
cherheit des Gelingens ſchon jetzt befriedigtem Verlan⸗ lichen Zuſtände. Er ſcheint demnach hier kaum eln 
anderer Ausweg, als daß der Staat eben duich Ver⸗ 
mittlung jener Armen⸗Deputationen (die den Be dürfti⸗ 
gen richtig erkennen, und ohne ihn ſeinen häuslichen 
Geſchäften zu entreißen, erreichen) direkt durch Geld uns 
terſtützen, und wäre dazu kein zuteichender Fond vorhan⸗ 
den, ſo könnte er, ehe er dieſen verderblichen ungeregel⸗ 
ten Zuſtand ferner fortdauern ließe zu dem Mittel grel⸗ 
fen, die höheren Klaſſen der Klaſſenſteuer zu dieſem 
Zweck für die noch dedrängten Monate doppelt einzu⸗ 
ziehen, denn juſt die höheren Klaſſen dieſer Steuer tref⸗ 
ſen (außer wenigen der wohlhabendſten Bürger kleiner 
Städte) durchgängig nur den Getreide erzeugenden Grund⸗ 
beſitzer, der für einen Scheffel heut fo viel befemmt, 
als ſonſt für viere. } 
Verzeichniß Er 
derjenigen Schiffer, welche am 3. Mai Glogau ſtrom⸗ 
aufwärts paſſirten. 


— —— ͤ— 


gen in die Zukunft; nur die krankhafte Pocſie zehrt an 
einigen Erinnerungen aus der Vergangenheit, ſie ſchwelgt 
in dem Glanze entrückter Ferne, ſie wiegt ſich in halb 
erlogenem Schmerze über dahingeſchwundene Herrlichkeit, 
ſie kennt nur die Salzfluth der Thränen, nicht den la⸗ 
benden Quell begeifterten Thetendranges.“ — Daß der 
Verf. die Kraft der Poeſie fühlt und verſteht, hat er 
in feinem Vortrage Über Uriel Acoſta genugſam an 
den Tag gelegt. — Das Heft enthält außerdem noch 
„literariſche Studien“ und einen Aufſatz über die Ber⸗ 
liner Reſorm⸗Zeitung, Beides ebenfalls vom Heraus: 
geber. 
Vorübergang der Planeten Venus und Jupfter. 
Aufmerkſame Betrachter des Himmels werden bereits 
mehrere Abende wahrgenommen haben, daß dee immer 
eller werdende Abendſtern Venus am Weſthimmel dem 


| 


Jupiter mit jedem Tage näher herauf gerückt ift und in : 5 

den legten Abenden ſchon ziemlich nahe bei demſelben 8 . n i ee a Stetten are 
geftanden hat. Dieſen zur beiläufigen Notiz, daß der Guſtav Schulz aus Neufalz deere dds dto. 
nächſte Vorübergang der Venus beim Jupiter in den Fr. Schmidt aus Neuſalz, . dio. dto. dto. 
Frühſt unden vom 5. zum 6. Mai Morgens um 4˙½ Uhr Fr. Neumann aus Tannenwaldt, dto. dto. dto. 
erfolgen wird, leider alſo zu einer Zeit, in welcher dieſe Der Waſſerſtand am Pegel der großen Oderbrücke iſt heute 


Planeten längſt nicht mehr über unſerem Horizonte ſind. 
Ihr ſcheinbarer Abſtand iſt dann 1° 48“ alſo etwa 3% 
Vollmondsbreiten. Am Abend vorher wird Venus am 
Abendhimmel noch rechts neben Jupiter zu ſtehen ſchei⸗ 
nen, am folgenden Abende aber ſchon über demſelben. 
verleihen geruht. — Anſtellungen: Die Kandidaten des 
| Höheren Schulamts Dr. Beinert und Palm, beide als 


Venus fährt dann täglich fort ſich immer mehr über 

den Horizont zu erheben und zugleich an Lichtglanz zu 
wachſen, während Jupiter nach und nach immer tiefer veſp. ſiebenter und achter Kollege des Gymnaſiums ad St. 
in die abendliche Dämmerung hinabſinkt. — Mariam Magdalenam zu Breslau; der bisherige interimi⸗ 
Die Stellung dieſer beiden ſchönen Planeten nahe 1 Lehrer Kroe ber als wirklicher evangeliſcher Schul⸗ 
bei einander ift ganz geeignet, Betrachtungen über die —1 10 d eee Kreiſes; die beiden Lehrer 
Verſchiedenheit ihres Olames 4 0 „, an der Schule zu Langenbielau, Seliger und Kloſe, als 

ſchiedenheit ih zes, ihre Farbe und ihres Aus | 

Anbli 9 evangel ſche Schullehrer, Erſterer zu Neu-Bielau und Letz⸗ 
11775 ar e 1 v. SR zu Nieder⸗Langenbielau, Reichenbachſchen Kreiſes. — 
re „4. Ma 4 eſtatigt: in Brieg der bisherige unbeſoldete Rathsherr 
Ergã nzung meiner „ Berichti ung“ Bergner als ſolcher anderweit, und in R ichthal der Kauf⸗ 
” gung mann Franke als unbefoldeter Rathmann, beide auf ſechs 


5 Fuß 10 Zoll, Windrichtung: Oſten. 


(Breslau.) Auszeichnung: Se. Maj. der König 
haben dem Schullehrer und Organiſten Matthaeus in 
Schwentnig, Kreiſes Nimptſch, zu ſeinem eingetretenen fünf⸗ 
zigjährigen Amtsjubiläum das allgemeine Ehrenzeichen zu 


vom 9. April, welche durch dieſes Blatt vom Jahre. 
13. April veröffentlicht wurde. (Vermächtniſſe.) Von dem im Oeſterreichiſchen ver⸗ 
ſtorbenen Beſitzer von Grafenort, Reichsgrafen zu Herber⸗ 


Der Schluß einer Berichtigung mehrfacher durch 
die Zeitungen über mich verbreiteten Unwahrheiten und 
Verdächtigungen wurde durch den Cenſor, Herrn Regie⸗ ; 

A Gen genau 6 Rthlr., des Dorfes Hohendorf 6 Rihlr. — Von 
rungs- Rath von Schönfeldt geſtrichen. Das ober⸗ dem zu Leutmannsdorf Sehe See Kreiſes, 
cenſurgerichtliche Urtel vom 27. April bat die Druck- verſtorbenen Bauergutibefiger Günzel: der daſigen Schu⸗ 
Erlaubniß ertdeilt. De Stile, deren letzte fünf Zeilen | a von Schulbedürfniſſen für arme 
unterdrückt, lautet im Zufammenhange: 8 Der Kaufmann Wilhelm Richter zu Striegau iſt als 
r ae enthalte ich mich jeder Beurtheilung dies | Hülfs⸗Agent der Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Colonia“ 
ſer Vorgänge. 


beftätigt worden, nachdem er aufgehört hat, Agent der Ber⸗ 
Ich werde nicht ermangeln, den weiteren Verlauf liner Feuer⸗Vorſicherungs⸗Geßeüſchaft zu fein. — Der Kauf⸗ 
dieſer Angelegenheit, die nicht die meine allein iſt, ſeiner 


mann — ar 8 iſt als Saanen 
l x 8 8 der Feuer⸗Veaſicherungs⸗Geſellſchaft „Colonia“ beftätigt wor: 
Zeit der Oeffentlichkeit zu übergeben, ergreife aber dieſe Ne aa der unter dem 30. Juni 1840 beftälgte Rack 
G.ligenheit, um Allen, weiche von nab und fern, eins! maun Hartel daſelbſt aufgehört hat, Agent der nämlichen 
zeln und collectio, mir ihren warmen Dank ausgeſpro⸗ Geſellſchaſt zu fein. i 4 
chen, als Gegendank zu fayen, daß auch das ſicherſte Aannigfalitges. 
Bewußtiſein durch ſolche Toeilnabme gekräftigt wird. late Miniſter und der Stenograph.) 
Breslau, den 4. Mal 1847. 9 So wie man ſich in Paris in den minifteriellen Bü⸗ 
Heinrich Simon, St wigerichts⸗Rath a. D. | raus der Stenographen bedient, um die ſchöiftlichen 
- 8 Arbeiten der Deparctements⸗C es zu vereinfachen und zu 
* Aus dem Schweidnitzer Kreiſe, I. Mai. Mit beſchleunigen, fo iſt Aehnliches auch bereits in Deulſch⸗ 
innigem Bedauern für die Acmuth böcen wir bier jeden land, und zwar mit dem günſtigſten Erfolge, verſucht 
und jeden Markttag das Schreckens vort: der Getreide- worden. Der wackere Gabelsderger in Münden, der 
Preis iſt wieder geſtiegen, und wenn glich in den mehr | der Begründer eines neuen ſtenographiſchen Syſtems iſt 
im Thal liegeden rein Get eide bauenden Dörfern die und manchen tr fflichen Schüler ausgebildet hat ') (in 
Noth groß ift, fo das Hunderte von Tagelödnerfamitien[ +, Das Dresdner Tagebl. ſchreibt aus Dresden: „Die 
ihr Leben auf das Kümmerlichſte von einem Tage zum ſächſiſche Stenographie, nach dem von Gabelsberger 
andern feiften, fo. friften fie es doch noch, in den höher in München e e Schüler 
gelegenen Weberdörfern aber geht es gar nicht mehr. N h bar geh ihre praktiſchen Wenige 
Erſt dieſe Woche gab ein Bauer in Giclachsdorf, einer währt, indem das von Stolze in Berlin dem Gabels⸗ 
75 en die 1 nn er beittin, 5 von ge⸗ U e ae de 8 u. 
ochtem Heu ganz entkeaftet war, drei neubackene Brote, en tan % gezeigt hat, fo daß fi e 
und alle ſünf Perſonen ſtarben an zu raſchem Genuß prruß ſche Regierung genöthigt gefehen, die Mitwirkung 
2 i unſeres Wigard zur Einrichtung der ſtenographiſchen 
deſſeiben. — Täglich ſchweifen hunderte von Betilern Kanzlei in Berlin in Anſpruch zu nehmen. Wigard, am 
in den Niederdörfern herum; ihnen eine kleine Gabe zu 20. April mit Urlaub des ſachſiſchen Minifteriums von 
verweigern iſt dem menschlich Füdlenden unmöglich, denn F Berlin abgereiſt, hat zwei ihm ne 
ſchon bei ihrem Anblick kann man faſt immer adnen, * ner Stenographen, Schladitz und Damm, mt⸗ 
wie nur der grimmigſte Hunger fie aus ihrer Helmath 
trieb. Allein dieſer Zuſtand iſt doch ſicher nicht der 


ein den Hausarmen der Pfarre Grafenort 14 Rthlr., 
der Pfarre Alt⸗Lomnitz 14 Rthir., des Dorfes Nieder-Lan⸗ 
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enommen. Dem Vernehmen nach wird Wigard, da 
ein Urlaub binnen 14 Tagen ablauft, den Stenogra⸗ 
phen Dr. Mühauſer nachſolgen laſſen. 
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ähnlicher Weiſe wie es ſeit einigen Jahren Herr Stolze 
im nördlichen Deutſchland gethan), ward bereits ver 
länger als einem Jahrzehend von dem damaligen baieri⸗ 
ſchen Miniſter, Fürſten v. Oettingen⸗Wallerſtein, als 
ſtenographiſcher Expedient beſchäftigt, und zwar hat er 
in dieſer Stellung wahrhaft Außerordentliches geleistet. 
Einer freundlichen Privatmittheilung verdanken wir ei⸗ 
nige Notizen darüber, deren Richtigkeit wir verbürgen 
können: Der Fürſt v. Oettingen⸗Wallerſtein, der einer 
der thätigſten Verwaltungs-Chefs war, hatte ſich mit 
Gabelsberger in ſolchen Rapport geſetzt, daß er ſelbſt 
faſt gar nicht mehr ſchrieb, ungeachtet er perſönlich mehr 
ausarbeitete, als alle feine Referenten zuſammen, und 
er oft an einem Tage mehr Sachen erledigte, als man⸗ 
cher ſeiner Votgänger in einer ganzen Woche. G. ſchrieb 
Alles ſtenographiſch eben ſo raſch hin, wie es der Fürſt 
ausgeſprochen, wonächſt er, während der Letztere beim 
Könige war, Audlenzen ertheilte, Sitzungen hielt u. ſ. w., 
das Aufgezeichnete einem anderen, der es in Current⸗ 
ſchrift übertrug, diktirte. G. konnte ſogar, wenn er ei 
nige feiner flenographirten Täfelchen gleichzeitig vor ſich 
hatte, mehreren Schreibern zugleich die verſchiedenſten 
Sachen diktiren. War es ein Eirkular an die Behör⸗ 
den, fo ließ er es gleich mit lithogtaphiſcher Ueberdruck⸗ 
Dinte ſchreiben, und binnen einer Stunde, nachdem es 
der Miniſter diktirt hatte, war dann das Ganze ſchon 
gedruckt und durch die Poſten verſandt. Nach einiger 
Zeit kamen der Miniſter und der Stenograph auf die 
Idee, während des Fahrens zu arbeiten. Der Erſtere 
wohnte nämlich nicht in der Stadt, ſondern auf ſeinem 
2½ Meilen von München entfernten Gute Leutſtetten, 
wohin er täglich eine Fahrt von 1%, Stunden zu ma⸗ 
chen hatte, welche Zeit er nicht unbenutzt zur Arbeit 
laſſen wollte. Der Verſuch hatte anfangs feine Schwie⸗ 
rigkeiten, aber bald ſtenographirte G. fahrend eben fo 
raſch als im Zimmer, ſo daß der Fürſt auf mancher 
Hinz oder Herfahrt ſechs bis ſieben Bogen zu diktiren 
vermochte. Ja, einmal traf es ſich, daß es während 
des Diktirens auf der Fahrt dunkel und völlig Nacht 
wurde, und bei dieſer Gelegenheit entdeckte G., daß er 
ſeine ſtenographiſchen Zeichen auch ohne Licht vollkom⸗ 
men dechiffrirbar niederzuſchreiben im Stande ſei. Er 
konnte das im Finſtern Aufgezeichnete ſtets vollſtändig 
benutzen, was, wie uns ſcheint, ein recht ſchlagender 
Beweis iſt, wie praktiſch das Syſtem der von Gadels⸗ 
berger erfundenen, rundlichen Schrift ſei, die beim Auf⸗ 
zeichnen einer weit geringeren Sorgfalt als andere 
Schriftarten bedarf, um leſerlich zu bleiben. 
(Mag. f. d. Lit. d. Ausl.) 

— In dem eine halbe Stunde von Mainz entfernt 
liegenden Orte Weiſenau hat ſich vor einigen Tagen 
folgender köſtliche Schwank ereignet, welcher zu einer 
Poſſe keinen üblen Stoff abgeben dürfte. Ein Maler, 
Herr E. . . welcher in genanntem Orte, ganz oben auf 
dem Berge, einen ſchönen Garten beſitzt, in deſſen Mitte 
ſich ein Landhaus befindet, hatte des Abends eine kleine 
Geſtllſchaft aus Mainz mit dahin genommen, um bei 
dem beginnenden Frühjahre einige Stunden auf dem 
Lande angenehm zuzubringen. Die Geſellſchaft mochte 
ſich ſeit etwa einer Viertelſtunde entfernt daben, und 
Herr L., welcher indeſſen alles wieder in Ordnung ge⸗ 
bracht und ſein Haus verſchloſſen hatte, war gerade im 
Begriffe, durch den Garten heraus zu gehen, als er im 
Dunkel drei Männer wahrnahm, welche ſich bereits in 
dem geöffneten Gärten befanden, und nach dem Haufe 
zu ſchlichen. Schnell entſchloſſen, eilt Herr L. raſch 
nach ſeiner Hausthüre, öffnet dieſelbe, und ſteigt die 
nach der obern Etage führende Treppe hinauf, wo er 
ſich mit einem tüchtigen Prügel verfieht, und an den 
obern Stufen der Treppe ſich bereit ſtellt. Die drei 
ſchon bemerkten Männer ſchlichen langſam nach, öffnen 
leiſe die Thüre, und ſchleichen behutſam die Treppe hin⸗ 
auf, wo ſie aber zu ihrem großen Erſtaunen von dem 
ſie erwartenden Herrn L. mit furchtbaren, Schlag auf 
Schlag auf einander folgenden Hieben begrüßt werden. 
Während des nun folgenden Handgemenges ſchreien die 


drei Männer mit wahren Stentorſtimmen nach dem 


Bürgermeister, worüber ſich Herr L. nicht wenig wun⸗ 
derte, da es doch ſonſt keine Gewohnheit der Diebe zu 
fein pflegt, bei ihren philantropiſchen Beſtrebungen die 
Hülfe eines Bürgermeisters in Anſpruch zu nehmen, 
und jetzt erſt fragte er ſeine Angreifer, was man denn 
eigentlich von ihm wolle; indeſſen war der Bürgermei⸗ 
ſter mit mehreren Bauern und in Begleitung einer La⸗ 
terne herbeigekommen, wo ſich nun die tragikomiſche 
n bald aufklätte. Da im Laufe des Win⸗ 
ters in Weiſenau mehrere verwegene Diedftähle zur Aus: 
führung gekommen waren, machte der Bürgermeiſter 

öhnlich des Abends, von drei Schaarwächtern mit 
Hen beate, die Runde, theils um die Diebe zu 
verſcheuchen, theils um ſolche wo möglich einzufangen, 
Gerade in dem Augenblicke, als Herr L. ſeinen Gar⸗ 
ten hatte vetlaſſen wollen, war die Runde an ſeiner 
Beſitzung angelangt; man hörte Geräuſch, bemerkte im 
Garten einen Mann, der ſich im Dunkeln bewegte, und 
ſchloß daraus, daß man endlich den Dieben auf die 
Spur gekommen ſei: Herr L. dagegen, welcher ebenfalls 
fo, manches von den begangenen Dlebſtählen gehört hatte, 
nahm die Schaarwächter für Spitzbuben, and ſchlug 
tüchtig darauf los. Als man ſich num beim Scheine 
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der Laterne gegenſeltig erkannt und höflichſt entſchuldigt ] 19) die Kandrzin⸗Koſeler Kariolpoft: 


hatte, gingen beide Theile friedlich auseinander, werden 
aber wohl noch lange an dieſen vethängnißvollen Abend 
denken, da ſowohl der muthige Herr L., als auch ganz 
beſonders die drei Schaarwächter fürchterlich durchgeprü⸗ 
gelt wurden. Am meiſten dürften die Diebe ſelbſt über 
dieſe Begebenheit lachen, da die ihnen von beiden Sei: 
ten zugedachten Prügel auf dieſe Weiſe Anderen zu Theil 
geworden ſind. 


Verlag und Druck von Graß, Barth u. Comp. 
Redaktion: E. v. Vaerſt und H. Barth. 


Bekanntmachung. 

In Verfolge der vom 1. d. M. ab auf der ober⸗ 
ſchleſiſchen und Wilhelms⸗Eiſenbahn zur Ausführung 
gekommenen veränderten Fahrpläne, ſind im Laufe der 
Poſten folgende Veränderungen eingetreten: 

Es iſt abzufertigen: 
J) die Ohlau⸗Neiſſer Perſonenpoſt 
aus Ohlau 9½ Uhr früh und 7 ½ Uhr Abends 
nach Ankunft des Iſten und 3ten Dampfwa⸗ 
genzuges von Breslau, 
aus Neiſſe um 3 Uhr früh und 1 Uhr Nach⸗ 
mittags zum Anſchluſſe an den Aten und Zten 
Dampfwagenzug nach Breslau; 
2) die Brieg⸗Neiſſer Perſonenpoſt: ; 
aus Brieg um 2½ Uhr Nachmittags nach An⸗ 
kunft des ten Dampfwagenzuges von Breslau, 
aus Neiſſe um 6 ½ Uhr früh zum Anfchluffe 
an den Iſten Dampfwagenzug nach Breslau; 
3) die Brieg⸗Namslauer Perſonenpoſt: 
aus Brieg um 2 ½ Uhr Nachmittags nach An⸗ 
kunft des 2ten Dampfwagenzuges von Breslau, 


aus Namslau um 7 Uhr früh zum Anſchluſſe⸗ 


an den Iſten Dampfwagenzug nach Breslau; 
4) die Bernſtadt⸗Fürſten⸗Ellguther Botenpoſt: 
aus Bernſtadt um 6 Uhr früh zum Anſchluſſe 
„an die Poſt ad 3, 
aus Ellguth um 5%, Uhr Nachmittags; 
5) die Brieg⸗Karlsruher Perſonenpoſt: 
aus Brieg um 2% Uhr Nachmittags, 5 
aus Karisruh um 7 Uhr früh zur Verbindung 
; mit dem Mittagszuge nach und von Breslau; 
6) die Schurgaſt⸗Löwener Kariolpoſt: 
aus Löwen um 10 ½ Uhr früh und 8 ½ Uhr 
Abends, 7 
aus Schurgaſt um 7 Uhr früh und 5 Uhr Abends 
zur Verbindung mit den Früh⸗ und Abend⸗ 
Zügen nach und von Breslau; 
7) die Löwen⸗Michelauer Botenpoſt: 
aus Löwen um 10%, Uhr früh, 
aus Michelau um 4 Uhr Nachmittags zur Ve 
bindung mit dem Iften und letzten Damp 
wagenzuge; 
8) die Löwen⸗Falkenberger Kariolpoſt: 
aus Löwen wie bisher, 
aus Falkenberg um 5 % Uhr früh zum Anſchluſſe 
an den Zten Zug nach Breslau; 
9) die Oppeln⸗Karlsruher Perſonenpoſt: 
aus Oppeln um 1 Uhr Nachmittags nach Ankunft 
des Iften Zuges von Myslowitz und Breslau, 
aus Karlstuh um 10 Uhr früh zum Anſchluſſe 
an den 2ten Zug nach Breslau u. Myslowitz; 
10) die Oppeln⸗Lublinitzer Perſonenpoſt: 3 
aus Oppeln um 4 Uhr Nachmittags nach An⸗ 
kunft des 2ten Zuges von Breslau, 
aus Lublinitz um 1½ Uhr früh zum Anſchluſſe 
in Oppeln an den Iſten Zug nach Breslau; 
11) die Oppeln⸗Neuſtädter, und . 
12) die Oppeln⸗Neiſſer Perſonenpoſten: 
aus Oppeln um 12 Uhr Mittags nach Ankunft 
des Iſten Zuges von Breslau, 
aus Neuſtadt und reſp. Neiſſe bleibt der Abgang 
unverändert; 2 
13) die Neiſſe⸗Chrzelitzer Kariolpoſt: 
aus Chrzelig um 4% Uhr Nachmittags nach An⸗ 
kunft der Poſt von Oppeln; 
der Abgang von Neiſſe bleibt unverändert; 
14) die Gogolin⸗Leobſchützer Perfonenpoft und 
15) die Gogolin⸗Gr.⸗Strehlitzer Kariolpoſt: 
aus Gogolin um 12%, Uhr Mittags nach An⸗ 
kunft der Iften Züge von Breslau und Mys⸗ 
lowitz; 
der Abgang von Leobſchütz und reſp. Gr. St eh⸗ 
litz bleibt unverändert; 
16) die Koſel⸗Neiſſer Perſonenpoſt: N 
aus Kofel um 12 Uhr Mittags, nach dem 
treffen des Iſten Zuges von Myslowitz, 
aus Neiſſe um 6 Uhr früh zum Anſchluſſe in 
Koſel an den Aten Dampfwagenzug von 
2 Breslau; N x 
17) die Randtzin-Gnadenfelder und 
18) die Kandrzin⸗Leſchnitzer Kariolpoften: 
aus Kofel um 11, Uhr Nachmittags, nach dem 
Eintreffen der Iften Züge von Breslau und 
witz, 
aus Gnadenfeld und Leſchnitz um 7 Uhr und 
reſp. 8 Uhr früh zum Anſchluſſe an den 
Iſten Zug nach Breslau und Myslowis; 


Ein⸗ 
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aus Koſel um 5%, Uhr früh und 11½ Uher 

Vormittags zum Anſchluſſe an die Mittags⸗ 
züge nach Oderberg und Myslowitz, 

aus Kandrzin um 6 ½ Uhr früh und 4½ Uhr 


Nachmittags nach Ankunft der Züge von Re 


tibor und Breslau; 
20) die Ujeſt⸗Rudzinitzer Kariolpoſt: 
aus Ujeſt um 4 Uhr früh, 12 Uhr Mittags u. 
3% Uhr Nachmittag y 3 
aus Rudzinitz um 10 ½ Uhr Vormittags, 4 Uhr 


Nachmittags und 5 ½ Uhr Abends zur Ver⸗ 


bindung mit den Dampfwagenzügen; 
21) die Gleiwitz⸗Tarnowitzer Perſonenpoſt: 
aus Gleiwitz 1 
mittags, 
aus Tarnowitz um 6 Uhr früh und um 10 Uhr 
Vormittags zum Anſchluſſe an die Züge nach 
Breslau und nach Myslowitz; 
22) die Krakau⸗Gleiwitzer Perſonenpoſt: 
aus Gleiwitz um 3½ Uhr Nachmittags und 
7 ½ Uhr Abends, ; u 
aus Krakau um 4 Uhr Nachmittags und 1 Uhr 
Nachts zum Anſchluß an die Dampfwagen⸗ 
zuge nach und von Breslau; 
23) die Gleiwitz⸗Rybnicker Perfonenpoft: 
aus Gleiwitz um 3 Uhr Nachnuttags nach dem 
Eintreffen des Iften Zuges aus Breslau, 
aus Rybnick um 5 Uhr früh zum Anſchluſſe an 
den Iften Zug nach Breslau; 


24) die Tarnowitz⸗Schwientochlowitzer Perfonenpoft: 
aus Tarnowitz um 7 Uhr früh, aus Schwien⸗ 
tochlowitz um 7 Uhr Abends zur Verbindung 
mit den Zügen nach und von Myslowitz; 

25) die Beuthen⸗Schwientochlowitzer Perſonenpoſt: 

aus Schwientochlowitz unmittelbar nach dem Ein⸗ 
treffen eines jeden Zuges von Breslau, 
aus Beuthen zum Anſchluſſe an jeden Zug nach 
Breslau, um 7 Uhr früh, 11½ Uye Vos 
mittags und 4½ Uhr Nachmittags; 5 
26) die Myslowitz⸗Neuberuner Kartolpoſt: 


0% Uhr früh und 3 uhr Nach⸗ 


aus Myslowitz um 5 Uge Nachmittags nach | 


Ankunft des Iſten Dampfwagenzuges von 
Breslau, 0 

aus Neuberun um 4 Uhr früh zum Anſchluſſe 
an den Iſten Zug nach Breslau; > 

27) die Nicolai⸗Pleſſer Perſonenpoſt: 9 

aus Nicolai ½ Stunde nach Durchgang der Iſten 


aus Pleß um 7 Uhr früh zum Anfaluffe 
die Krakau = Gleiwitzer Perſonenpoſt um 
Uhr Vormittags; 
28) die Ratidor⸗Hultſchiner Perſonenpoſt wird aufgehe⸗ 
ben, um ſtatt deſſen eine täglich zweiſpännige viel 
figige Perſonenpoſt zwiſchen Huliſchin und den 
Bahnhofe Oderderg mit folgendem Gange eingerichtet 
aus Hultſchin 6 ½ Uhr fräh, 9 
in Oderberg 7%, Uhr früh zum Anſchluſſe 
den Iſten Dampfwagenzug nach Breslau, 
aus Oderberg 6 Uhr 45 Min. Abends nach Aw 
kunft des Dampfmwagenzuges von Breslau 
in Hultſchin um 8 Ur Abends. 


Hiervon wird das Publium in Kenntniß geſetzt. 

Breslau, den 4. Mal 1847. * 
Oder⸗Poſt⸗ Amt. 
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(Eingefandt) 

> Schweidnis, 2. Mai, Wenn auch zur 
derung der Noth in hieſiger Gegend ſchon recht viel 
ſchah und wo möglich fort geſchieht, fo iſt doch nit 
erkennen, wie die große Zahl der arbeitsloſen Gebi 
wohner ſich durchfriſten ſoll, da Arbeit dem Armen a 3 
nur feine Nahrung ſichert. Faſt durchgehends m 
Gewerbe, Bauten und Unternehmungen jeder Art und es d 

bührt dem Einzelnen ein allgemeiner Dank, e 


Gegenwart auf irgend eine Weiſe menſchliche Arbeit, 
benutzt. Zu einem ſolchen Dank wird ſich der hieſige UF 

Verein der Schweidnitz⸗Waldenburger rothe Göhr 
die Bewohner der Gegend verpflichten, wenn ve 
wie in der legten Generalverſammlung befchlofe® mt, 
den, eine theilweiſe Neuſchüttung der Straße vort —— 
da ein ſolches Unternehmen durch längere Zeit 8 leich 
deutende Menge Arbeiter ernährt, die andern 2) n. 
erden müßte 2 


den Arbeitsunfähigen der Gegend zur Laft werd‘ 


ition 
Für die Abgebrannten zu Raudten hat die Groe 


Be, 

i ten 

der Breslauer Zeitung noch nachträglich dankbar en 
Ribür. und 


von Hrn. Regierungs⸗Sekretär Holtzhey IRY 
einigen armen Kindern 13 Sgr. 


Poſt nach Krakau, alfo pptr. 6½ Uhr Abende, 


e n Beilagen 


— 


998 — 8 
| Erſte Beilage zu N? 103 der Breslauer Zeitung. 


Mittwoch den 5. Mai 1847. 


Theater ⸗Mepertokre. 
Mittwoch, zum Benefiz für Hrn. Kahle, 
zum erſten Male: „Die Hochländerin.“ 
Romantiſche Oper mit Tan; in drei Akten 
von Bernd von Guſeck, Muſik von Kon⸗ 
radin Kreutzer. — Perſonen: Alamor 
Mac Ronald, Häuptling eines hochländiſchen 
Clans, Hr. Prawit. Adelma, ſeine En⸗ 
kelin, Mad. Küchen meiſter. Fergus 
Mac Dougal, Hauptling eines andern 
Stammes, Hr. Rieger. Graf Lionel 
von Mar, Bannerherr des Königs von 
England, Hr. Kahle. Ein Hochländer, 
Hr. Gregor. Hochländiſche Greiſe, Krie⸗ 
er und Frauen. Soldaten. (Die zu 
ücher ſind an den Eingängen für 
4 Sgr. zu haben.) 1 
Donnerstag: „Vor hundert Jahren.“ 
Komiſches er 8 4 aan von 
Dr. Raupach. Zum uß: „Nummer rss „ 
arg.“ Poſſe in einem Aufzuge von C. 1 APR NASEN AN AS ZURN 
Lebrun. 
Verlobungs⸗Anzeige. 
Die heut vollzogene Verlobung unſerer Toch⸗ 
ter Amalie mit dem Buchhändler Heren 


1 rr 


r Zt 
2 N 2 1 N 


28 


NaturwiſſenſchaftlicheVerſammlung. 

Mittwoch den 5. Mai, Abends 6 uhr, 
wird Herr Dr. Marbach über die neuen 
Entdeckungen Faradays einen Vortrag hal⸗ 


Richter von hier, zeigen wir Verwandten sten und denſelb i . 
e . — ſelben durch Experimente er⸗ 
Groß ⸗Strehlitz, den 2. Mai 1847. If An B. NI. C 
W. Herzfeld und Frau. Erwiederung auf Dar Schreiben: Ja 
Als Verlobte empfehlen ſich: B EHE ge 1 


Amalie Herzfeld. 
J. W. Richter. 
Berbindungs- Anzeige. 5 
(Statt beſonderer Meldung.) du auf den Berg? . 
Hugo Schwarz, O.⸗L.⸗Ger.⸗Aſſeſſor Ich bitte um Gratulation. 
und Fürſtenthums⸗Gerichts⸗Rath M. G. S 
in Trachenberg. 5 Dankſagung. 
Agnes Schwarz, geb. Brier. Der Gutsbeſitzer Hr. Emanuel Prings⸗ 
Breslau, 4. Mai 1847. heim zu Oppeln hat einem längſt gefühlten 
Entbindungs: Anzeige. Bedürfniffe in unſerer Gemeinde abgeholfen. 
Geſtern wurde meine Frau Leontine, geb. Derſelbe hat an Stelle der mangelhaft gewe⸗ 
Matthias, von einem Mädchen entbunden. fenen umfriedung unſeres Friedhofes, auf wel: 
Breslau, den 2. Mai 1847. chem die Ueberreſte ſeiner in unſerer Ge⸗ 
Julius Menzel. —.— — . en. — 
Entbindung Anzeige ? Nane DE aumumung zun 
(Statt beſonderer Meldung.) dem ſehr beträchtlichen Koſtenaufwande von 
Die glückliche Entbindung „ bon] MAD. FH1.. aufgeführt und außesdem bre Be, 
einem gefunden Knaben, beehre ich mich, mei⸗ meinde einen Fond von 400 Athl. zur immer⸗ 
* währenden Inſtandhaltung überwieſen. 
nen Freunden hiermit ergebenſt anzuzeigen. D ; 
Breslau, den 4, Mai 1847 des * — erer * — 
2 K r manue ringsheim hiermit 
E. B. Strenz. öffentlich 2 nige un⸗ 
Entbindungs = Anzeige terlaſſen und fagen wir demſelben in unſerm 
Bie . ee und der ganzen Gemeinde Namen den innig⸗ 
5 2 


en Dank. 
liche Entbindung meiner lieben Frau Alwine 5 Bernſtadt, den 3. Mai 1847. N 
geb. Nißle, von einem muntern Knaben, be: | Der Vorſtand und die Deputirten der iſrael. 
87 ich mich, Ra er re anzuzeigen. Gemeinde, 
reslau, den 3. Ma „ Folgende nicht zu beſtellende Stadtbrieſe: 
Carl Auguft Dreher. 1, Herrn Sprachlehrer Ollendorf. 
Todes ⸗ Anzeige. 2. „Lehrer Romann. 
Das am 2. Mai erfolgte Ableben unſers] 3. „ Gutsbeſitzer Schirmer. 
Vaters, des Getreidemaklers M. B. Treuen⸗] 4. „ Kemmerzienrath Biebrach. 
ſels, in feinem 70ſten Lebensjahre, zeigen wir | 5. Fräulein Dorothea Lobethal. 
eunden und Verwandten hierdurch, um ſtille] 6. Herrn Seilermeiſter Kochler. 
heilnahme bittend, ergebenſt an. 7. Frau Reinhard in Ottwitz. 


Dein herrlicher Brief hat mir eine unbe⸗ 
ſchreibliche Freude gemacht. Wann kommſt 


ee Die Hinterbliebenen. 8 „ Hanul. 0 
Todes Anzeige. Herrn Guſtav Weber. 
Heute 10. Brauer Wiedemann. 
Leid früh halb 9 uhr ſtarb nach langen 11. 1 Brauer Keil. 


0 — an der Bruſtwaſſerſucht unſer theurer 
te, Vater, Großvater, Bruder und Schwie⸗ 
ater, der Kaufmann Lippmann Lö⸗ 


C. Duttge. 2 
Rittergutsbeſitzer Tſchier ſchky. 


14. „ Siegfried Tobias 


ein, in einem Alter von 59 Jahren. |, * N / 
e zeigen Verwandten und Freunden, ſtatt konnen durüggeſg dez 2 7 
onderer Meldung, in tiefer Trauer an Breslau, den 3. Mai 1847. 


In Leppersdorf dei Landeshut iſt unter bil⸗ 
ligen Bedingungen zu verkaufen: eine länd⸗ 
liche Beſitzung, beſtehend aus einem maſſiven 
Wehnhauſe mit 11 Zimmern, 2 Küchen, Kel⸗ 
ler, Speiſegewölbe, aus einem maſſiven Schup⸗ 
pen, großen Garten, eirea 2 Morgen Wieſe. 
Von der Stadt nur 5 Minuten entfernt, die 
Ausſicht auf das Gebirge, die Schneekoppe 
und zugleich auf das Boberthal darbietend, 
würde dieſe Beſitzung Jedem anzuempfehlen 
ſein, welcher den Aufenthalt auf dem Lande 
dem der Stadt vorzieht, dabei aber den ge⸗ 
ſelligen Verkehr mit letzterer zu verbinden 
wünſcht. Naheres ertheilt der 

Kaufmann G. Dorn in Landeshut. 

5000 Kıplr, werden geſucht gegen jara 
cessa. Das Kapital haftet auf einen hieſi⸗ 
gen nahe am Ringe belegenen Grundſtücke, 
welches in der Feuer⸗Societat mit 36,000 Rtl. 
verſichert und für 75,000 Rtl. gekauft wor⸗ 
den iſt. Die abzutretende Hypothek per 
5000 Rtl., zinsbar mit 5 Prozent, geht mit 
36,000 Rtl. aus. — Der Hypothekenſchein 
kann eingeſehen werden: Nikolaiſtraße Nr. 34 
eine Treppe. 


Beabſichtigter Tauſch. 
Der Beſitzer einiger Rittergüter beabſich⸗ 
eines derſelben gegen ein zu Breslau in 
der Vorſtadt gelegenes Haus, wo möglich mit 
zu vertauſchen. Gegen⸗ 
it ein Areal von 300, 
ch 2000 Morgen. Der Unter: 
zeichnete iſt zur Leitung des Geſchäfts beauf⸗ 
tragt wg: ee in Staße 8 

5 * U n e, v . 1 
9 * J Breslau. 


die Hinterbliebenen. 
Breslau, den 4. Mai 1847. 


1 Todes: Anzeige. 
fd m 1. Mai d. J. entſchlief nach langem, 
en Leiden meine geliebte Frau Bertha, 
eb. Forni, im 53ſten Lebensjahre zu einem 
eren Daſein. Entfernten Verwandten und 
Wieden, die ich meinen Schmerz durch ftille 
j eilnahme zu ehren bitte, dieſe Anzeige ftatt 
eder beſonderen ent 
Ratibor, den 3. Mai 1847. 
v. König, 
Oberſt⸗Lieutenant a. D. 
Pi Anzeige. 
(Verſpätet.) 
en 2. d. M. entſchlief zu einem beffern 
Fee meine innigft geliebte Tochter Eleo: 
nicht Joſephine Gertrud, in ihrem noch 
156 vollendeten vierzehnten Lebensjahre. 
tien, ande ih fernen Freunden und Bekann⸗ 
ergebenft an. ite um flille Theilnahme, ganz 


Trachenberg, den 2. Mai 1847. 
d. Roſenberg, 
Kanzler und königl. Kreis Zuſtizrath. 
Die Sing: 
zu ihren Praben bade mie kann den Zutritt 


9 rden d > 
geſtatten. Jeder azu Berechtigten 
denſt verbeten. andere Beſuch wird erge⸗ 


zu verkaufen fü 5 
und annehmbar: ein landen billig 
in Oberſchleſien, mit gutem Acker, Wiesen aud 
Aue Fe 

i isgebauden, Garten ꝛc., mit 20 
Anzahlung. f mit 2000 Nil. 

Tralles, Schuhbrücke Nr. 66. 


* * . . 2. u © 5 — 4 1 
Z e i Ir Ist Ii Iii ii * 2% 1 9 
DEISZINZIISIZREN DZ 


Bel Otto Wigand, Verlagsbuchhaͤndler in Leipzig, erſcheint und iſt durch jede Buchhandlung zu beziehen: 8 


Wigand's Converſations⸗ Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 
Vollſtändig in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften (60 Bogen). 
Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in Breslau und 


— Jedes Heft 5 Bogen in umſchlag geh. 2¼ 


Oppeln, in Brieg bei Ziegler. en 


ERS ZERSZ ö are Ders LARA 
Dr a FAN, N, URN, DAN FUN DZ AS AN, 


AZ 


8 * * 8 * 
2 Iſtz. dite Ie Ir, Ie Ie 


g Berichtigung. 
In unserer in der dritten Beilage zu Nr. 05 dieser Zeitung vom 24. d. M. enthal- 
tenen Bekanntmachung vom 1. d. M. ist Pag. 892 in der dritten Colonne von oben 
a) die Amort,-Nr, des Pfandbriefes Sarbinowo 821 statt 822 


b) 57 77 75 Wszolow 2117 55 2111 
c) » 32 9 Wierzenica 2434 „K 2437 
d) „ 5 „> Wolaczewujewska #9 „ 993 
e) „ Wegry II. 2523 „ 2524 


* 5 
irrthümlich abgedruckt, welche Fehler hiermit rectificirt werden. 
Posen, den 30. April 1847. General-Landschafts-Directien. 


Alliance rurale. 


in Paris. 
Gonceffiontet durch das königliche Miniſterium des Innern unterm 30. März 1847 
für das Königreich Preußen. 
Feſte Prämie ohne Nachzahlung. 

Die Geſellſchaft hat in Köln für die Rheinprovinz und in Berlin für die übrigen Pro⸗ 
vinzen des Reiches Direktionen eingerichtet, woſelbſt ſie wegen aller gegen ſie von den In⸗ 
tereſſenten zu erhebenden Klagen belangt werden kann, und nach preußiſchen Geſetzen 
Recht nimmt. } 

Die Direktion in Berlin hat uns die Hauptagentur für Schleſien übertragen, und uns 
ermächtigt, Verſicherungen gegen Hagelſchäden abzuſchließen. Das Statut der Geſellſchaft 
und die Antragsbogen werden in unſerem Comtoir verabreicht, auch ſind wir zu näherer 
Auskunft gern bereit. E 

Die Prämien find fo billig geſtellt, daß fie mit jeder andern Geſellſchaft concurriren. 
Beſondere Vortheile bietet die Alliance rurale ihren Intereſſenten dadurch, daß: 

1) Diejenigen Theilnehmer, welche der Geſellſchaft auf fünf Jahre beitreten, nach 
Ablauf dieſer Friſt an dem zurückgelegten Gewinn bethelligt find; 

2) keine Hagelſchaden⸗Liquidatlon zurückgewieſen werden kann, wenn der Verſicherte 
wirklich Verluſt erlitten, während manche andere Geſellſchaft den Schaden bis 
zu ½2 des verſicheiten Betrages nicht vergütet; 

3) gußer Getreide, Kartoffeln, Oelftüchten u. del. auch alle Handels- und Garten⸗ 
Gewächſe, Fruchtbäume, Orangerien ꝛc. zur Verſicherung angenommen werden. 

Breslau, im Mai 1847. 


Berger und Becker, Albrechtsſtr. Nr. 14. 
In Bezug auf unsere Bekanntmachun 
vom 13. d. Mts. werden wir nun Behufs 
Einholung der neuen Coupons zu pol- 
nischen Pfandbriefen in diesen Tagen 
nach Warschau reisen, weshalb wir um 
baldgefällige Einlieferung der uns 
noch zugesagten Pfandbriefe bitten. 
Breslau, 4. Mai 1847. ö 
I. Bambergs Wwe. u. Söhne, Ring 7. 
Die Besorgung der neuen Coupons 
zu den polnischen Pfandbriefen über- 
nehmen gegen billige Provision: 
Gebr. Guttentag. 


„ 


Die Beſorgung der Einzahlung auf 


beſorgt „Köln, Mindener Eiſenbahn⸗ Aktien 
Adolph Goldſchmidt. 


Oberſchleſiſche Steinkohlen, 


aus den anerkannt beſten Gruben, werden, die Tonne? 28 Sgr., der Scheffel A 7 Sgr. 
und das Viertel à 2 Sgr., bei Abnahme von 10 Tonnen billiger verkauft. Bei größeren 
Quantitäten werden noch vortheilhaftere Bedingungen bewilligt. Für gutes Maß wird je⸗ 
derzeit garantirt, worauf noch beſonders aufmertfam gemacht wird. f 
Die Niederlage auf dem Oberſchleſiſchen Bahnhöfe zu Breslau 
bei der Einfahrt rechts die zweite Bude. 


Preys'ſches Wollwaſch⸗Pulver 


in friſcher Waare, a 16 Rtl. per Gentner, fo wie Wollvermehrungs⸗Arkanum, à 15 Sar. 
per Doſis offeriren zur gefälligen Abnahme 
l Karl Grundmann Successores, Ohlauerſtraße 82. 


— 996 — 
42 vB VPE We 4 2 2 2 2 8 A 2 E n * a f . 
Hiterariſche Anzeigen FF 
der Buchhandlung Joſef Max und Komp in Breslau. S S 2 2 2 3 5 2 8 5 8 a 
- — S SSS ZS SSS S 2 - 

In unſerm Verlage iſt fo eben erſchienen und in der Buchhandlung Joſef Max u. E .._ * 8. = =“ ee HE W 21 8 = 
Komp. in Breslau zu haben: a . ZT EEMITT RIESE Zen See 
Geſchichte der franzöſiſchen Revolution Z 8 3 „„ „ zEESS: 5 

1 2 2 SSS 888 5 88 2 4.87% 855 = 
bis auf die Stiftung der Republik. DB EBEREESSBESErE Zeiss 
Von F. C. Dahlmann. S 35828 SSS SS L Em 
; lm SR SE 5 52 S S 5 S8 S SSS 2 
Zweite durchgeſehene Auflage. . 5 2 SS 2 S S 
* r . 5 b 8 S „ A S N . 
Mit dem Bildniſſe Mirabeau's. ASS S 2 8858883 
In engl. Einband. 2 Retir. 7½ See. 22 3 5 S. 5 2 8 3 
Leipzig, April 1847. Weidmann'ſche Buchhandlung. n Er — S SS 2 8 8 5 2 
Seo eben iſt bei uns erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben, in Breslau — 8 De 8 5 28 2 e S 32 2 8 8 2 1 8 E S 2 
in der Buchhandlung Joſef Max und Komp.: N S SS 23 SSS SSS S Oo . 
. * . De E53 S S S 2 2» SOA =S 5 
Lehrbuch der Religionsgeſchichte S 2 2 8 as near 
; SSS „IE BSP. 2 SramEn 
und Mythologie Ss S 2 S 
der vorzüglichſten Völker des Alterthums. 8 S S e e e S 8 
Für Lehrer, Studirende und die oberſten Klaſſen der Gymnaſien = 3 8 20 3 A S E SS S S er 
verfaßt von Dr. K. Eckermann. SSS SSS SSA S2 8 8 
Dritter e Abtheilung. | — 5 S sr 5 S = 3 8 2 — S 2 SS 2 a 
ie elten. S S „ e eee 
gr. 8. geh. Preis 1 Rthl. 10 Sgr. or SIETErTERSRSSD 2 8 5 8 8 
Halle, April 1847. C. A. Schwetſchke und Sohn. S u ET LIEBES LEBE 
Bei Adolph Krabbe in Stuttgart ift fo eben erſchienen = 2 8 2 099 && = SEE — "ann gan 2 2 
vom Verfaſſer des Soldatenlebens im Frieden A SE 2 2 g SSS 5a N 
und zu haben bei Max und Komp. in Breslau: S S SS. SSS SS G Zi: 


Humoriſtiſche „Erzählungen Surtouts du prince de Joinville et 


12 Bogen. Elegant geheftet. 10 Sgr. l surtouts du prince d’Aumale. 


Bei J. C. Mäcken Sohn in Reutlingen iſt erſchienen und in allen Buchhandlungen . 
Feſter Preis 2½ Nthlr. 


zu haben, in Breslau in der Buchhandlung Joſef Max und Komp.: i e 

Friedrich, Dr. G., Die Mutter am Krankenbette ihres Kindes, oder Leitfaden Röcke von Gafimiret= und Angola⸗ Elaftique: Stoffen nach Parſſer Modell auf 
zum Erkennen und Behandein der erſten Kinderkrankheiten, mit beſonderer dag Eleganteſte derfertigt. — Ihte Leichtigkeit beträgt 48 Loth. — Es ift kein 
Rückſicht auf die Diäten. Für ſorgſame Mütter dargeſtelt. 8. 10 Bogen. ſchöneres, bequemeres Kleidungsstück für den Sommer da, das gleichzeitig für den 
= —.— khaft d ſchwere Zahnen der Kinder und fei Heilmittel, nebſt n wieder den vortheilbaften, modiſchen Zweck verbindet, daß es als er 

— — 0 rankhafte un N 80 r un eine e „ iehro u b ie i je 
erläuternden Krankheitsgeſchichten. Ein Handbüchlein für Mütter, 8. 97% Beg. en —. ware Der Stoff ſelbſt iſt der gelungenfte, der bis jetz 


12½ Ser. Wittwe Goldſchmidts 


In der Buchhandlung Joſef Max und Komp. in Breslau iſt aus dem Verlage Magazin, Ohlauerſtr. 71, dicht an der Biſchofſtraße. 


von Baffe in Quedlinburg zu haben: 2 
Probates Univerfal-Hausmittel Nordſee⸗Bad der Inſel Helgoland. 
Ruch in dieſem Jahre wird die hieſige bekannte Seebad Anftatt am 15. Juni eröffnet 


bei allen äußern Verletzungen. 
& D er S elb ta r t und mit dem 1. Oktober geſchloſſen werden. Wie in den früheren Jahren, unterhalten 
5 ſichere und bequeme Dampfſchiffe die Verbindung zwiſchen Helgoland und Hamburg (wö⸗ 


2 25 3 chentlich wenigſtens dreimal), zwiſchen Helgoland und Bremen und zwiſchen Helgoland und 
b ei än $ ern Verle 5 ungen . den benachbarten Nordſeebädern, worüber die Herren Schiffsrheder das Nähere zeitig be 
und Entzündungen aller Art. Oder: Das Geheimniß, durch Franzbranntwein und kannt machen werden. Beſtellungen auf Logis ꝛc. führt die unterzeichnete Direktion aus, ſe 


Salz alle Verwundungen, Lähmungen, offene Wunden, Brand, Krebsſchäden, Zahn⸗ wie der Badearzt, Herr Dr. von Aſchen, ärztliche Auskunft auf Anfragen bereit willigst 


5 8 © - 1 4 ben wird. 
weh, Kolik, Roſe, ſowie überhaupt alle äußern und innern Entzündungen ohne Hülfe ge . - g 
des Arztes zu heilen. Ein unentbehrliches Handbüchlein für Jedermann. Heraus: Helgoland, im April 1847. Die Direktion des Seebades. 


gegeben von dem Entdecker des Mittels William Lee. Aus dem Engliſchen. Von der Leipzi ger M eſſe empfingen wir: 


8. Geheftet. Preis 10 Sgr. 3 . ‘ } g 
Die höchm wichtige und woptthätige Entdeckang des Engländers W. bee, alle außern dle neuesten Frühjahrs⸗Kleiderſtoffe in Balzorin, Mouſſelin de Laine, Bat; 
1 tiſt, Jaconnet und Foulards; 


Verletzungen und Entzündungen aller Art, ſowie ſelbſt innere Leiden, auf ſehr einfache und 8 a 
ſchnelle Weiſe durch Franzbranntwein und Salz gründlich zu heilen, hat ſich bereits überall franzöſiſche Sr und Doudle⸗Long⸗Shawls im neuen Colorit; 
Pariſer Braut Noben, fo wie bitzige geſtre fte Seidenſtoffe; 


durch vielfache Erfahrungen bewährt; weshalb dieſe Schrift in keinem Haushalte feh⸗ 
(a ae ſchwatze Mailänder Taffete in verſchiedenen Qualitäten; 
Gardinen: und Möbel Stoffe; = 
Tiſch⸗ und Fu: Teppiche, 
Außerdem empfehlen wir unfer Liger von Mantillen und Viſites nach 
den eleganteſten und beliebteſten Pariſer Modells. 


H. Rinkel u. Sohn, 


Mode⸗Waaren⸗Magazin, Ring Nr. 60, Ecke der Oderſtraße. 


ki 


| 


Guitarre- Schule. 


Oder leichtfassliche Anweisung zum Guitarrespiel für alle Diejenigen, 
welche ohne Beihülfe eines Lehrers dasselbe erlernen wollen. Nebst in- 
structiven Uebungsstücken. (Mit Abbildung des Griffhrettes einer Guitarre.) 
Von J. E. Häuser. 15 Sgr. 
Mit Hülfe dieſer Anweiſung vermag ein Jeder es binnen kurzem ſo weit zu bringen, 
die gewöhnlich vorkommenden Geſellſchaftslieder begleiten zu können. — Das zweite und 
dritte Heft koſten a 10 Sgr. 1 


7 — . ——ỹ— — — — ũꝗꝙ—A rt — 
5 ee 


Bei Joſef Max und Komp. in Breslau, Schweidnik bei Heege, — Liegnitz bei 
Reißner, — Sorau u. Bunzlau bei Julien (und in allen Buchhandlungen) iſt zu haben: 
Wichtigen Inhalts iſt die für Jedermann höchſt belehrende Schrift, wovon in kurzer 
eit 600) Exemplare abgeſetzt wurden. 


Vom Wiederſehen nach dem Tode 


und dem wahren chriſtlichen Glauben, — vom Daſein und der Liebe Gottes, — 
vom großen Jenſeits und der Unſterblichkeit der menſchlichen Seele. Herausgege⸗ 
ben vom Dr. Heinichen. te verb. Aufl. Preis 10 Sgr. 
Jeder will gern wiſſen, was im Jenſeits zu erwarten iſt; dieſe Schrift giebt darüber 
treffliche Aufſchlüſſe und zeigt den Weg zum gottſeligen Leben. 


g 1 N. W. Torofsky, 
gründlicher Unterricht zum Illuminiren 


aller Zechnungen, Lithographien, Stahl- und Kupferſtiche; nebſt hierzu nöthigen Far⸗ 
denmiſchungen, Geräthſchaften und Kunſtgriffen. In 28 Anweiſungen auf's deut⸗ 
- 5 lichſte beſchrieben. Preis 7%, Sgr. 


Verlag der Ernſt'ſchen Buchhandlung in Quedlinburg. 
€ Auch in Reiſſe und Feankenſtein bei Hennings, — in Görlitz bei Köhler, — in Wrleg 
bei Ziegler Vorräthig, 


3 Ausverkauf. 


Eine Partie fchönen weſtpreußiſchen Seimhonig 
iſt im Ganzen, ſo wie auch in einzelnen Gebinden 8 
28 ſehr billig und unter dem Einkaufspreiſe zu verkau⸗ 9 
fen. Das Nähere zu erfahren Herrenſtraße 2, par terre. 8 


Sees 
mmer , 
Heil⸗ und Stärkungs⸗Baͤder, 


rege 0 Swinger: Straße Nr. 2. 118 
Bei der jetzt beginnenden milden Früglings⸗Witterung erlaube ich mir hiermit an dee 
eehrtes Publikum aufs Neue zu recht de lreichem Beſuche meiner elegan chen 
equem eingerichteten Bade⸗Anſtalt ergebenſt einzuladen. Die wegen des vortreffl eit 
Waſſers ausgezeichneten Heil⸗ und Stärkungsbäder können nicht nur zu jeder Tah ſt 
in der Anſtalt ſelbſt genommen werden, ſondern werden auch auf Verlangen bereit 
in Begleitung eines ſachverſtändigen Badedieners nach Haufe geſchickt. * 15 
% Zugleich gebe ich die Verſicherung, daß ich auch meinerſeiks bemüht fein mf 3 
billigen Anforderungen der geehrten Gäſte e aufs Freundlichſte Genüge zu leiſten 
Breslau, den 3. Mai 1847. uguſte, verw. Petzold, geb. Grempler. 


Ein Rittergut f. 200 bis 250,0 Mtl. 
in Schleſien. der Laufig und dem deutſchen Theil des Großberzogthums . 
‚mit gutem Boden, Forſt, und in günſtiger Lage am Waſſer, Chauffee oder we 
bahn wird geſucht. Genaue Anſchläge unter P. K. poste restante Berlin * 
den franco erbeten. ö f f 


, Jur gütigen Beachtung 
empfiehlt nen eröffnete Siegellack⸗Fabrik von 
a 5. ee sen., Karlsſtraße Nr. 5, 
in Siegellack, en, . 4 ich: date, 
wer een und ale Tren Sana zu vonbgthseeige Bine, fi 


: E. 
„ E. 43123 — 200 e 
: E. 43125 — 200 — — DE er 
„ B. 144208 — 200 ee 
= E, = 144369 — 200 — — 4 — 
vom zweiten Zeitraumes 

Lit. Nr. 220526 pro 5000 Floren pol. mit 7 Zins⸗Coup. 
. 220582 — 5000 — * 7 — 
B. 221554 — 5000 — — 7 ua 
„ B. 222324 — 5000 — — 7 3 
„ 3. 222555 — 5000 — — 7 a 
„ B. 222651 — 5000 - — 6 — 
„ 3. 222713 — 3000 — 7 — 
„ B. 223224 — 5000 — — 7 — 
„ . „ 277991 — 5000 — — 7 * 
: C. 210652 — 1000 — — = 
N „ € =: 210653 — 1000 = eg rg — 
e Te 7,70 
„ C. = 210655 — 1000 _ — 7 — 
= C. 212788 — 1000 Fr — 7 ms 
„ C. 223213 — 1000 — 
„C. 213381 — 1000 1 
C. 213406 — 1000 — ohne — 
C. 213602 — 1000 u 
* C. 2 215125 3 1000 > — 7 1 
C. 215830 — 1000 — ohne — 
0 „216314 — 1900 — mit 7 — 
= C. 219595 — 1000 — ae — 
C. 210508 — 1000 n 
0 „220270 — 1000 — — 2 — 
C. „ 241540 — 1000 ai Dun 
„ C. 244683 — 1000 us Hair 3E 
. = 246336 — 1000 — 2 Fgpıd — 
» 6. 246954 — 1000 — mit 7 5 
„ © „ 200940 — 1000 — BT — 
» ©. 263597 — 1000 — 7 — 
5 0 ⸗ 268032 — 1000 — ohne — 
L. 268246 — 1000 — mit — 
. „ 2276309 — 1000 — — — 
« 0. 2276358 — 1000 ee E, 
. * 276905 — 1000 — ohne — 
C. =. 294048 — 1000 — ohne — 
D. 230867 — 500 — m 2 — 
„ D. 231723 — 500 — — * — 
„ D. = 231724 — 500 — m? — 
„ D. 231725 — 500 — — 2 — 
= D. „ 231727 300 — — 
D. . 231729 — 300 E 
D. . 231731 — 300 ä 
& D. 5 231732 — 500 — — 7 — 
s D. : 231733 — 500 — — 7 — 
„D. . 231801 — 500 — 
„ D. = 233122 — 500 — 3 en 
8 D. 2 233879 zu 500 en, — 7 — 
s D. 257548 — 500 — ohne — 
5 = D. 269400 — 300 e 7 — 
:» D. 272279 — 300 — ohne — 
„ D. = - 300827 — 500 — — — 
„ E. 228680 — 200 — 225 — 
2 D. = 229604 — 200 rt mit 7 er 
„ E. = 229605 — 200 S 
: E: = 229606 — 200 En a 2 
s E: = 229607 — 200 — — 1 — 
„ E 247743 — 200 — ohne — 

endlich an die Stelle der Zins⸗Coupons vom 2ten Semeſter 1844 zu 400 Floren 


pol, von den Pfandbriefen Lit. A. Nr. 189320 und 290447 — eben an die 


Stelle der Zins⸗Coup. vom 2ten 
Pfandbriefen Lit. B. Nr. 277228 


Semeſter 1841 zu 100 Floren pol. von den 
und 285230. 


fordert hiermit die General ⸗ Direktion des landſchaftlichen Kredit = Vereins im Königreiche 


Pol 
babe landbrieſe und Zins⸗Coupons, 
raume 


en in Ausführung des Artikels 124 des Geſetzes vom 3. Juni 1825 alle Beſitzer obi⸗ 
ſo wie diejenigen, welche irgend ein Beſitzrecht dazu zu 
glauben, auf, ſich mit demſelben an die General-Ditektion zu Warſchau in dem Zeit⸗ 
von Einem Jahre von der gegenwärtigen Bekanntmachung in öffentlichen Blättern 


a 
möcgſchnet, unbedingt zu melden, als widrigens beſagte Pfandbriefe mit Zins⸗Coupons 
ſirt und die Duplikate darüber an die betreffenden Intereſſenten ausgeliefert werden. 


Der Präſident: 


Wirkticher Staats⸗Rath (unterzeichnet) Lenſki. 


— Für den General⸗Sekretär (unterzeichnet) Tſcherminſki. 


dae wird für eine neu errichtete chemiſche 


8 im Auslande ein tüchtiger, mit guten 
the oniſſen über feine praktiſche ſowohl als 
Mi 0 aiſche Sachkenntniß verſehener, wo mög⸗ 
für ‚nDerheiratheter Chemiker als Vorſteher 
bi jenes Etabliſſement gefucht, und wollen 
1, auf Reflektivende ſich bei Herrn Eichborn 
we Comp, hierfelbft (Blücherplag Nr. 13) 
den, woſelbſt Näheres zu erfahren. 
N unverheiratheier Bedienter mit den bes 
1 verſehen, in großen Häuſern 
„ ſucht ein anderweitiges Unterkommen, 
hier oder auf dem Lande; ſelbiger iſt 
chon mit kranken Herrſchaften in Bädern 
zum 1 f Reifen geweſen; kann ſogleich oder 
dheilt; Juni antreten. Näheres hierüber er⸗ 
Herr Commiſſionär 


Nee Tralles, Schubbruce Nr. 00. 
efpapier, pro Buch 3 Sgr. 
geriet Japier, pro Buch 295 Sgr., 
im dener apier, pro Buch 13, Sgr., 


Ries billiger, empfiehlt: 


bert 


’ Ohlauer Straße Nr. 43. 

Die Sah der ach ng. 
ter iſt voll, daher keine mangten Ardarbet⸗ 
nommen werden können. 


— . cer 2 gel aus 
Nr. 59 abzugeben. n 


Sommer⸗Bukskins, leinene 
Beinkleider⸗ und Rockzeuge, fer: 
tige Herren⸗Hemden offerirt billigt: 


Eduard Kionka, 


Ring (grüne Röhrſeite) Nr. 35. 


In Cawallen bei Hundsfeld ſind circa 
13 Morgen Ackerland meiſt⸗ und beſtbietend 
für dieſen Sommer zu verpachten. achtlu⸗ 
ſtige werden erſucht, im Termin den 9. d. M 
Nachmittag um 3 Uhr im Kretſcham zu Ga 
wallen ſich einzufinden, und ihre Gebote ab⸗ 
zugeben. i 

Die Bedingungen find dort einzuſehen. 

Neuhoff, 3. Mai 1847. 
F. Schweitzer. 


800 Rthlr. werden auf eine ländliche Be⸗ 
ſitzung bald A Näheres Ohlauer 
Straße Nr. 23 bei Herrn Peſchke. 


Das Gras aus dem Garten Sterngaffe 
Nr. 6, das theilweiſe jetzt ſchon geſchnitten 
werden kann, iſt zu verpachten. 


In Hirſchberg 
iſt ein in der Vorſtadt gelegenes maſſives 
Wohnhaus mit herrlicher Ausſicht aufs Ries 
fengebirge, enthaltend 8 heizbare Stuben nebſt 
Balkon, Küche, Küchenſtube, Speiſegewölbe 


und ſonſtigem großen Beigelaß, nebſt einem 
daran liegenden Gärtchen wegen Ortsverän⸗ 
derung des 


Beſitzers billig zu verkaufen. Das 
17 in Breslau Albrechts 
1 


im Comptoir par terre. 


. 


Subha ekanntmachung. 
Zum freiwi Verkaufe des } 
Roſenthaler Straße Nr. e 72 


eben des Kaufmann Johann Chriſtian 
Gottlieb Wiedemann gehörigen, a 


Hauſes, haben wir einen Termin auf den 
17. Mai d. J., früh 9 uhr, vor dem Herrn 
Stadtgerichts⸗Rath Schmidt in unſerem 
Parteienzimmer anberaumt. Taxe und Hypo⸗ 
thekenſchein können in der Subhaſtations⸗Re⸗ 
giſtratur eingeſehen werden. Als Kaufsbedin⸗ 
gungen werden aufgeftellt: 1) Der Verkauf 
geſchieht in Pauſch und Bogen, und über⸗ 
nimmt der Käufer die beſtehenden Mieths⸗ 
Verhältniſſe, ſo wie die darauf haftende Ver⸗ 
pflichtung, 10 Rthlr. jährlich an die Haus⸗ 
Armen zu zahlen. 2) Die Kaufgelder ſollen 
zur Hälfte bei der Uebergabe baar gezahlt, 
die andere Hälfte gegen 4 Proz. Zinſen unter 
dreimonatlicher Kündigung hypothekariſch ein⸗ 
getragen werden. 3) Die Subhaſtationskoſten 
bis zum Licitations⸗Termine tragen die Ver⸗ 
käufer, die übrigen, einſchließlich des Werth⸗ 
ſtempels, zahlt der Käufer ohne Anrechnung. 
4) Die Uebergabe erfolgt ſogleich nach einge⸗ 
gangener vormundſchaftlicher Genehmigung; 
es bleibt der Käufer bis dahin an ſein Gebot 
ebunden, „und erlegt im Bietungs⸗Termine 
3000 Rthlr. Caution. 

Breslau, den 18. März 1847. 

Königl. Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Steckbrief. 

Der unten näher ſignaliſirte Kaufmann 
David Höniger hat ſich der wider ihn 
wegen Bankerutts einzuleitenden Kriminal⸗ 
Unterſuchung durch die Flucht entzogen. Wir 
erſuchen daher alle Civil⸗ und Militärbehör⸗ 
den ergebenſt, auf den ꝛc. Höniger zu vigi⸗ 
liren und ihn im Betretungsfalle ſicher und 
gegen Erſtattung der Transportkoſten an uns 
abliefern zu laſſen. 

Breslau, den 20. April 1847. 

Königl. Inquiſitoriat. 
Signalement des Höniger. 

David Höniger war als Kaufmann hierorts 
anfäffig, iſt jüdifhen Glaubens, circa 5 Fuß 
4 Zoll groß, ſchmächtiger Natur, hat mit 
Ausnahme des nach vorn gebeugten Kopfes 
angeblich eine ziemlich gerade Haltung des 
Körpers, eine helle Stimme, ein röthliches Ge⸗ 
ſicht, eine geſunde Geſichtsfarbe, blonde Haare, 
blaue Augen, eine etwas gebogene Naſe, ge⸗ 
ſunde Zähne, ein ovales Kinn, einen regelmä⸗ 
ßigen Mund, eine hohe Stirn, einen kleinen 
blonden Backenbart und ſonſt keine beſonde⸗ 
ren Kennzeichen. 

Die Bekleidung deſſelben iſt unbekannt. 


1 1 } - 
Am 8. März 1846 verſtarb hierſelbſt ohne 
bekannte Erben und ohne Teſtament die un⸗ 
verehelichte Dorothea Seydel mit Hinterlaſ⸗ 
fung eines Vermögens von etwa 2000 Rthl. 
Die Verſtorbene war am 10. Septbr. 1770 
in Wammelwitz geboren, wo ihr Vater da⸗ 
mals Gerichtsſcholz war. Als nächſte Erben 
haben ſich fünf Geſchwiſter Burghardt, 
nämlich: 
1) der Tagearbeiter Gottlieb Burghardt 
aus Wammen; 
) der Freigärtner Gottfried Burghardt 
aus Wammen;. 
3) der Hofegärtner Chriſtian Burghardt 
aus Kreuzberg; 
4) die Helene Burghardt, verehel. Tod⸗ 
tengräber Peter aus Breslau; 
5) die Roſina Eliſabet Burghardt, verehl. 
Kutſcher Geiſtert in Breslau 
gemeldet und behauptet, mit der Erblaſſerin 
im vierten Grade verwandt zu ſein. Es 
werden nunmehr alle Diejenigen, welche ein 
Erbrecht an den bezeichneten Nachlaß zu ha⸗ 
ben vermeinen, insbeſondere aber die Präten⸗ 
denten, welche den Geſchwiſtern Burghardt 
das Erbrecht beſtreiten wollen, hiermit öffent⸗ 
lich vorgeladen, ſich innerhalb neun Monaten, 
ſpäteſtens aber in dem auf den 
10. November 1847, Vormittags 
1 


hr, 

vor dem Deputirten, Herrn Land- und Stadt⸗ 
gerichts⸗Direklor, Freiherrn v. Bömelburg, 
im hieſigen Gerichtslokale anſtehenden Termin 
bei dem unterzeichneten Gericht zu melden 
und ihre Legitimation darzuthun, widrigen⸗ 
falls die Geſchwiſter Burghardt für die 
rechtmäßigen Erben angenommen, ihnen als 
ſolchen der Nachlaß zur freien Dispoſition ver: 
abfolgt und die nach erfolgter Präkluſion ſich 
etwa meldenden oder gleich nahe Erben alle 
ihre Handlungen und Dispoſition anzuerken⸗ 
nen und zu übernehmen ſchuldig, von ihnen 
weder Rechnungslegung noch Exſatz der erho⸗ 
benen Nutzung zu fordern berechtigt, ſondern 
br — and was alsdann noch von 
er Er orhanden wäre ü 

verbunden fein follen. A RER 

Strehlen, den 28. Dezbr. 1846. 

Koͤnigl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 
— 
Aufforderung. 

Alle Buchſchuldner des erſeloſt verſtor⸗ 
benen Kaufmann Auguſt Wilhelm Strecken 
bach erſuche ich, im Auftrage der Frau Wittwe 
als Univerſalerbin deſſelben, bis zum 8. Juni 
d. J. ſich ihrer Zahlungs ⸗Verbindlichkeit zu 
entledigen. Breslau, den 1. Mai 1847. 

Hahn, Juſtiz⸗Rath. 


ö di ” en m Büttner: 
fen. 


Ein onbth 1% 
Strafe = 5 0% 


Nothwendige Subhaſtation. 
Der dem Kommiſſionair Albert Louis Ju⸗ 
lius Lindmar gehörige Brauhof Nr. 276 
zu Görlitz, gerichtlich auf 13,835 Thlr. abge: 


14070 dib. 14 Ser. 11 ½ Pf. ecard Ge ſoll auf den 9. Juni 1842 von 


Jormittags 11 Uhr ab an hieſiger Ge⸗ 
richtsſtelle ſubhaſtirt werden. Taxe und Hy⸗ 
pothekenſchein können in der III. Abtheilung 
unſerer Kanzlei eingeſehen werden. 
Gorlie, 17. November 1846, 
Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
8 Bekanntmachung. 

Dienftag, den 11. d. M., ſollen im hieſt⸗ 
gen Gerichtskretſcham, von Morgens 9 Uhr 
bis Mittags 12 uhr, aus den Revieren Gro⸗ 
chowe, Kleingraben, Kuhbrück, Lahſe, Katho⸗ 
liſchhammer, Brieſche, ujeſchütz, Burdei, Pech⸗ 
ofen, Waldecke und der Ablage hierſelbſt: a) 
an Bau: und Nutzholz circa 1 Stück Eichen⸗ 
holz, 25 Stück Buchen und 60 Stück Kiefern; 
b) an Brennhölzern: 77 Klf. Eichen Scheit, 
116 Klf. Buchen Scheit, 1 Klf. Birken Sch., 
6 Klf. Erlen Scheit, 6 Klf. Aspen Scheit, 
464 Klf. Kiefern Scheit, 4 Klf. Eichen Knüp⸗ 
pel, 40 Klf. Eichen Stock, 5 ½ Klf. Buchen 
Stock, 85 Schock Buchen⸗Reiſig, 1% Klf. 
Birken Stock, 161 Kl. Kiefern Knüppel, 8 Klf. 
Kiefern Stock öffentlich meiſtbietend verkauft 
werden, wozu ſich Kaufluſtige einfinden mö⸗ 
gen. Die Zahlung des Meiſtgebots muß bald 
im Termin geleiſtet werden und werden die 
der Lizitation zu Grunde liegenden Bedingun⸗ 
gen im Termine ſelbſt bekannt gemacht werden. 
Katholiſchhammer, den 2. Mai 1847. 

Königl. Forſtverwaltung. 


Im Weiß⸗Garten. 
Heute Mittwoch den 5. Mai 26ſtes 
Aobonnement⸗Konzert. 


— ——ö —ͤ —-— 
Fuͤrſtensgarten. 
Mittwoch den 5. und Donnerſtag den 
6. Mai großes Horn⸗Concert. 


Wintergarten. 


Heute, Mittwoch, 20ſtes Abonnement⸗Concert. 
Entree für Nicht⸗Abonnenten à Perſon 5 Sgr. 
C. W. Schmidt. 


Im Schweizerhauſe 
Mittwoch den 5. Mai Concert, ausgeführt 
von den Herren Haag, Teichgräber, Schöner 
und Frank. Entree a Perſon 1 Sgr. 

Verw. Stephani. 


Pöpelwitz in der Erholung 
Mittwoch den 5. Mai 

erſtes großes Trompeten⸗Concert des 

hochlöbl. 1. Küraſſier⸗Regts.; wozu ergebenſt 


einladet S chröter. 


Gründlicher Elementar⸗Unterricht wird 
Vormittags von 10—12 uhr und Nachmittags 
von 4 Uhr ab privatim ertheilt. Näheres im 
Muſikalien⸗Leihinſtitute bei 

Schuhmann, 
Abrehts: Strafe Nr. 53. 


Auf gegenfeitige Uebereinkunft gegründet 
habe ich von heute meinem Sohne 
Heymann Wendriner 
den Gaſthof „zum goldenen Adler“, 
am hieſigen Bahnhofe gelegen, pachtweiſe über⸗ 
laſſen; — ebenſo hat derſelbe die Spedi⸗ 
tionsgefchäfte von und zum hieſigen 
Bahnhofe übernommen. Ich bitte das mir 
geſchenkte Vertrauen auf meinen Sohn übers 
gehen zu laſſen. 7 
Ohlau, den 1. Mai 1847. 
Jacob Wendriner, Gafthofbefiger, 


Mit Bezug auf vorſtehende Anzeige em: 
pfehle ich dem hieſigen und reiſenden Publi⸗ 
kum den erpachteten Gaſthof 

e goldenen Adler“ 

unter Verſicherung der reelſten Bedie 
und bitte, mich mit Aufträgen hg 

zur Spedition von und zum Bahn⸗ 

hofe hierſelbſt 
zu beehren, indem ich die prompteſte Aus⸗ 
führung verſpreche. 
Heymann Wendriner, 
Gaſthofpächter und Spediteur. 


Ein Färberei⸗Etabliſſement, 
incl. Utenfilien und Möbel, iſt in einem der 
größten Dörfer der Grafſchaft Glat Familien⸗ 
verhältniffe wegen billig zu verkaufen. Nä. 
heres wird in der Handlung Stockgaſſe 28 
in Breslau nachgewieſen. 


. —ͤÜ1—ẽ0 ò Q T 
Gras⸗ Samen, 
als: engliſch und ſranzöſiſch Raigras, Ho⸗ 
niggeas, Tymotheengras, Knaulgras, Wie: 
ſenfuchsſchwanzgras, Schafſchwiagel, Ruch⸗ 
gras, Windhalm, Knötſch, fo wie beſtens 
gereinigten rothen und weißen Kleeſamen, 
und ächte frauzöſiſche Luzerne, ſämmtlich 
von letzter Ernte, offerirt zu den dilligſten 


Preiſen u ‚Au Eu 
Friedr. Keitſch, 


Carl Ke 


in Bresſau, Stockgaſſe Nr. 1. 


Junkernſtraße Nr. 3 iſt zu vermiethen und 
zu Johanni oder Michaeli zu beziehen: die 
erſte Etage, beſtehend aus 7 Piecen, dazu 
Küche, Keller und Bodengelaß, eben ſo die 
zweite Etage, beſtehend in 7 Piecen, ebenfalls 
mit Küche, Keller und Bodengelaß und zu 
Michaeli zu beziehen. 

7 Zu vermiethen, 
eine herrſchaftliche Wohnung von 5 Zimmern 
nebſt Beigelaß, auch wenn es nöthig, Stal⸗ 
lung und Wagenremiſe, in der erſten Etage 
Kloſterſtraße Nr. 80, und zu Michaeli d. J. 
zu beziehen. 

Eine ſchön bequeme Wohnun 
für 125 Rthl. lährlige Miethe, iſt im * 
ten Stock Breite Straße Nr. 40 zu ver⸗ 
miethen. 


Zu vermiethen 


eine herrſchaſtliche Wohnung von 7 Zimmern 


nebſt Beigelaß, auch wenn es nöthig, Stal⸗ 
lung und Wagenremiſe, in der Parterre⸗Etage 
Kloſterſtraße Nr. 80, bald oder zu Johanni 
d. J. zu beziehen. 5 


Paradeplatz Nr. 6 


ſind während des Wollmarkts zu ver⸗ 
miethen und auch 8 Tage früher zu bezie⸗ 
hen, einige Stuben vorn und hinten heraus 
in der ten Etage. Das Nähere iſt daſelbſt 
oder neben an Nr. 7, Parterre im Compteir 
zu erfragen⸗ 

Ein freundliches Stübchen nebſt Allkove/ im 
33 en Len für eine Perſon, iſt 
zu nni zu beziehen. Nä * 
brücke 63, 2 Stiegen. äheres Schmiede 


Pferdeſtall 
auf 3 bis 4 Pferde und 4 bis 5 Wagenplätze 


zu vermiethen, im neuerbauten Hauſe Große 
Groſchengaſſe Nr. 4 und 5. 90 


Zu vermiethen. 

3 1 25 80 und 45 Kthlr., in 
m neu erbauten Hauſe, Große G 3 
Gaſſe Nr. 4 und 3. I 88 


Zu vermiethen, Johann zu beziehen i 
Neue Schweidnitzerſtraße Nr. 4 Hi — 
liche Mittelwohnung. Hr. Kaufmann Bönke, 
im demſelben Haufe, wird die Güte haben, 
nähere Auskunft zu ertheilen. 

Für's reiſende Publikum 
ſind fortwährend elegant möblirte Zimmer 
auf beliebige Zeit zu vermiethen: Albrechts⸗ 
ſtraße Nr. 33, erſte Etage, bei König. 
Billig zu vermiethen: 

Eine freundliche Vorderſtube an einen ein⸗ 
zelnen ſoliden Herrn, Nikolaivorſtadt, Mittel: 
gaſſe Nr. 2, zwei Treppen rechts. 


Zu vermiethen von Jehannf ab: 1) Mühl⸗ 
gaſſe Nr. 22 zwei Wohnungen, jede von drei 
Stuben, auch getheilt; Lehmdamm Nr. 4d 
eine kleine Wohnung für 36 Rihlr. Daſelbſt 
auch von Michaeli ab zwei Wohnungen, jede 
von drei Stuben und Beigelaß. 


Matthiasſtraße Nr. 25 im ſchwarzen Adler 
iſt die zweite Etage, gegen Morgen und Mit⸗ 
tag gelegen, beſtehend in 2 ſehr freundlichen, 
hellen Stuben, 2 Alkoven, 1 Entrée, Küche 
und Zubehör, zu Johanni d. J. zu beziehen. 

Zu vermiethen 
und Termin Michaeli zu beziehen iſt Hinter⸗ 
markt Nr. 2 die erſte Etage, beſtehend aus 
5 Zimmern und Zubehör. Das Nähere bei 
a J. G. Berger's Sohn, 
Hintermarkt Nr. 5. 

Wallſtraße Nr. la. im neuen Haufe ift 
eine Wohnung in der Zten Etage von 4 Zim⸗ 
mern, Küche nebſt Zubehör zu Johanni zu 
vermiethen. f 

Stallung für 4 Pferde und Wagenremiſe 
iſt nebenan. 

Die Benutzung des Gartens an der Pros 
menade ſteht dem Miether frei. 


Hohlwerke, 


circa 2000 Stück, ſtehen im Ganzen ſo wie 
im Einzelnen zum billigen Verkauf: Ohlauer 
Straße Nr. 35. 

Die beliebten Nationalfarben Beinkleider 
ven 25 Sgr. an, fo wie alle Arten Sommer: 
Anzüge zu äußerſt billigen Preiſen, ſind in 
der Baude am Schweidnitzer Keller zu haben. 


Sehr fettes Rindfleiſch. 

Da ich heute einen ausgezeichneten fetten 
Ochſen ſchlachte, To offerire ich 
ten Kunden von b Pfund zu 


1 
3% Sgr. Fleiſchermeiſter, 
f Breite Straße Nr. 8 und goldene 
Radegaſſe Nr. 18. 


Einen Thaler Belohnung 
erhält der, welcher den am 26. April auf der 
Albrechtsſtraße eingefangenen Kanarienvogel 
Schuhbrücke Nr. 77 abgiebt. 


. 
Hiermit mache ich bekannt, daß ich den 
Handlungsdiener Anton May aus meinem 
Geſchäft entlaſſen habe. 
E. E. Krutſch. 


meinen geehr⸗ 


= 


Ein Haus 
in beſter Lage der Schweidnitzer Straße, wel: 
ches einen jährlichen ueberſchuß von 400 Ntlr. 
gewährt, iſt mit 8000 Rtir. Anzahlung erb⸗ 
thetungshalber ſofort zu verkaufen. 
Das Nähere durch D. M. Peiſer, garls⸗ 
ſtraße Nr. 33. 
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SIEBEN 8 8 RBB 
5 Ein ee ehülfe 
3 ſindet ſogleich ein gutes Engagement 
8 beim Apotheker Winkelmann 
9 in Trachenberg. 


ROSGCROGNHN:DOOOHHNSOD 


50 Rtl. Belohnung. 


unter Zuſicherung ſtrengſter Diskretion Dem⸗ 
jenigen, welcher mir zur Entdeckung des Ver⸗ 
faſſers und Verbreiters anonymer ehrenkrän⸗ 
kender Schreiben verhilft, ſo daß ich denſelben 
ſofort gerichtlich zur Verantwortung ziehen 
kann. . M. Simm. 
Ein Bauplatz 
von bedeutender Fronte, in der angenehmſten 
und belebteſten Gegend der äußern Stadt be⸗ 
legen, iſt zu verkaufen durch 
„ M. Peiſer, Karlsſtr. 33. 


Der Umfaß, deſſen ſich mein Lager 
* ſchwarzer Seidenzeuge 

bis jetzt zu erfleuen hatte, ſpricht für 
die Preiswürdigkeit derſelben. — um ſo 
mehr finde ich mich veranlaßt, einem ge⸗ 
ehrten Publikum die Nachricht zu geben, 
daß wieder neue Sendungen davon 
zu den bekannt billigen Preiſen 
eingetroffen ſind. 

NB. Soeben empfangene 
Sommertücher u. Echarpen 
für Damen und Kinder können ihrer ge⸗ 
ſchmackvollen Auswahl wegen beſonders 

empfohlen werden. 

Adolf Sachs 
in der Löwengrube, Ohlauer Straße 
Nr. 2, eine Treppe. 


Fil d' Ecosse 
(ſchottiſche Zwirnhandſchuhe) 
für Damen, Herren u. Kinder empfiehlt billigſt 


Herrmann Littauer, 


Nikolaiſtraße Nr. 15, dicht an den 
drei Königen. ; 


Mineral⸗Brunnen 
von 1847er Füllung, 
direkt von den Quellen bezogen, als: Sel⸗ 
ters, Roisdorfer, Pyrmonter, Wildunger, 
Gellnauer, Fachinger und Emſer Brunnen, 
Heilbrunner Adelheidsquelle, Kreuznacher 
Eliſabetquelle, fo wie alle böhmiſchen und 
ſchleſiſchen Mineralwäſſer ſind angekom⸗ 
men und fortwährend friſch zu haben bei 


Carl Friedr. Keitſch, 


in Breslau, Stockgaſſe Nr. 1. 


Offene Stellen. 2 Hauslehrer, 
3 Privatsecretaire, 1 Oeconomie-In- 
spector, 1 Haushofmeister, 1 Ober- 
kellner, 1 Portier, 1 Koch, 1 Förster, 
3 Gärtner, 2 Kellner können vor- 
theilhafte Stellen nachgewiesen erhal- 
ten durch Langefeldt's Agentur-Bureau 
in Berlin, Karlsstr. Nr. 17. 


Steppröde und Decken, welche Biſchofs⸗ 
Straße in Stadt Rom zu haben waren, wer⸗ 
den jetzt Urſuliner⸗Straße Nr. 23, par terre, 
bei Frau Hirſch verfertigt. 7 
Ein großes Repoſitorium, 
noch neu, mit Fenſtern, nebſt Ladentiſch und 
Schreibpult, ein Goktaviges Klavier, ein bir⸗ 
kenes Büffet, iſt zu verkaufen: Grünebaum⸗ 
brücke Nr. 2, im Gewölbe. 

Das polniſche Partial⸗Loos von 300 Florin 
Serie 2498, Nr. 124,877, iſt verloren wor⸗ 
den; der ehrliche Finder wird erſucht, ſolches 
gegen angemeſſene — Ring Nr. 16 
im Comptoir des Herrn L. B, Cohn jun. 
abzugeben. Gleichzeitig wird vor dem An⸗ 
kauf gewarnt. — 

Zur Beachtung. 5 

Eine gute, faſt noch neue zwölſcylindrige 
Lampe iſt billig zu verkaufen. Näheres bei 
Herrn Pafini, Schuhbrücke Nr. 70. 


Ein Knabe rechtlicher Eltern findet als 
Barbierlehrling bald ein Unterkommen bei 


st offmann, 
Roſenthaler⸗Straße Nr. 12. 
Das Dominium Koſelwitz, Roſenberger Krei⸗ 
ſes, bietet 100 Stück zuchtfähige Mutterſchafe 
zu zeitgemäßen Preiſen zum Verkauf an, und 
können Kaufluſtige die Schafe zu jeder belie⸗ 
bigen Zeit noch vor der Schur in Augenſchein 
nehmen. Die Uebernahme derſelben könnte 
aber erſt nach dem Wollmarkte erfolgen. 
Koſelwitz, 3. Mai 1847. 


gr v. Paczinsky. 


Mein hierſelbſt belegenes ganz maſſives 
Wohnhaus, aus vier Stuben und Alkoven, 
Gewölbe, Kellergelaß ꝛc. beſtehend, nebſt Gärt⸗ 
chen, bin ich Willens zu verkaufen, und er⸗ 
theile das Nähere auf perſönliche Anfragen 
oder portofceie Briefe. 

Rackſchütz bei Neumarkt, den 2. Mai 1847. 
Der Wundarzt Kükelier. 


— — 2 —ů ä —wfF— EEE 
Die Niederlage von Kalt, Knochenmehl und 
Neuländer Rn 15 at 3 ihre 
Vorräthe zur gütigen — 

bed H. Prüfer. 


ö Die Tape 


un 


ten⸗Fabrik von Robert Moritz Horder, 


gt Herrenſtraße Nr. 30, unweit dem Blücherplaß, 


empfiehlt ihr reichhaltiges Lager von den feinften bis zu den gewöhnlichſten Tapeten in den 


neueſten und geſchmackvollſten 


Augekommene Fremde. 


Den 3. Mai. Hotel zum weißen 
Adler: Oberamtm. Bullrich a. Herrnſtadt. 
Landesält. v. Heugel a. Wenig⸗Noſſen, von 
Reibnitz a. Holzkirch. Gutsbeſ. v. Willamo⸗ 
witz a. Poln.⸗Hammer, Graf v. Potocki aus 
Krakau, v. Lieres a. Paſterwitz. Ing. Wy⸗ 
ſocki a. Warſchau. Fabrikbeſ. Egells a. Ber⸗ 
lin. Banquier Friedländer aus Beuthen. 


Haushofmeifter Kuderliczka a. Dresden kom⸗ h 


mend. Kaufl. Deuberth a. Wien, Streich a. 
Bordeaux, Zaudermann a. Frankfurt a. O. 
— Hotel zur goldenen Gans: Kam⸗ 
merherr Baron v. Ziegler a. Dambrau, von 
Wojakowski a. Kuzow. Gutsbeſ. Graf von 
Pfeil a. Hausdorf, von Zaborowski und von 


Gorski a. Warſchau, Gr. a. Grabowski aus wen: Buchs. Bloch a. 


Gutsb. Schindler u. Part. 


Großherz. Poſen, Graf v. Wartensleben a. 
Pommern, Pringsheim und Fr. v. Jeetze a. 
Oppeln, Gr. v. Tarnowski a. Lemberg, Karbe 
a. Blankenburg. 
Ritter v. Milbacher a. Königsfeld. Kaufl. 
Hamel a. Hamburg, Danziger a. Myslowitz. 
Kommerzienrath Webski aus Wüſtegiersdorf. 
Gaſtw. Mickalck a. Peſth. — Hotel de Si⸗ 
leſie: Oberförſter Holly a. Doberau. In⸗ 
ſpektor Hirſchberg a. Freiburg, Regierungs⸗ 
Aſſeſſor v. Hirſch a. Königsberg in pr. Di: 
rektor Neumann aus Gr.⸗Strehlitz. Partik. 
Mann a. Leipzig. Gaſtwirth Herrmann aus 
Kynau. — Hotel zum blauen Hirſch: 
Gräfin v. Koſſowska a. Oſtrowo. Aſſeſſor 
Körner a. Brieg. Pfarr⸗Adminiſt. Heinze a. 
Steinſeiffersdorf. Pfarr⸗Adminiſt. Korte aus 


Fonds: und 


Holl. u. Kaif. vllw. Duk. 95% Sid. 
Friedrichsd'or, preuß. 113% Gd. 
Louisd'or, vollw. 111 ˙½ Gib. 

Poln. Papiergeld 99% Br. 

Defter. Banknoten 102% Gld. 
Staatsſchuldſcheine 3 ½ % 523% bez, u. Br. 
Seeh.⸗Pr.⸗Sch. a 50 Thl. 95% Br. 

Bresl. Stadt⸗Obligat. 3 % % — 

dito Gerechtigkeits 4% % 97 Br. 
Poſener Pfandbriefe 4% 102 Gd. 


Breslauer Cours: Bericht vom 4. Mai 1847. 


| 


Deſſins einer gütigen Beachtung. 


Wilkau. Gutsbeſ. Krüger aus Czeppelwitz. 
Kaufl. Schleſinger aus Kempen, Sachs aus 
Münſterberg, Mann a. Koblenz. Richter und 
Fabrik. Schuhmann a. Berlin. Fr. Kaufm. 
Wolff aus Oberſchleſien. Reſtaurat. Alt aus 
Gleiwitz. Apoth. Werner aus Frankfurt. — 
Hotel zu den drei Bergen: Frau Geh. 
Reg.⸗R. v. Wilkonski a. Königsberg. Gutsb. 
Henneberg a. Böhmsdorf. Rent. Rogoſcheck 
a. Hamburg. Kaufl. Dickerhoff aus Manns 
eim. Hirſch aus Halberſtadt. — Hotel de 
Saxe: Gutsbeſ. Schwarz aus Königsbruch⸗ 
Juſtiz⸗Kommiſſ. Kotſchote aus Trachenberg. 
Bürgermeiſter Schwarz a. Ratibor. Regiſtr. 
Maske a. Trebnitz. — Röhnelt's Hotel: 
Student Jurewitſch a. Rußland. Partik. v. 
Werder a. Berlin. — Zwei goldene Lö⸗ 
Wartenberg. Gutsb. 
Reimann a. Freiburg. — Deutſches Haus: 
Pfarr⸗Adminiſtratoren Sperky a. Trachenberg, 
Metzner a. Michelsdorf, Senel a. Namslau. 
Kaplan Rieſe a. Liebau. Kaplan Hoppe a. 
Frankenſtein. Frau Gutsbeſ. Seidel a. Berg⸗ 
hoff. — Goldener Zepter: Paſtor Ger⸗ 
hard a. Schwoitſch. Pharmazeut Coſte aus 
Lublinitz. — Weißes Roß: Kaufl. Bank⸗ 
mann a. Jutroſchin, Markiewitſch a. Kroto⸗ 
ſchin, Cohn aus Haynau. — Goldener 
Hecht: Kommiſſ. Oltſchack aus Schildberg. 
Kaufm. Prager a. Leubus. 

Privat⸗Logis. Albrechtsſtr. 17: Gutsb. 
Kern a. Leiſersdorf. Kaufm. Klein a. Wald. 
Apoth. Mann aus Ober⸗Weſel. — Schweid⸗ 
nitzerſtr. 5: Kaufl Weiß, Kauffmann u. Fr. 
Kaufm. Gens a. Berlin. 


Geld⸗Cours. 5 
Poſener Pfandbriefe 3¼½ % 92 ½ Br. 


Schleſ. dito 31% 97% @ld, 
dito dito 4% Lite. B. 109 Gld. 
dito dito 


3945 dito 95% Br. 


Poln. Pfdbr., alte 4% 94 Gld. 


dito dito neue 4% 93%, bez. u. Br. 
dito Parte. a 300 Fl. 93½ Wr. 
dito dito x 500 Fl. 79%, Bir. 


dito P.⸗B.⸗C. à 200 Fl. 17 Br. 
Rſſ.⸗Pln.⸗Sch.⸗Obl. i. ©.:R. 4% 81 ½¼ Br. 


Eiſenbahn⸗Aetien. 


Oberſchleſ. Litt. A. 4% 1031 Br. 
dito Prior. 4% — 
dito Litt. B. 4% 96 Gld. 
Bresl.⸗Schw.⸗Freib. 4% 99% ld. 
dito dito Prior. 4% 95% Br 
Niederſchleſ.⸗Märk. 4% 86% Br. 
dito dito Prior. 5% 101 % Std. 
dito zwgb. (Gl.⸗Sag.) — 
Wilhb. (Koſel⸗Oderb.) 4% 84 Gld. 


— ä — 


Mheiniſche 1% — 


dito Pr. ⸗St. Zuſ.⸗Sch. 4% — 
Köln⸗Minden Zuſ.⸗Sch. 4% 89% Gld. 
Schſ. Schl. (Drs. Grl.) Zuſ.⸗Sch. 4% 100%, Br. 
Nſſe.⸗Brieg. Zuſ.⸗Sch. 4% 61 bez. 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 76%, Br. 
Poſen⸗Starg, Zuſ.⸗Sch. 4% 84 Br. 
Fr. Wilh. Nordb. Zuſ.⸗Sch. 4% 70%, Gib. 


a Breslauer Wechſel⸗Courſe vom 4. Mai 1847. 


Amſterdam in Courant, 2 Mon., 250 Fl. 


Hamburger in Banko, 300 M., a vista „ 180% „ 
dite dito e — „ 149% 

London 1 Pfund Sterl. 3 Mon. — 20 " 
EN EEE TE — e AR 
/ 00 — 0 99 %% „ 
c — 99 77 
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Berliner Eiſenbahn⸗Actien⸗Cours⸗Bericht vom 3. Mal 1847. 


Breslau⸗Freiburger 4% | 
Düſſeld. Elberf. 5% — 
dils dito Prior. 4% 
Niederſchleſiſche 4% 86 % Br. „ Gb, 
dito Prior. 4% 91 5 bez. 
dito dito 5% 101% Gi. 
Niederſchl. Zweigb. 4% 613, bez. 
dito dito Prior. 4% — 
Oberſchleſ. Litt. A. 4% 103% Br. 
dito Prior. 4% — 
dito I.itt. B. 4% 96 ½ bez. 


Breslauer Getreide- Preiſe vom 4. Mai 1847. 7 
—— ‚ n un eee Der , ü 


Wilhelmsbahn 4% 85%, bez. 
Krakau⸗Oberſchl. 4% 76%, Br. 76 Gld. 
Rheiniſche 4% 85 bez. 5 
Quittungsbogen. b 
Rheiniſche Prior.⸗St. 4% 89 Br. 1 
Kaſſel⸗Lippſtädter 90 — 1 
Köln⸗Minden 4% bez. 
Nordb. (Frdr. Wilh.) 4% 70%, bez. u. Old 
Poſen⸗Stargarder 4% &3 Br. 
Sächſ.⸗Schleſiſche 4% 99 Sid, 4 
Ungar. Central 4% 99 ½ bez. . 


Weizen, weißer. 4 Rtl. 15 Sg. — Pf. 4 Mil. 8 Sg. — Pf. 4 Nil. — Sg. — 19 

dito gelber % 3 „ — 4 „ 7 6 7 4 „ — Ui: * 

Bruch- Weizen. 3 „„ 27 „ — „ 3% 22, — „ 3 „ 15 „- 
Roggen 4 % — , „, ., „ B „und, BEE 4 
Gerſte , % ee, 2 „ 20 5 
Hafer % 1 5 18 — 1 77 16 [7 dern 1 7 14 ” “7 . 

Univerſitäts⸗ Sternwarte, 2 
Thermometer 0 1 

2. und 3. Mai, Barometer? feuchtes] Wind. Sewell. 

, 3. E. inneres. | äußeres. niedriger. 


Abends 10 uhr. 27 6, 32 9 90/7 7, 2; 2 9 6% NRW] überm 
Morgens 6 uhr. 6 40% . 9 + 5 3 2 0 [e SJ balbbete 
Nachmitt. 2 2 75 6 6017 11. 100 7 11 91 5 4 2 O e 
Siinimum 6 101°: 78 5 3 1 0 0° Ri 
Marimum 6 70/7 11 550 1 4 5, 4 28. 2 
Temperatur der Oder + 9, 4 pr 
Thermometer 
a Barometer Sewölk 
3. und 4. Mat, ſeuchtes | Wind, 
| 38% inneres. n Te 1 
- es 
Abends 10 uhr. 27 7, 101 35890 Bi. 7 3 5 1. ng 8 
Morgens 5 uhr. 7,561 +: 10, „ 4 0 Wolken 
Radmitt. 1 2 7, 760 + 12, 600 15, 7] 6, 8 is Sſsrebe We 
Minimum 7, 00 10, 0% 6, 4 2, 0 (jc 
Maximum 7, d8 7 13, 20 f 17, 5] 6, 8 18 Be 


Temperatur der Oder + 9, 6 j 


ſo erlaube ich mir, es zu widerlegen. 


80 — 1 zu erinnern, fo 
zug auf den Geſchäftsgang eine Anfrage erlauben. zur Sprache zu bringen fein, wo über Einführung der 


Zweite Beilage 


Landtags⸗Angelegenheiten. 
Sitzung des vereinigten Landtags am 
29. April. 

Kurie der drei Stände. 
Die heutige Seſſion wird um 1½ Uhr eröffnet 
mit dem Vortrage des von dem Sekretär Kutſchke 


über die letztvorhergegangene Sitzung aufgenommenen 


Protokolls, nach deſſen Beendigung äußert eh, 
Aübgeordn. von Auerswald: Es iſt von mir eine 
Aeußerung ins Protokoll aufgenommen worden, die ich 
nur deshalb machte, weil ein anderer Abgeordneter aus⸗ 
ſprach, man könnte ſich außerhalb der Verſammlung 
darauf berufen, daß bier eine große Anzahl von Bren⸗ 
Nereibefigern wäre. Da dies Eindruck machen könnte, 
Weil indeß dieſe 
Aeußerung nicht im Protokoll ſteht, fo würde ich wün⸗ 
ſchen, daß meine Aeußerung auch daraus wegbliebe. 
Marſchall: Die Verſammlung wird nichts dage⸗ 
gen haben, daß dieſe Aeußerung ausbleibt. 
Abogeordn. Schauß: In Bezug auf die von mit 
eingereichte Denkſchrift muß ich berichtigen, daß ſie ſich 
nicht blos beziehe auf eine Handels Kammer, fondern 
auf ein beſonderes Handels: Minifterium und auf alle 
Theile der Monarchie. 5 
Abgeordn. von Kall: Ich glaube die Worte des 
königlichen Kommiſſars vermißt zu haben: „Noth kennt 
kein Gebot,“ welche er anführte, um die Nothwendig⸗ 
keit eines frühen Schluſſes der Brennereien und eine 
Beſchleunigung der Berathung zu motiviren. 
Sekretair Kuſchke: Dieſe Aeußerung wird in den 
Zeitungs⸗ Berichten enthalten ſein, hier können wir uns 
mit den Beſchlüſſen der Verhandlung begnügen. 
Abgeordn. Greger: Es ſcheint, als ob von dem 
General⸗Direktor der Steuern das Amendement geſtellt 
worden iſt, daß das Verbot des Branntweinbrennens 
von Kartoffeln auch auf das Getreide ausgedehnt wer: 
den ſoll. Ich habe geglaubt, daß ein folder Antrag 
aus der Verſammlung hervorgegangen fel: Denn ich 
glaube, daß es gegen unſer Reglement ſein würde, und 


daß wir uns dagegen verwahren, daß Amendements zur 


Sprache kommen können, die nicht aus der Verſamm⸗ 
lung hervorgegangen ſind. 


(Es wird die betreffende Stelle dahin abgeändert, 


\ daß von einzelnen Mitgliedern der Antrag ausgegan⸗ 


gen fei.) 1200 

Abgeordn. von Brünneck: In Bezug auf die 
Bemerkung, welche vom Miniſtertiſch ausgegangen iſt, 
kann ich mich nur freuen, daß ſie nicht im Protokoll 
enthalten iſt, ich muß aber auch wünſchen, daß ſie 


nicht in den Bericht der Stenographen aufgenommen 
werde, denn ſie ſcheint mit in ihren Folgen doch de⸗ 


nklich zu werden. Ueberhaupt müſſen wir beſtimmen 
u, was veröffentlicht und was nicht veröffentlicht 
werden ſoll. 
1 Marſchall: Hierauf muß ich erwidern, daß dies 
1 Pit kommt. Wenn etwas in einer Sitzung vor: 
Mmt, was Jemand nicht veröffentlicht haben will, ſo 
S ich ganz ergedenſt bitten, dies in derſelben 
® dung zu beantragen, damit darüber Beſchluß gefaßt 
erde, ſonſt iſt es zu ſpät. n E | 
1 Staatsminiſter von Düesberg: Dem kann ich 
cht beiſtimmen, daß das, was die Kommiſſarien hier 


Äußere haben, nicht veröffentlicht werde. Im Gegen: 


U glaube ich, daß dies weſentlich abhängt von den 
egietungs⸗Kommiſſarien ſelbſt; eine Cenſur darüber, 
od das, was die Regierungs⸗Kommiſſarlen geäußert ha⸗ 


en, veröffentlicht werden ſoll oder nicht, iſt nicht eine 
Sache, worüber der Verſammlung die Kompetenz zu: | 
ſteht. Es wird ſich wohl eine Verſtändigung herbei: | 


hren laſſen, aber eine Entſcheidung üder Veröffent⸗ 
he g deſſen, was die Kommiſſarien geſagt haben, 
ſeht zunächſt der Regierung zu. 106 
Marſchall: Hierauf hat ſich auch meine We: 
merkung nicht beziehen ſollen, ſondern ich habe über⸗ 
daupt nur bemerkt, daß, wenn einem ſolchen Antrage 


Berückſichtigung geſchenkt werden ſoll, er in der Ver⸗ 


fammtung ſelbſt geſtellt werden müſſe. 
1 Abgeordn. von Grävenitz: Wenn ich mich er⸗ 
Wet fo ſtand in dem Protokoll, mein Antrag ſei mit 


kn ber Sütücgersiefen worden. Er kann zutückgewie⸗ 


; aber es Ae 
Reben ‚amt undi =: braucht nicht. im Protokoll zu 
ne Stimme (vom Platz): Es wäre wün⸗ 


ſchenswerth, wen 
lehnung des Anteapes * gefast 74 „die Ab: 
Abgeordn. von Gräven amg geſe en.“ 
zusetzen, daß ich ſelbſt eine Bien un — bitte, hinzu⸗ 
ne ende würde ein noy . . 
chte ins Protokoll aufgenommen werden in = 
Eine Stimme (vom Platz): J habe michte 5 


ndern wollte mir nur 
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Es iſt nämlich von dem geehrten Herrn Landtags: Mar: 
ſchall der hohen Verſammlung mitgetheilt worden, daß 
die Gegenſtände der Tages-Oednung der Verſammlung 
angezeigt werden ſollen. Das iſt ſehr löblich und wird 
auf den Geſchäftsgang einen ſehr wohithätigen Einfluß 
äußern. Dieſer Einfluß kann aber nur erzielt werden, 
wenn die Schriftſachen ſich in den Händen der Mit⸗ 
glieder befinden, wie dies bei den königl. Propoſitionen, 
Denkſchriften u. ſ. w. der Fall iſt; aber bei, den Peti⸗ 
tionen iſt dies nicht ſo, dieſe gelangen höchſtens nur 
durch das angezeigte Rubrum und in kurzer Redaktion 
der Abtheilungen zur Kenntnißnahme der Mitglieder. 
Ich wollte mir nun die Anfrage erlauben, ob der Herr 
Landtags⸗Marſchall nicht einen Weg anbahnen könnte, 
wodurch Petitionen, die von bedeutender Wichtigkeit ſind 
und die Mitglieder intereſſiren, an die Mitglieder zur 
ſpeziellen Kenntnißnahme gelangen könnten. 

Marſchalt: Ich möchte vorſchlagen, daß der ge: 
ehrte Antragſteller ſeinen Antrag zurückhielte bis zur 
Berathung des Geſchäfts⸗Reglements, dort könnte der⸗ 
ſelbe zur Ecötterung kommen. Wir wollen nun feſt⸗ 
ſtelen, ob das Protoll Genehmigung findet. 

Abgeordn. Bürgermeiſter Krüger: Meine Petition 
über Abänderung des § 79 der Gewerbe: Ordnung iſt 
nicht zur Berathung gezogen, ſondern ſtehen gelaſſen 
worden. Meine Petſtion geht nicht auf einen temporai⸗ 
ten Beſchluß in Hinſicht des Marktweſens, ſondern auf 
ſtabile Abſchaffung des Vorkaufens. Ich würde dem⸗ 
nach fragen, ob meine Petition erledigt ſei, oder od ich 
meinen Antrag noch in einer neuen Petition wieder 
einbringen fol, daß $ 79 der Gewerde⸗Ordnung abge: 
ändert werde. 

Marſchall: Die Bemerkung des geehrten Redners 
iſt nicht gegen das Protokoll gerichtet. 

Eine Stimme (vom Platz): Der Herr Landtags: 
Marſchall bezog ſich auf den Wunſch, daß es den An⸗ 
tragſtellern möge geſtattet ſein, in die Kommiſſienen bei 
Berathung ihrer Petitionen eingeladen zu werden. Ich 
wollte nun fragen, ob dieſem Wunſche nachgekommen 
werden wird. ! { 

Marſchall: Ich habe erklärt, daß dem meinerſeits 
nichts entgegenſtehe, und die Herren Direktoren der Ab⸗ 
theilungen werden die betreffenden Abgeordneten einladen. 
Eine Stimme (vom Platz): Ich wollte fragen, 
ob es den Betheiligten erlaubt iſt, an der Debatte in 
der Abtheilung Theil zu nehmen, und ob ſie dabei eine 
Stimme haben? 

Marſchall: Stimme haben ſie dabei gewiß nicht, 
aber an der Berathung können ſie Theil nehmen. 

Es find noch folgende Petitions-Anträge eingegan⸗ 
gen, welche hiermit zu Vertheilung kommen: 

(Es iſt wieder mehrmals vom Platze aus geſprochen 
worden, ohne daß die Herren ihre Namen genannt ha⸗ 
ben. Die Stenographen ſind daher nicht im Stande 
geweſen, fie aufzuzeichnen. Die Herren alſo, welche 
wünſchen, daß ihr Name öffentlich genannt wird, würde 
ich bitten, ſich ſtets zu nennen.) ö 
Antrag des Abgeordneten M. Flemming von Geilen⸗ 

kirchen, betreffend die Amneſtirung derjenigen preußi⸗ 

ſchen Unterthanen, welche ſich an den letzten polni⸗ 
ſchen Unruhen betheilige haben 5. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten F. A. Kayſer auf Modifi⸗ 
kation des § 30 des Geſetzes vom 7. Juni 1821 
wegen Unterſuchung und Beſtrafung des Holzdied⸗ 
ſtahls 8. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Haeger, aus dem Regie⸗ 
rungs⸗Bezirke Köln, um Aufhebung des Poſtzwanges 
bei Paketen und Ermäßigung des Geld⸗ und Brief⸗ 

Porto's, fo wie des Potto's von Waaren = Senduns 
gen 6. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordnen Urra aus Wormdltt auf Ab⸗ 

änderung des Geſatzes vom 6. Januar 1843, wegen 

Aufbringung der Unterſuchungskoſten für aufgegtiffene 

Vagabunden und Bettler 6. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Urra aus Wormditt um in 

Einklangbringung des Patents vom 3. Februar d. J. 

mit dem Geſetze vom 17. Januar 1820 4. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Wehr aus dem Kreife Konitz, 

betreffend die Erſparung im Gendarmerie⸗Weſen 
8. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten der Stadt Liegnitz, Borne⸗ 
mann, wegen Gleichſtellung der katholiſchen Diſſi⸗ 
denten mit den im Staate anerkannten übrigen chriſt⸗ 
lichen Glaubens⸗Genoſſen 8. Abtheilung. 


Denkſchrift des Abgeordneten Milde aus Breslau we⸗ 
gen Verſtattung des Aſſociationsrechts mit unbe: 
ſchränkter Redefreiheit 5. Abtheilung. 
Ferner ein Antrag des Adgeordneten 
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neuen Steuern berathen werden wird. Ich werde den 
Maiſchall des Herren⸗Standes bitten, fie damit aufzu⸗ 
nehmen. tot ed. u Kohn 

Ein Gleiches wird bei folgender Petition einzutre⸗ 
ten haben: j di ne Neri ua 

Antrag des Abgeordneten Wehr, bei det Bera⸗ 
thung üder die Eiſenbahn Angelegenheit auch gleichzeitig 
die Berathung über die Bahnlinie aufzunehmen: 

Es iſt dies von dem Direktor des Ausſchuſſes bes 
antragt worden, und ich ſchließe mich dem an 

Es ſind noch mehrere Petitions⸗Anträge eingegan⸗ 
gen, welche ich morgen vertheilen werde. . Maya 

Ich erwähnte, daß mehrere Pelitions⸗Antrage in die 
7. Abtheilung gekommen und auf Antrag dieſet Abthei⸗ 
lung in andere verwieſen worden ſind. Der Antrag 
des Herrn Abgeordneten Seltmann geht demnach an 
die ſechſte Abtheilung über. 240 surf 

Den Antrag des Herrn Abgeordneten König und 
anderer Mitglieder, auf Errichtung eines Kredit⸗Inſti⸗ 
tuts für Ackerbeſitzer, aus dem Stande der Landgemein⸗ 
den, werde ich dem Marſchall der Kurie des Hetren⸗ 
ſtandes üderſenden, mit der Bitte, ihn der Abtheilung 
zur Berathung über die Land⸗Renten⸗Banken zu über⸗ 
weiſen. et 27220 

Die Anträge der Herren Lorenz und Krauſe werden 
denfelben Gang gehen, weil ſie ganz konner find mit 
Gegenſtänden, die der vereinigten Kurie vorliegen. 

Abgeordn. von Godberg: Es ſteht dem Herrn 
Marſchall zu, die Abtheilungen zu ernennen, und ich 
erlaube mir, anzufragen, ob nicht noch eine Abtheilung 
zu erwählen ſein dürſte. Es kann doch nicht den in 
die Abtheilungen gewählten Mitglieder zugemuthet wer⸗ 
den, alle Petitionen aufzuarbeiten, während andere Mit⸗ 
glieder gar nichts zu thun haben. MERAN ICH 

Marſchall: Ich kann nach meiner Ueberzeugung 
die Ernennung noch einer Abtheilung nicht für zweck⸗ 
mäßig halten. wi 

Abgeordn. von Bardeleben: Es iſt mit bekannt 
geworden, daß der zur ſchleſiſchen Ritterſchaft gehörige 
Graf Reichenbach hier bei dem Landtage darüber Be⸗ 
ſchwerde geführt hat, daß ſeine Wahl zum Landtags⸗ 
Abgeordneten ſofort, als er in Kriminal⸗Unterſuchung 
verwickelt wurde, noch ehe das Erkenntniß erfolgte, an⸗ 
nullirt und eine neue Wahl veranlaßt worden iſt. Jetzt 
iſt derſelbe ganz freigeſprochen worden. Er fühlt ſich 
in ſeinem Rechte tief verletzt, und ich glaube, er hat 
deßhalb hier Beſchwerde geführt. Daher wollte ich bit⸗ 
ten, daß dieſe Angelegenheit ſo bald wie möglich der 
Verſammlung zur Berathung vorgelegt werden möchte. 
Ich glaube, es iſt unſere Pflicht, daß die Beſchwerde 
eines Mitſtandes, welcher ſich in ſeinem Rechte verletzt 
fühlt, fo ſchleunig wie möglich erledigt wird. 

Marſchall: Dieſe Angelegenheit liegt bereits einer 
Abtheilung vor, und ich darf annehmen, daß dieſelbe 
ſich eifrig damit beſchäftigen wird. . 

Abgeordn. Graf von Bismark⸗ Bohlen: Der 
Herr Referent iſt außer Stande, jetzt einen Bericht 
darüber zu erſtatten, weil die Grundlagen dazu fehlen, 
es iſt die Angelegenheit nur aus einer Druckſchrift und 
aus Zeitungs⸗Notizen bekannt, und es iſt nöthig gewe⸗ 
ſen, die Akten hierüber einzufordern. Der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall wird die Güte haben, das Weitere bierin 
zu veranlaſſen. 

Juſtiz Miniſter Uhden: Es iſt behauptet worden, 
der Graf Reichenbach wäre bereits freigeſprochen. Dem 
muß ich widerſprechen, weil ich ganz vor Kurzem erſt 
die Anzeige bekommen habe, daß die Sache noch nicht 
— . 2 ſondern erſt zum Spruch distribuirt wor⸗ 
den iſt. f 5 


Abgeordn. Tſchocke: Ich muß die Bitte des geehr⸗ 

ten Mitgliedes unterſtützen, da ich die Ehre gehabt habe, 
die betreffende Petition zu überreichen, und ich mu 
geſtehen, daß es auch mich verlangt, daß ein folder 
Gegenſtand gleich in der erſten Zeit hätte abgemacht 
werden ſollen. Ich räume ein, daß der Graf Reichen⸗ 
bach noch nicht freigeſprochen it, nichtsdeſtoweniger muß 
ich dem Mitgliede don jener Seite erwiedern, daß die 
Beſchwerde von der Abtheilung zur Berathung gezogen 
werden konnte. Es ſind in der Petition ſelbſt alle 
Spezialitäten enthalten, es it ihr eine Druckſchrift bei⸗ 
gefügt, die den Thatbeſtand in voller Wahrheit enthält. 
Mehr dürfte wohl nicht erforderlich ſeig. Ich bitte 
| daher die geehrte Abtheilung, die Berathung hierüber, 
| fo dald wie thunlich, vorzunehmen. N 

Abgeordn. von Bardeleben: Ich will mir nur 
erlauben, auf die Bemerkung, die von einem geehrten 
Herrn von der Miniſterbank gemacht worden iſt, zu 
erwiedern, daß allerdings Graf Reichenbach in der erſten 
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aus Hamm wegen Feſtſezung von Zwiſchenſtufen bel! Kriminal- unterſuchung, in Folge deren ſeine 


der Klaſſenſteuer. 
Marſchall: Dieſe Angelegenheit würde am beſten 


f , Waht ans 
nullirt wurde, jetzt freigeſprochen worden if. Er iſt 
aber ſpäter in eine zweite Kriminal⸗Unt ung ver⸗ 


wickelt worden, dies würde indeß immer noch nicht ges 
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gen die Ehre des Herrn ſprechen. Ich wollte nur bes 
merken, daß dieſes Verfahren, daß feine Wahl annullirt 
worden ift, ein ungeſetzliches genannt werden muß, und 
aus dieſem Grunde hätte ich gewünſcht, daß die Bera⸗ 
thung vor den Landtag gebracht worden wäre, 
Marſchall: Die Sache it noch nicht zur Die: 
kuſſion vorbereitet. 4 
Abgeordn. Tſchocke: Wenn ein ehrenwerthes Mit: 
glied geäußert hat, daß es an Motiven fehle, um die 
Petition zu berathen, ſo würde ich gern zu deren Mit⸗ 
theilung erbötig fein. Wenn es am Mangel einiger 
Auſſchlüſſe liegen follte, die erforderlich find, fo würde 
ich dieſelben ſehr gern ertheilen. . 
Marſchall: Dieſe Mittheilungen werden gewiß 
mit Dank angenommen werden. * 
Abgeordn. Graf von Bismark-Bohlen: Ich 
werde mir vorbehalten, die Herren darum zu erſuchen. 
Ich habe mich erſt vorgeſtern Abend deßhalb an den 
Herrn Landtags⸗Marſchall gewendet. Einen Vortrag 
hierüber jetzt zu erſtatten, bin ich unvermögend. 
Abgeordn. Mohr: Ich habe mir das Wort erbe⸗ 
ten, bloß um einige Fragen der hohen Verſammlung 
zur Meinungs⸗Aeußerung vorzulegen, die, wenn ich fo 
ſagen darf, unſere häuslichen Einrichtungen betreffen. 
Es iſt Niemanden entgangen, daß diejenigen unter uns, 
welche die entfernteſten Sitze einnehmen, weder verſtehen, 
was von dieſer Stelle aus geſprochen wird, noch ver⸗ 
ſtanden werden. Es iſt daher natürlich, meine Herren, 
daß wir, — ich gehöre auch zu denen, die. fo fern 
figen —, ein Gelüſte tragen, zwar nicht die Sitze der 
Herrenbank, welche freiſtehen, zu uſurpiren, ſo lange — 
und das wird die meiſte Zeit ſein — die beiden Kurien 
getrennt ſind. Ich würde alſo vorſchlagen, damit dies 
ordnungsmäßig geſchehen könne, daß die entfernteſten 
Bänke in dieſen Raum geſtellt würden, der jetzt frei 
und unbenutzt iſt. Wenn die hohe Verſammlung da⸗ 
mit einverſtanden iſt, ſo würden wir den Herrn Mar⸗ 
ſchall zu bitten haben, dieſes gütigſt zu veranſtalten. 
Die zweite Frage, meine Herren, iſt ſchon etwas 
tiefer eingreifend. Ich glaube, daß wir Alle darüber 
einverſtanden ſind, daß dieſe Verſammlung eine ein⸗ 
heitliche, nationelle Verſammlung ſein ſoll. Was 
wir aber vor uns ſehen, das iſt in der That ein 
Nebeneinanderfigen von acht Provinzial ⸗Verſamm⸗ 
lungen. Dieſes ſcheint mir der ſo ſehr wünſchens⸗ 
werthen Verbannung des Provinzialgeiſtes eben ſo 
wenig förderlich, als der Erweckung einer vaterländi⸗ 
ſchen Verbrüderung. Ich wollte daher der hohen Ver: 
ſammlung vorſchlagen, daß dieſe Abſonderung, wie ſie 
gegenwärtig befteht, aufgehoben werde, und daß Jeder 
unter uns ſeinen Sitz da nehmen könne, wo er will. 
(Gelächter.) Ich bitte! was gar nicht ausſchließt, daß 
Jeder den Sitz behält, den er gegenwärtig inne hat. 
(Wiederholtes Gelächter.) Ich habe, meine Herren, 
dieſe beiden Vorſchläge, die, wie geſagt, unſere häusliche 
Einrichtung betreffen, zu machen mit erlaubt, und kommt 
es nun darauf an, ob die hohe Verſammlung mit dem 
Einen, ſo wie mit dem Andern einverſtanden iſt, in 
welchem Falle, wie geſagt, der Herr Landtags⸗Marſchall 
zu bitten ſein würde, das Eine und das Andere gütigſt 
anzuordnen. - 
Marſchall: Ich muß hiergegen bemerken, daß 
nach der Allerhöchſten Beſti mung, die wir im Regle⸗ 
ment finden, die Individuen ihre Sitze nach den Pro⸗ 
vinzen und in dieſen nach den Ständen haben follen, 
daß alſo fo etwas von der Verſammlung nicht abgeän: 
dert werden, ſondern nur durch eine Petition bei Sr. 
Majeſtät dem König in Antrag gebracht werden kann. 
Abgeordn. Mohr: Ich bitte um das Wort. 
(Gelächter. ) 


Marſchall: Laſſen Sie mich ausſprechen! — 
Eine ſolche Reſolution iR, wenn fie erfolgen ſollte, de⸗ 
reits durch die Vorſchläge angebahnt, welche von der 
Abtheilung zu dem Reglement gemacht worden ſind. 
Dieſes Reglement wird in Berathung genommen wer⸗ 
den, ſobald wir mit der Berathung des jetzigen Gegen⸗ 
ſtandes fertig ſind, und dann werde ich den Redner 
bitten, ſeine Bemerkungen anzuſchließen. Eine Discuſ⸗ 
ſion kann aber jetzt darüber nicht ſtattfinden. 

Abgeordn. Mohr: Die Bemerkung, welche der 
Herr Landtags⸗Marſchall fo eben gemacht hat, iſt auf 
tinen Paragraphen gegründet, ich weiß nicht gerade 
mehr, auf welchen der Geſchäftsordnung, worin es al⸗ 
lerdings heißt, daß wir nach Provinzen und die Pro⸗ 
vinzen nach Ständen geſetzt werden ſollen. Ich erlaube 
mit aber darauf zu entgegnen, daß dieſer Artikel der 
Geſchäftsordnung faktiſch bereits vernichtet iſt. 

50 (Unterbrechung durch den Ruf: Ohe!) 

Erlauben Sie! Wir ſitzen nicht nach Ständen, es 

hat eine Verloſung ſtattgefunden. 
ehrere Stimmen: Nein! 

Abgtordn. Mohr: Akerdings, 
Prodinz. 

Mehrere Stimmen: Nein! Nein! 

Abgeordn. Mohr: Ich Habe es aus dem eigenen 
Munde des Heren Landtags ⸗Marſchalls, daß er eine 
Verloſung in unferer Provinz vorgenommen habe, und 
wir ſitzen auch nicht nach Ständen, 

Viele Stimmen: Nein! Nein! Nein! 


in jeder einzelnen 


Abglordn. Diergardt: Wie ich bereits bel der 
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letzten Sitzung die Ehre hatte, der geehrten Verſamm⸗ 


lung mitzutheilen, hade ich in den letzten Tagen die be⸗ 
trübendften Berichte aus dem Gewerbsbezirke von Gladbach 
Die Arbeitsloſigkeit nimmt in erſchrecklicher 
Weiſe zu, die Lebensmittel ſteigen, und wir würden da⸗ 


erhalten. 


her die unangenehmſten Folgen zu erwarten haben, 


wenn nicht Rath für die Arbeiter geſchafft wird. Seit 


Jahren Vorſitzender des Gewerbegerichts zu Gladbach, 
komme ich mit der arbeitenden Klaſſe in vielfache Be⸗ 
rührung. Ich glaube daher, die moraliſche Pflicht zu 


haben, mich derſelben möglichſt anzunehmen und auf 


Mittel zu ſinnen, wie die Noth etwa zu mildern iſt. 
Ich hade mir daher erlaubt, dieſen Morgen eine Ein⸗ 


gabe abzufaſſen, worin ich einen Vorſchlag mache, wie 


die Noth in unſerer Gegend etwa zu müdern iſt. Es 
it Ihnen ſämmtlich bekannt, meine Herten, wie bedeu⸗ 
tend die Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln im 
Abgemeinen von Amerika iſt. 


bieten werde. Nach den Berichten, die ich aus Eng⸗ 
land und Frankreich erhalten babe, ſind namhafte Be⸗ 


ſtellungen von Amerika auf Baumwollenwaaren einge⸗ 


troffen. Wir, meine Herren, ſind in der unglücklichen 


Lage, daß wir an dieſen Vortheilen nicht Theil nehmen 


können. Der Beſchluß der letzten Zoll⸗Konferenz lautet 


dahin, daß die Baumwollen⸗ Fabrikanten den Zoll auf 
Twiſte mit 3 Rthlr. pro Etr. entrichten müſſen, ohne 


daß die für das Ausland beſtimmten Waaren Rückzoll 
bekommen. Was ſind die Folgen von ſolcher Beſteue⸗ 
rung? Der Fabrikunternehmer iſt in der nämlichen 
Lage, wie der Gutsbeſitzer. a 

(Von mehren Seiten: Bravol) 


Wenn der Gutsbeſitzer Meliorationen vornehmen 


will, ſo wird er gewiß derechnen, ob die Auslagen ſich 
rentiren. 
Herren. 
dem Auslande, mit den Engländern, Franzoſen, Bel⸗ 


giern, konkurriren wollen, ſo müſſen ſie Erſatz in Ar⸗ 


beitslohn ſuchen. Mein Vorſchlag geht dahin 
(Ruf auf Tagesordnung.) 

„Ich babe nur wenige Worte noch zu ſagen. Die 
Lage unſerer Gegend iſt höchſt betrübend, und deshalb 
glaube ich, daß es mir als Vertreter der dortigen Ge⸗ 
gend wohl geſtattet ſei, die Lage darzuſtellen. Mein 
Vorſchlag geht dahin, den Herrn Marſchall zu bitten, 
die Eingabe, welche ich ihm übergebe, dald möglich ei⸗ 
nem Ausſchuſſe zu überreichen, und meint 2te Abſicht geht 
dahin, daß man ſich in den rheiniſchen Fabrik⸗Diſtrik⸗ 
ten überzeuge, daß ihre Wünſche recht bald in Bera⸗ 
thung genommen werden. Mein Antrag geht dahin, 
daß Seine Majeſtät geruhen möge, zu beſtimmen, daß 
für diejenigen Baumwollenwaaren, welche nach dem 
Auslande gehen, der bezahlte Zoll auf Twiſte zurückver⸗ 
gütet werde. Es iſt von keinem Opfer die Rede, ſon⸗ 
dern nur von der Rückerſtattung des auf den Urſtoff 
bezahlten Zolles. a 

Marſchalls Ich kann die Verſicherung geben, daß 
ich die Petition ſogleich einem Ausſchuſſe überweifen 
werde. Die Zeit iſt bereits fo weit abgelaufen, daß es 
nicht mehr möglich ſein wird, auf den wichtigen Ge⸗ 
fegentwurf, den wir vor uns haben einzugehen. Ich 
muß daher bitten, daß die verehrten Herren morgen 
Vormittag 10 Uhr ſich wieder hier verſammeln wollen. 
Der Gegenſtand der Tagesordnung würde der Geſetz⸗ 
entwurf ſein, die Ausſchließung beſcholtener Perſonen 
von ſtändiſchen Verſammlungen betreffend. 

(Schluß der Sitzung nach halb 3 Uhr.) 


Sitzung des vereinigten Landtages 
am 30. April. 2 
Kurie der drei Stände, 

(Vorleſung des Protokolls der vorigen Sitzung.) 

Marſchall: Es iſt von mehreren Seiten ge⸗ 
wünſcht werden, daß die Aufzählung der Petitions⸗An⸗ 
träge, welche eingebracht worden ſind, bei Vorleſung des 
Protokolls nicht wiederholt werden möge, es fragt ſich, 
ob dieſer Wunſch ein allgemeiner iſt. (Viele Stimmen 
bejahen dies.) x 

(Das Protokoll wird angenommen.) 

Abgeordn. Mohr fragt an, ob die Friſt für die 
Einbringung von Petitionen, welche von Sr. Majeftät 
dem Könige bis 1. Mai d. J. verlängert worden iſt, 
mit dem heutigen Tage aufhört oder noch bis morgen 
offen ſteht. 

Marſchall: Ich verſtehe die Allerhöchſte Willens: 
meinung fo, daß Petitionen noch bis morgen Abend 
angenommen werden können. 

Es ſind in den Abtheilungen noch einige Verände⸗ 
rungen vorgenommen. Der Herr Abgeordnete Kirberg 
hat erklärt, für einige Zeit verhindert zu ſein, den Bera⸗ 
thungen der Aten Abtheilung beizuwohnen, und gewünſcht, 
daß für ihn ein Stellvertreter ernannt werde; ich er⸗ 
nenne dazu den Abgeordneten Röchling. Die Direktoren der 
ſechſten und ſiebenten Abtheilung haben um Verſtärkung 
der Arbeitskräfte gebeten. Ich ernenne für die ſechſte 
Abthellung den Herrn Landrath von Lavergne⸗Peguilden 
aus Kunzkeim und für die fiebente Abtheilung den Ab⸗ 
geordneten Neitſch. ; 

Es find noch folgende Petitions Anträge eingekom⸗ 
men und vertheilt worden: * 


* 


0 Die einzige Hoffnung 
im theiniſchen Fabrik⸗Diſtrikte in die, daß Amerika uns 
Eeſatz für den Mangel an Abſatz auf dem Kontinente 


Eben ſo iſt es bei dem Fabrikbeſitzer, meine 
Die preußiſchen Fabrikinhaber, wenn fie mit 


Verzeichniß ’ 
der in der Sitzung vom 30. April d. J. den 
betreffenden Abtheilungen überwieſenen 
Petitions⸗Anträge. 

Antrag des Abgeordneten Richter, die Verweigerung 
von Konzeſſionen für Eiſenbahn⸗Reſtauratlonen bes 
treffend 6. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Biefing, die Aus ſicht auf 
Penſion für die dienſtuntauglich gewordenen Steuer⸗ 
Empfänger des linken Rhein ⸗ Ufers betreffend 

8. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Wächter auf Ausdehnung 
der Oeſſentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsver⸗ 
fahrens 5. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Krauſe aus Wachsdorf auf 
vollſtändige Entſchädigung durch die Jagdberechtigten 
für allen Wildſchaden 8. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Küpfer auf eine an des Kö⸗ 
nigs Majeſtät wegen Erlaſſung eines Feld⸗ und Flur⸗ 
Pfaändegeſetzes zu richtende Petition 8. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Grafen von Schwerin, be⸗ 
treffend die Anerkennung rechtlicher Bedenken, als 
weitere Ausſührung der in der Adreſſe an Se. Ma⸗ 
ieſtät den König darüber enthaltenen Andeutungen 
und gemachten Vorbehalte, ſo wie Ausſetzung der 
Wahl des Ausſchuſſes und der Staatsſchulden⸗De⸗ 
putation 4. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Germershauſen auf An⸗ 
dringung einer Petition auf Vorlegung des Entwurfs 
der neuen Wechſel⸗Ordnung zur Berathung des ver 
einigten Landtages 6. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Seulen, del dem momenta⸗ 
nen Nothſtande durch Bewilligung angemeſſener Prä⸗ 
mien aus Staats⸗Fonds in den Gemeinden den An⸗ 
griff von gemeinnützigen Unternehmungen zu wecken 
und zu fördern 6. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Plange, Deimel und Ber⸗ 
genthal auf Entbindung von den Frohnden zum 

Schnee⸗Aufſchlagen auf Chauſſcen S. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Timm wegen Aufhebung der 
allgemeinen Landes⸗Vlſitation 8. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Donimierski, betteffend die 
Aufhebung der Patrimonial⸗ Gerichte, des eximirten 
Gerichtsſtandes und die Einrichtung kollegialiſcher 
Kreisgerichte 5. Abtheilung- 

Antrag des Abgeordneten von Olfers auf Verwen⸗ 
dung der hohen Stände⸗Verſammlung dehufs Erlaß 
eines eigenen Handelsgeſetzbuches 6. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Mehls auf Gewährung der 
Oeffentlichkeit der Stadtverordneten ⸗ Sitzungen 

5. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Büning wegen gleichmäßl⸗ 
ger Vertheilung der Grundſteuer auf die ganze Mo⸗ 
narchie 7. Abtheilung 

Antrag des Abgeordneten Grafen von Frankenberg 
auf Ergreifung von vorſorgenden Maßregeln, einem 
ähnlichen allgemeinen Nothſtande für das Jahr 1848 
vorzubeugen 8 6. Abtheilung - 

Antrag des Abgeordneten Farthoefer auf Ablöſung 
handwerksmäßiger Leiſtungen 6. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Krauſe, daß den Landge⸗ 
meinden geſtattet werde, mit mehr als drei Mitglle⸗ 
dern am Kreistage vertreten zu werden, ſo wie, daß 
die Verhandlungen deſſelben in den Kreisblättern ver⸗ 
öffentlicht und die Kreis⸗Kommunal⸗Geldrechnung den 
Keeiss Infaffen mitgetheilt werde 4. Abtheilung 

Antrag des Adgeordneten von Eynern auf fchleunige 
Berufung eines Zoll⸗Kongreſſes, unter Zuziehung von 
Sachverſtändigen, behufs Reviſion des Tariſs j 
Beſeitigung der Nachtheile, welche aus den jüngſenn 
Zollbeſtimmungen über Baumwollen⸗ und Leinengaen 
erwachſen ſind 6. Abtheilung. 

Antrag des Abgeordneten Hüffer auf Reviſion des 
Zoll⸗Tarifs. 6. Abtheilung 

Antrag des Abgeordneten Germershauſen auf An 
bringung einer Petition ſeitens des vereinſgten Land? 
tags auf Vorlegung und Emanation der neuen Kon, 
kurs⸗Ordnung 5. Abtheil 

Antrag des Abgeordneten Grunau aus Elbing wegn 
Aufhebung des Salz⸗Monopols 7. Abtheilung 

Antrag des Abgeordneten Bürgermeiſter Schmidt, das 
Schiedsmann⸗Inſtitut betreffend 5. Abtheilung 

Antrag des Abgeordneten Uthemann auf Auedehmul 
der Handels⸗Gerichte für die Provinzial: Städte W » 
das platte Land 6. Abthei 

Antrag des Abgeordneten Richter aus Oppeln 
Ecrichtung und Bildung von Handels ⸗Corporat 
fo wie wegen Anwendung der im Titel VIII S. eis 
dis 167 der Gewerbe: Drdnung vorgefchriebenen Pen 
fung®: Behörden für Kaufleute und Lehrlinge — 
Provinzial: Städten der Monarchie 6. Abihe 5 täd⸗ 

Antrag des Abgeordneter Wenghoffer, daß den po: 
ten der öſtlichen Provinzen, die anerkannt ein zu 
hes Servis⸗ Kontingent zur Staatskaſſe za 
fen, vorläufig und dis zur Regulltung 
nen Grundſteuer ein verhältniß mäßiger Steuer? 
oder Stundung dom Staate bewilligt werde 

nen ſpäter für die verfloffene Zeit ene wothelung. 
mäßige Entferidigung wird e ele auf 

Antrag des Abgeordneten von Heyden⸗Cartlow 


| 


— — 


Erlaß eines Geſetzes, wonach jede direkte Importa⸗ 
tion aus dem außereuropälſchen Produktions⸗Lande 


nach dem Zoll-Verein auf Zoll⸗Vereins⸗ oder dieſen 


gleichgeſtellten Schiffen — wenn auch über einen 
Nordſee⸗Hafen zwiſchen Schelde und Elbe eingehend, 
eine Zoll⸗Vergünſtigung von 20 pCt. genießen ſoll 
6. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Grafen von Fürſtenberg⸗ 
Stammheim wegen der Fürſorge für das preußi⸗ 
ſche Militär katholiſcher Konfeſſion in Bezug auf die 
Ausübung ihrer Religion 8. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Schneider aus Schöne⸗ 
beck auf Redefreiheit und das Recht ſich zu verſam⸗ 
meln n 5. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Schneider aus Schönebeck 
auf Preßfreiheit und Vollziehung der Beſtimmung 
des achtzehnten Artikels der deutſchen Bundesakte 
13 5. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten von Borries, die Herſtel⸗ 
lung eines beſonderen Ständehauſes für den vereinig⸗ 
ten Landtag betreffend 4. Abtheilung. 
Antrag deffeleen Abgeordneten, die nothwendige Reform 
des Zolltariſs betreffend 6. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Welter auf Vereinfachung 
des Hypothekenweſens 5. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten Grafen von Merveldt auf 
ein Verbot der ferneren Benennung Deutſch⸗ oder 
Chriſt Katholiken ſeitens der Diffidenten S. Abtheilung. 
Antrag des Abgeordneten von Tdadden gegen Miß⸗ 
drauch der Anonymität der Preffe im Zuſammenhang 
mit zu gewährender größerer Preßſreiheit 5. Abtheil. 
Antrag des Abgeordneten Meyer aus Südhemmern, 
den baldigen Erlaß eines Geſetzes über die Strom⸗ 
und Uferpolizei der öffentlichen Ströme und Flüſſe 
betreffend S8. Abthellung. 
Antrag des Abgeordneten Dier gardt, die Rückvergü⸗ 
tigung des Twiſtzous dei der Ausfuhr von Baum: 
wollenwaaren betreffend 6. Abtheilung. 
Ich erſuche den Herrn Sekretär, eine Mittheilung 
des Herrn Landtags⸗Kommiſſars vorzuleſen. (Diefelbe 
betrifft eine Benachrichtigung, daß des Kriegsminiſters 
von Boyen Excellenz durch die Generale von Reyher 
und von Coſel vertreten werden dürfe.) 
Abgeordn. von Bardeleben: Meine Herren, zur 
Erläuterung des von mir geſtern gemachten Antrages 
in Bezug auf den Grafen von Reichendach muß ich 
noch einige Bemerkungen machen. Ich habe ausgeſpro⸗ 
chen, daß in der erſten Kriminal⸗Unterſuchung das Er: 
kenntniß bereits erfolgt fei, was jedoch der Herr Juſtiz⸗ 
Minister beſtritten hat. Ich habe mich nun bel Per 
ſonen erkundigt, die mir früher bereits Mitthellung ge⸗ 
macht hatten, ſie haben mir allerdings den Beweis für 
dieſe Behauptung nicht führen können, ich muß alſo 
annehmen und ſtimme unbedenklich dafür, daß die Be⸗ 
hauptung des Herrn Juſtizminiſters richtig ſei, nehme 
anch meine desfallſige Aeußerung zurück. Ich muß je⸗ 
doch auch auf den Grund einer gedruckten Mittheilung, 
die der Graf von Reichenbach an mehrere Mitglieder 
der Verſammlung übergeben hat, bemerken, daß er trotz 
Unterſuchung wegen Majeſtäts⸗Beleidigung von ſei⸗ 
vi Wählern für unbeſcholten gehalten wird (lieſt die 
an dende Stelle vor), hiernach kommt es nicht darauf 
1 Pb bereits ein Erkenntniß erfolgt iſt oder nicht. 
in © ſcheint es, daß die Wahl, bevor ein Erkenntniß 
a gen war, unter keinen Umſtänden hätte dürfen ans 
x it werden. Das iſt es, was ich vor der Verſamm⸗ 
hol ausſprechen zu dürfen gewünſcht habe, und ich 
ge — 855 an, daß die Angelegenheit beſchleunigt wer⸗ 
möge. Ae 
& Adgeordn. von Donimierski: Meine Herren, wir 
bennen wohl der Ueberzeugung fein, daß das Land auf 
bine unſerer Verhandlungen mit ſo vieler Theilnahme 
blickt, als auf die letzte, betreffend die Abhülfe des 
othſtandes. Wir gehen zu neuen Arbeiten über und 
erden nicht ſo leicht auf dieſen Gegenſtand zurückkom⸗ 
en. Dies kann im Lande die beunruhigende Anſicht 
verbreiten, daß der Landtag dieſe Angelegenheit für be⸗ 
eitigt halte. Wir müſſen geſtehen, daß die beſchloſſe⸗ 
an Maßregeln zwar etwas, aber nur wenig zur Linde⸗ 
hen der Nothſtände beitragen werden. Die Noth 
1 Echt vorzüglich in den arbeitenden Klaſſen, weil die 
u t6löhne mit den Preiſen der Lebensmittel nicht im 
ntigen Verhältniſſe ſtehen, dazu kommt, daß die Ar⸗ 
2 keine Gelegenheit zum Verdienſt finden. Ich habe 
3 E erhalten, daß von einer öffentlichen Arbeit 
ſen And Duschen theils entlaſſen, theils zurückgewiie⸗ 
Pe fie, —— treiben ſich ſchaarenweiſe herum und 
daher, dafür zu ſoslichättgeeiten. Die Hauptaufgabe iſt 
legenheit zum Veen, daß jeder arbeitsfähige Menſch 
dieſer Beziehung vor enſt finde. Es liegen Anträge in 
ich erlaube mir die Bitte an 


den Herr 8 
he dag wo, Mara zu richten, derſelbe möge 
komme um die N ſobald als möglich zur Berathung 
im Lande ni r deunruhigenden Nachrichten 
ine OR icht entſtehen zu laſſen und durch zweckmä⸗ 
ge aßregeln zur Verhinderun d Pan 
wirklich beizutragen. 9 es Nothſtandes 
N 5 (Bravo. 
1 Marſchall: Zur Berathung ſteht 


twulf der Verordnung wegen Kusfhlirgung — — 
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tener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen. Ich 


erſuche den Herrn Grafen von Stoſch, den Referenten: 


Platz einzunehmen. 

Graf von Stoſch: Die Allerhöchſte Propoſition, 
betreffend die Ausſchließung befcheltener Perſonen von 
ſtändiſchen Verſammlungen, iſt von der Zten Abthei⸗ 
lung begutachtet worden. Das Geſetz enthält erweiterte 
Zugeſtändniſſe und Begrenzungen der ſtändiſchen Be⸗ 
fugniffe und darf jedenfalls als wichtig, einflußreich und 
inhaliſchwer angeſehen werden. Das Gutachten ſelbſt 
lautet wie folgt: 

Gutachten 
der 

dritten Abtheilung der drei Stände des 

vereinigten Landtages, 
die 
Allerhöchſte Propoſition, 
den Entwurf einer Verordnung, die Aus⸗ 
ſchließung beſcholtener Perſonen von ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen betreffend. 
Referent: 
Abgeordneter Graf Stoſch. 

Der vorliegende Geſetzentwurf iſt dahin gerichtet, 
theils eine Lücke der vaterländiſchen Geſetzgebung zu er⸗ 
gänzen, theils bei eintretender Infrageſtellung eines der 
höͤchſten menſchlichen Güter des undeſcholtenen 
Rufes — ſowohl die Rechte des Betroffenen, als 
das Intereſſe der betheiligten ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen, möglichſt wahren zu wollen. 

Die ſtändiſchen Geſetze vom 1. Juli 1823 und 
vom 27. März 1824 fielen $ 5 für alle Stände den 
„unbeſcholtenen Ruf“ als Bedingung der Wählbarkeit 
zum Landtags⸗Abgeordneten auf. Ferner erklären die 
Kreis⸗Ordnungen den „unbeſcholtenen Ruf“ zur perſön⸗ 
lichen Ausübung des Stimmrechts auf den Kreistagen 
bei allen Ständen und geſtatteten Vertretern für un⸗ 
erläßlich. Nicht minder beſtimmt das Geſetz vom 
8. Mai 1837 über die perſönliche Fähigkeit zur Aus⸗ 
übung der Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit 
und des Patronats $ 1: daß nur Perſonen von „un⸗ 
beſcholtenem Rufe“ befähigt fein ſollen, für ſich oder 
für Andere die Rechte der Standſchaft, der Gerichts⸗ 
barkeit oder des Patronats auszuüben, oder in ihrem 
Namen ausüben zu laſſen. 

Wenn demzufolge unbeſcholtener Ruf ſowohl für 
Provinzial⸗Landtage als für die Theilnehmer an den 
Kreistagen und bei der Ausübung der Rechte der Stand⸗ 
ſchaft, der Gerichtsbarkeit und des Pakronats bedingend 
wird, ſo fehlten zeither theils geſetzliche Kriterien über 
die Weſenheit beſcholtenen Rufes, theils blieb die Zu: 
ſtändigkeit des bezüglichen Urtheils meiſt fraglich, fo daß 
Zweifel unabweislich eintreten und zur Sprache kom⸗ 
men mußten. 

Ueber das Verfahren, welches in Betreff der Aus⸗ 
ſchließung beſcholtener Mitglieder auf dem Provin⸗ 
zial⸗Landtage zu beachten, fehlte es an jeder geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung, und in Ermangelung derſelben ward 
zeither angenommen, daß es dem Landtags⸗Kommiſſa⸗ 
rius, als der mit der Ausführung und Aufrechthaltung 
der ſtändiſchen Geſetze beauftragten Behörde, zuſtehe, 
darübet zu entſcheiden, ob der Ruf des betreffenden Land⸗ 
tags⸗Abgeordneten inſoweſt als beſcholten zu erachten, 
daß von ſeiner Einberufung Abſtand zu nehmen und an 
ſeiner Statt der für ihn erwählte Stellvertreter einzu⸗ 
berufen ſei. 

In den wenigen Fällen, wo dieſe Befugniß zur An⸗ 
wendung gekommen, iſt ſtets der Grundſatz angenom⸗ 
men worden, daß dem Abgeordneten im Sinne ſtändi⸗ 
ſcher Geſetze die Unbeſcholtenheit des Rufes mangele, 
wenn derſelbe eines Vergehens, welches in ehrloſer Ge⸗ 
ſinnung wurzelt, angeſchuldigt und deshald zur richter⸗ 
lichen Unterſuchung gezogen war, und daß ſeine Qua⸗ 
lität als Landtags⸗ Abgeordneter ſo lange ruhen müſſe, 
dis er von dieſer Anſchuldigung durch ein ihn freiſpre⸗ 
chendes Erkenntniß gereinigt worden ſei. 

Endlich fehlte es an einer Beſtimmung, wie es zu 
halten, wenn ein bereits verſammelter Landtag eines ſei⸗ 


ner Mitglieder wegen beſcholtenen Rufes auszuſchließen 


fi) veranlaßt finden könnte (welcher Fall jedoch zeither 
nicht eingetreten), und mußte ſolchem gleichfalls verge⸗ 
ſehen werden. 

Bezüglich der Ausſchließung beſcholtener Perſonen 
aus den Kreisverſammlungen fhreiben die Kreisordnun⸗ 
gen ein verſchiedenes Verfahren vor. Die Kreisordnun⸗ 
gen für die Provinzen Brandenburg und Pommern 
(vom 17. Auguſt 1825), für Preußen vom 17. März 
1828) und für Poſen (vom 20. Dezember 1828) ſtel⸗ 
len § 6 (sub c) ausdrücklich feſt: 

„Wo dieſer Ruf von der Verſammlung beftritten wird, 

iſt auf den Bericht des Ober⸗Präſidenten von dem 

Staats⸗Miniſterium zu entſcheiden.“ 

Die Kreisordnung für Sachſen (vom 17. Mal 1827) 
enthält keine Beſtimmung, wie es zu halten, wenn die 
Unbeſcholtenheit eines Kreistags⸗Mitgliedes in Zweifel 
gezogen wird. Dagegen ſtellen die ſchleſiſche (vom 2. Juni 
1827), die cheiniſche und die weſtfäliſche Kreisordnung 
(vom 13. Juli 1827) § 7 ausdrücklich fett: 

„Wird die Unbeſcholtenheit des Rufes beſttitten, fo 


Kreiſes die Beſugniß, in einem beſonderen Kenvente 
durch Stimmenmehrheit von / der Anweſenden das 
rüber zu entſcheiden und, falls die Entscheidung für 
die Beſcholtenheit des Rufes ausfällt, die Ausſchlie⸗ 
ßung zu deſtimmen. i 

Will der Betroffene oder die abgeſtimmte Mino⸗ 
ritt dei dem Beſchluſſe ſich nicht beruhigen, fo er⸗ 
theilen die Deputirten der Ritterſchaft dei dem Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage die Entſcheidung in der zweiten und 
letzten Inſtanz.“ 

Die Kreisordnung für Schleſien reiht noch an: 
„Wird die Unbeſcholtenheit des Rufes eines Kreis: 
tags⸗Abgeordneten der Stadte oder des Bauernſtan⸗ 
des in Zweifel gezogen, fo iſt ſolches in erfter Ins 
ſtanz zur Entſcheidung des Magiſtrats, der Stadt⸗ 
verordneten oder der Bezirkswähler zu bringen, von 

denen die Wahl ausgegangen iſt, und dei derſelben 
auf die Wahl eines anderen Deputirten anzutragen; 
die Eniſcheidung in zweiter Jaſtanz gebührt hier eben⸗ 
faus den Landtags⸗ Mitgliedern desjenigen der beiden 
Stände, zu welchem der betreffende Kteistags⸗Abge⸗ 
ordnete gehört.” 
Wenn endlich in dem Geſetz vom 8. Mai 1837 
beſtimmt wird, daß nur Perſonen von unbeſcholtenem 
Rufe fähig ſein ſollen, für ſich und für Andere die Rechte 
der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit oder des Patronats 
auszuüben oder in ihrem Namen ausüben zu laſſen, fo 
verweiſt dies Geſetz, § 2, in Hinſicht des undeſcholte⸗ 
nen Rufes allgemein auf „vorhandene beſondere Ver⸗ 
ordnungen“ hin. f a 
Mehrſeitig eingetretene Zweifel veranlaßten Se. Ma⸗ 
eſtät, dieſen dedeutſamen Gegenſtand zur Berathung des 
Staats⸗Miniſteriums zu ſtellen, und ſprachen Allerhöchſt⸗ 
dieſelben hierbei die Geneigtheit aus, den Ständen eine 
votwiegende Theilnahme bei Entſcheidung der Beſchol⸗ 
tenheitsfrage einzuräumen. Hiernach ward unerkäßlich, 
den diesfälligen Geſetzentwurf auf alle ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlungen auszudehnen, für ſolche das gleiche Prin⸗ 
zip vorwalten zu laſſen, den Entwurf demzufolge mög⸗ 
lichſt allgemein zu formuliren, damit derſelbe für die 
verſchiedenen ſtändiſchen Verſammlungen (Provinzial, 
Kommunal⸗Landtage und Kreistage) zur gleichmäßigen 
Anwendung gelangen möchte, indem es als unverkenn⸗ 
barer Mißſtand betrachtet werden müßte, könnte ein Mit⸗ 
glied aus einer ſtändiſchen Verſammlung ausgeſchloſſen 
werden, ohne daß dies ſein Ausſcheiden aus anderen 
ſtändiſchen Verſammlungen zur Folge haben ſollte, und 
iſt demzufolge der vorliegende Geſetzentwurf in dieſem 
Sinne abgefaßt worden. ; ; 

Aus Obigem ergiebt ſich die Bedürfnißfrage. Wenn 
nämlich in den allegirten Geſetzen auf Unbeſcholtenheit 
des Rufes hingewieſen iſt, fo fehlen geſetzliche Beftims 
mungen: N 

über Kriterien der Unbeſcholtenhelt, 

üder die Kompetenz, 

über das einzuſchlagende Verfahren. 
Den Begriff der Undeſcholtenheit mit logiſcher Schärfe 
definiren zu wollen, liegt außer menſchlicher Macht. 
Bürgerliche Ehre iſt fo zarter Natur, ihre Abnahme ein 
ſo allmäliger Uebergang, dieſer ſo eng mit den Indivi⸗ 
duen ſelbſt verwebt und daher ſo ſubjektiv, daß lediglich 
jeder ſpezielle Fall in ſeinem Geſammtumfange aufzu⸗ 
faſſen und zu beurtheilen bleibt. 

Ein derartiger Ausſpruch kann jedoch nur auf Ue⸗ 
berzeugung beruhen, nicht auf Erlaſſen, nicht auf Ge: 
ſetzvorſchriften, da derſelbe in den innerſten Tiefen des 
menſchlichen Herzens, in volksthümlichen Zuſtänden, im 
geſammten Volksleben wurzelt. en 

Aus dieſem Grunde überlößt der Entwurf die Rein⸗ 
haltung der ſtändiſchen Verſammlungen von beſcholtenen 
Mitgliedern dieſen Verſammlungen ſeldſt, fo daß ledig⸗ 
lich Standesgenoſſen darüber zu befinden haben, ob die 
Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder unverletzt ſel, da man 
zu den Ständen das Vertrauen haben kann, daß fie 
am Sorgfältigſten die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder 
überwachen werden. 0 

Hiermit abſtrahirt der Geſetzgeber von Auſſtellung 
der Ariterien der Beſcholtenheit, verlegt vielmehr das 
diesfällige Urtheil in das Gebiet der Ueberzeugung, hält 
es jedoch für unerläßlich, Kategorien aufzuſtellen, nach 
welchen Perſonen als beſcholten zu erachten (I.); übers 
trägt jedoch die weſentlichſten Entſcheidungen dem Aus⸗ 
ſpruche von Standesgenoſſen, und zwar auf Grund voll: 
ftändig erforfchter Thatſachen. 

Bezüglich der Kompetenz, ſo war dieſelbe zeither we⸗ 
der zweifellos, noch (für die meiſten Fälle) geſetzlich aus⸗ 
geſprochen. Zwar haben die Behörden in eintretenden 
Fäuen meiſt entſchieden; jedoch fehlte es zeither an der 
geſetzlichen Norm, und darf das Geſetz vorzugsweiſe in 
dieſer Richtung als Bedürfniß angeſehen werden. 

Daſſelbe gilt von dem einzuſchlagenden Verfahren. 
Wie bereits dargelegt, finden ſich in den Kteie⸗ 
Ocdnungen der verſchiedenen Provinzen, bezüglich 
der Beſcholtenheits⸗ Frage, auch verſchiedene Beſtim⸗ 
mungen. Ueber das Verfahren, welches in Betreff der 
Ausſchließung beſcholtener Perſonen vom Kommunal- 
Landtage oder aus den Provinzial⸗Stände⸗Verſammlun⸗ 
gen zu beobachten, fehlt jede gefegtiche Grundlage. Nicht 


bat, wenn dies ein Mitglied der Ritterſchaft oder den minder weiſt das Gefeg über die perſönliche Fähigkeit 
Vertreter eines ſolchen dettifft, die Ritterſchaft des] zur Ausübung der Rechte der Standſchaſt, der Gerichis⸗ 
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3 0 zarte ; 1 A4 1 1 
barkeit und des Patronats auf vorhandene Verordnun⸗ 
gen hin, ohne ſolche näher zu bezeichnen. 

Wenn aber durch das vorliegende Geſetz nicht allein 
dieſe Kompetenz⸗Frage, ſondern nicht minder das hier: 
bei ſeſtzuhaltende Verfahren zur Erledigung gelangen, 

ſo wird bezüglichen legislativen Bedürfniſſen hiermit 
genügt. g 

Solches vorausgeſchickt, wenden wir uns den ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen des Entwurfs zu. 

Zu J. Dleſer Abſchnitt bezeichnet die Kriterien, wo: 
nach Perſonen wegen Mangel unbeſcholtenen Rufes von 
ſtändiſchen Verſammlungen auszuſchließen ſind, und 
theilt ſolche in vier Kategorien. 

1) Es wird als beſcholten erachtet: wer durch ein 
Kriminalgericht zu dem Verluſt der Ehrenrechte rechts⸗ 
kräftig verurtheilt, oder zur Verwaltung öffentlicher Aem⸗ 
ter, oder zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides un⸗ 
fähig erklärt worden iſt. un 

Dieſer Paſſus rechtfertigt ſich, feiner Tendenz nach, 
durch Analogie der Geſetzes da derjenige, welchem durch 
rechtskräſtiges Erkenntniß die allgemeine bürgerliche oder 
beſondere Standesehre abgeſprochen worden, nothwendiger⸗ 
weiſe hiermit zugleich von ſtändiſchen Verſammlungen ausge: 
ſchloſſen wird; und erſcheint dieſe Annahme undedenk⸗ 

lich. Wenn jedoch nach dieſem Paſſus nur der als be⸗ 
ſcholten zu erachten, welcher „durch ein Kriminalge richt“ 
rechtskräftig verustbeiit worden, fo dringt ſich als Be: 

denken auf: y 

Wie es zu halten, wenn Jemand im Civil: Prozeß 

dur Ableiſtung eines nothwendigen Eides rechtskräftig 
für unfähig erklärt wurde? 

§ 52 Titel 23 der Prozeß⸗Ordnung (5) beſtimmt: 

„Wer ſich des frevelhaften Leugnens oder vorſätzlicher 

Unwahrhelten im Gerichte einmal ſchuldig gemacht 

hat, ſoll ſowohl in dieſem als in allen nachherigen 

Prozeſſen unfähig ſein, zur Ableiſtung eines noth⸗ 

wendigen Eides, ſo weit als derſelbe zu ſeinem Vor⸗ 

theile gereichen würde, verſtattet zu werden.“ 

Da aber kein Grund erſichtlich iſt, warum hier ein 
Unterſchied zwiſchen einem Urtheil, welches auf Unfähig⸗ 
keit zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides lautet, ob 
ſolches von einem Kriminialgericht oder von einem Ct: 
vilgericht gefällt worden, zu machen; fo ſprach ſich die 
Abtheilung dabin aus: daß gleiche Motive gleiche Fol: 
gen haben müßten; daß dies aber am einfachſten da⸗ 
durch zu erreichen ſei, wenn die Worte 

„durch ein Kriminalgericht“ 

megfielen und dafür ſubſtituirt würde: 

durch ein rechtskräftiges Urthell. N 

2) Der allegirte § 4 des Geſttzes vom 20. Juli 

1843 bezeichnet (b — e) als ehrengerichtliche Strafen: 

Entlaſſung aus dem Dienſte; 

Entfernung aus dem Difizierftande, mit welcher der 
Verluſt des Titels, der Charge und die Unfähig⸗ 
keit zur Wiederanſtellung als Offizier verbun⸗ 
den iſt; 3 

Verluſt des Rechts, die Militair⸗Uniform zu tragen; 

Entfernung aus dem bisherigen Wohnort, als Strafe. 

Für unzweifelhaft darf angeſehen werden, daß jein 
von ſeinen Standesgenoſſen mit einem der obigen Er⸗ 
kenntniſſe betroffener Mann in einer ſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung ſeinen Platz nicht finden könne. ) 
3) Nicht minder müſſen Männer von ſtändiſchen 
Verſammlungen ausgeſchloſſen bleiben, welchen das Bür⸗ 
gets oder Gemeinderecht entzogen iſt, da es folgerecht, 
daß die Ausſchließung aus einer politiſchen Corporation 
niederen Grades die Ausſchließung aus einer mit höhe⸗ 
von Rechten ausgeſtatteten Corporation ſelbſtredend in 
ſich faſſe. . 

4) Dieſet Paſſus betrifft diejenigen Perſonen, wel⸗ 
chen ihre Standesgenoſſen das Anerkenntniß der Unbe⸗ 
ſcholtenheit verſagt haben. Wenn aber angenommen 
werden darf, daß Mitbürger das zutreffendſte Urtheil 
über die Ehrenhaſtigkeit ihrer Mitglieder werden fällen 
können, ſo erſcheint es als vornehmlichſte Aufgabe des 

Entwurfs, nicht allein dieſe Befugniß den Standesge⸗ 
noſſen allgemeiner zu übertragen, ſondern dieſem Aus⸗ 
ſpruche auch umfaſſendere Folge zu geben. 

Nach der zeitherigen Geſetzgebung war es nämlich 
zum größten Theil eine den Staats⸗Behörden überlaſſene 
Sorge, ſtändiſche Verſammlungen von Perſonen beſchol⸗ 
tenen Ruſs rein zu halten. Jedoch treten Fälle ein, 
in denen Jemandes Ruf wohlbegründet als beſcholten 
zu erachten, ohne ſolches durch richterlichen Ausſpruch 
erkennbar machen zu können; und wird, für derartige 
Fälle, in dem Urtheil der Standesgenoſſen — wenn 
man nicht darauf verzichten will, Beſcholtene möglichft 
aus ſtändiſchen Verſammlungen auszuſchließen — das 
ſicherſte und vielleicht das einzige Mittel gefunden wer⸗ 
den dürſen, in einer Angelegenheit fo zarter Natur mit: 
telſt Uedeneugungs⸗Gericht den bezeichneten Zweck ertei⸗ 
chen zu können. Denn nicht allein ſind Fälle denkbar, 
ſondern treten im täglichen Leben in die Erſcheinung, 
in denen Geſetze und Gerichte nicht zureichend find, um 
die Beſcholtenheit durch Uttheil auszuſprechen. Es kann 
ſich Jemand geſetzmäßig verhalten, leben und handeln, 
ſein bürgerlicher Ruf deſſenungeachtet mit allem Rech: 
durch moraliſches und ſittliches Verhalten erſchüttert Paſſus 6, 7 und 8 bezeichnen den Gang der erſten 
und in der öffentlichen Meinung defleckt fein. Für Inſtanz. — Nach derſelden geht, ſobald der Beſchluß 
derartige Fälle wird aber das Gericht der Standesge⸗ gefaßt iſt, das Verfahren einzuleiten, die weitere Ver⸗ 
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reichen zu können. ders geeignet iſt, in ſeinem Verwaltungs bezirke als 
Demzufolge konnte ſich die Abtheilung der bezüglis | Wächter üder die richtige Handhabung ſtändiſcher Ge: 

chen Beſtimmung des Entwurfs nur anſchließen, welche ſetze betrachtet zu werden; und dürfte demzufolge den 

die ſtändiſche Befugniß, Mitglieder wegen beſcholtenen Beſtimmungen des Paſſus 6 beizutreten fein. 

Rufes von der Theilnahme an ſtändiſchen Verſamm⸗ Dagegen iſt zu Paſſus 7 zu bemerken, daß hinter 

lungen auszuschließen, und welche bisher geſetzlich nur die Worte: „die Entſcheidung fällt hiernächſt“, aus 


ter auszudehnen und ſolche ausſchließlich in die Hand nach vorgängiger Bekanntmachung des Zweckes der 
der Standesgenoſſen legen zu wollen. Verſammlung. g U 


den 1—3 beregten Fällen die Unfähigkeit zur Ausübung zunächſt den Wählern, zugeſprochen wird, welche den 
ſtändiſcher Rechte ſofort eintreten muß, ſobald der Vor: Angeklagten zur Theilnahmt an der ſtändiſchen Ver⸗ 
figende der ſtändiſchen Verſammlungen — (beim Kreis: | fammlung gewählt haben, bei welcher er in Anklage 


deren Mitte der Gewählte hervorgegangen, und welche 
derſelbe vertreten ſoll, recht eigentlich als die Inſtanz 
welche ſein Verhalten, ſein Vergehen und die wahre 
Geltung ſeiner Handlung vom richtigſten Geſichtspunkte 
zu deurtheilen vermag. 
Iſt dagegen (bei b.) der Antrag auf Ausſchließung 
gegen einen Rittergutsbeſitzer, als Mitglied einer kreis⸗ 
ſtändiſchen oder kommunalſtändiſchen Verſammlung, ge⸗ 
richtet, ſo ſoll die Entſcheidung gleichfalls den Wählern 
des betreffenden Wahlbezirkes zuſtehen, zu welchem der 
Angeſchuldigte gehört; und wurde der Anſicht deigepflich⸗ 
tet; daß die Standesgeneſſen dieſes Wahldezirkes am 
geeignetſten fein dürften, das Verhalten wie den mota⸗ 
liſchen Werth des Angeſchuldigten richtig zu würdigen 
und dieſe wichtigen Momente bei dem zu fällenden Ars 
theil mit in Anſchlag zu bringen. f A 
Gehört endlich (zu c.) der Angeſchuldigte dem Her⸗ 
renſtande an, ſo erſcheint es als entſprechend, daß für 
jeden einzelnen Fall die Ernennung eines Ehren⸗Gerichts⸗ 
hofes von Standesgenoſſen Sr. Majeltät vorbehalten 
bleibe, deſſen Ausſpruch jedoch die Allerhöchſte Beſtäti⸗ 
gung bedarf. 5 2 


Kreis Deputirte; — beim Kommunal⸗Landtage der von 
den Ständen gewählte und von Sr. Majeſtät beſtätigte 
Vorſitzende; — beim Provinzial⸗Landtage der Allerhöchſt 
ernannte Landtags⸗Marſchall) — davon Kenntniß er⸗ 
langt hat: daß das Erkenntniß, welches die entehrende 
Strafe feſtſetzt, rechtskräftig, daß das Urtheil des Ehrenge⸗ 
richts Allerhöchſt beſtätigt (§ 50 des Geſetzes vom 20. 
Juli 1843), daß die Entziehung des Bürgers (Gemeinde:) 
Rechtes formell gültig ausgeſprochen fei. Jedoch wird 
im Wege der Inſtruktion dahin Sorge zu. tragen. fein, 
daß dieſe Thatſachen auch gehörig zur Kenntniß des 
Vorſitzenden ſtändiſcher Verſammlungen gelangen mögen. 

Zu III. Dieſer Abſchnitt ſchreibt das Verfahren 
vor, welches einzuſchlagen iſt, wenn (I. 4) das Urtheil 
über Beſcholtenheit des Rufes auf ſubjektive Ueberzeu⸗ 
gung gegründet werden ſoll. Hierbei fand die einlei⸗ 
tende Bemerkung Ausdruck, daß dieſer Abſchnitt, größe⸗ 
rer Klarheit halber, in mehrere Paragraphen zerfallen 
möge. Nr 
Paſſus 1. verpflichtet den Vorſitzenden einer ſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung, Thatſachen zur Sprache zu brin⸗ 
gen, welche die Ehrenhaftigkeit eines Mitgliedes in Zwei⸗ 
ſel ſtellen, um den Ausspruch der Standesgenoſſen dar: 
über, ob das Anerkenntniß unverlezter Ehrenhaſtigkeit 
ertheilt oder verſagt werde, herbeizuführen. 9 

Paſſus 2 erkennt jedem Mitgliede einer ſtändiſchen 
Verſammlung die Befugniß zu, den Antrag zu ſtellen, 
daß einem anderen Mitgliede die Anerkenntniß unver⸗ 
letzter Ehrenhaftigkeit zu verſagen ſei; und verpflichtet 
Paſſus 3 den Vorſitzenden, dieſe Anklage der Verſamm⸗ 
lung mitzutheilen 

Obſchon kein Bedenken getragen wurde, obigen Ver⸗ 
pflichtungen und obiger Berechtigung beizutreten, ſo 
ſchien es nothwendig, in Paſſus 2 Hinter „befugt“ ein⸗ 
ſchalten zu wollen: 7 
Runter Anführung beſtimmter Thatſachen und deren 

Beweismittel; - 
um frivolen Beſchuldigungen hiermit entgegenzuwirken. 

Bei Paſſus 4 wurde hervorgehoben, daß hinter 
„Zuſammentreten“, bei der Wichtigkeit des zu berathen⸗ 
den Gegenſtandes, beigefügt werde: 

mit vorheriger Bekanntmachung des Zwecks der Ver⸗ 
ſammlung. 

Dem Paſſus 5, welcher die Entſcheidung umfaßt, 
ob auf Grund des geſtellten Antrages ein weiteres Ver⸗ 
fahren einzuleiten, dürfte Nachſtehendes beizufügen fein: 

Entſagt Angeſchuldigter der ferneren Ausübung ſtän⸗ 
diſcher Rechte, ſo hat es dabei ſein Bewenden, und 
kann dann Angeſchuldigter nur unter den Bedingun⸗ 
gen des Abſchnitts V. wieder zur Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte zugelaſſen werden. Entſagt dagegen der 
Angeſchuldigte nicht freiwillig der Ausübung ſtändi⸗ 
ſcher Rechte, ſo tritt dann folgendes Verfahren ein. 
Denn unfehlbar datf einem freiwillig Entſagenden ſeine 
Rehabilitirung nicht enger verſchränkt werden, als dem 
durch Urtheil Betroffenen; weshalb dieſer Zuſatz als 
unabweislich gilt. 

Ferner könnte es als Härte angeſehen werden, daß 
für den Angeſchuldigten zwei Drittheile der Stimmen 
erforderlich werden, während gemeinhin der favor de- 
fensionis vorzuwalten pflegt. Hierbei bleibt jedoch zu 
erwägen, daß § 7 der Kreis⸗Ordnungen für Schleſien 
und die weſtlichen Provinzen gleiche Beſtimmung ent⸗ 
hält. Ferner liegt es im recht eigentlichen Intereſſe des 
Angeſchuldigten, ſeine Rechtfertigung klar zu ſtellen, ſich 
möglichſt vollſtändig gereinigt zu ſehen, demzufolge den 
Ausdruck einer bedeutenden Majorität für feine Schuld⸗ 
loſigkeit zu erlangen. Endlich handelt es ſich hierbei ja 
nicht um den Ausdruck des ſchuldig oder unſchul⸗ 
dig, ſondern, wie die Motive zum Geſetz⸗Entwurf zus 
treffend demerken: ) 

„Um Beantwortung der Frage: ſoll eine ehrenrüh⸗ 
rige Thatſache, welche der Vorſitzende für wichtig ge⸗ 
nug hält, um ſie in der Verſammlung zur Sprache 
zu bringen, oder welche einer Verſammlung als An: 
klage formell hinzuſtellen kein Bedenken getragen hat, 
der Unterſuchung völlig entzogen werden!“ 
und fand die Anſicht demzufolge Beiſtimmung: daß eine 
Majorität von zwei Drittheilen für den gegebenen Fall 
als gerechtfertigt gelte, — daß ſolche ſelbſt im Intereſſe 
des Beſchuldigten liege. f . N 
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geſchuldigte in det Wahl⸗Verſammlung nicht erscheinen, 
dem Vortrage über das Ergebniß der Unterfuhung nicht 
beiwohnen, ſich feinen, Richtern gegenüber nicht verthei⸗ 
digen ſole? — und ward die Anſicht ausgedrückt: daß 


bei allen übrigen gerichtlichen Verhandlungen zu verſa⸗ 
gen, bei denen mündliches Verfahren ſtattfindet; — 
daß jedoch der Beklagte, nach erfolgter Vertheidigung, 
der ferneren Berathung, fo, wie der Abſtimmung, nicht 
beiwohnen dürfe. Kit 


pellatlon. un. 
Dierbei wurde von einem Mitgliede der begutach 
den Abtheilung hervorgehoben: daß das Weſen des 
ſchwornengerichts recht eigentlich darin beruhe, daß daß 
ſelbe ein Uederzeugungsgericht von Standesgenoſſen, da 
daher von demfelben keine weitere Berufung, noch me 
niger aber, nach geſprochenem Urtheil, eine Verſchär⸗ 
fung eintreten könne, daß demzufolge das von den Wä 


und daß von demfelben keine weitere Berufung suläffig 

fei. Zur näheren Motivirung wurden e ſich aufdrin⸗ 

gende Zweifel hervorgehoben aß 
wie es in der Appellation zu halten, wenn ein be⸗ 
reis verſammelter Lanetag eines ſeiner Mitgl. 
wegen Beſcholtenheit auszuſchließen ſich veranlaßt finde! 
(auf welchen Fall S. 4 der Motive hingewieſen 
wird) da doch unmöglich dem Landtage, welcher al 
Ankläger aufgetreten, der Ausſpruch in zweiter Ju 
ſtanz zuſtehen könne; ji 


beide Inſtanzen verſchiedener Anſicht geweſen, 
Wäß ler den Angeſchuldigten für unbeſcholten erachte 
ten, derſelbe dagegen von den Standesgenoſſen 
Landtages für beſcholten erklätt worden, es bei dieſel 
Ausſpruch — ohne die Möglichkeit der Appellation 
ſein Bewenden. behalten; folle ? 1 
Hiergegen ward jedoch geltend gemacht: daß ein . f 
Kreis von Richtern eine größere Bürgſchaft der 
parteilichkeit gewähre; Y 
daß bei, einer geringen Anzahl der Wähler, wie ſe 
mitunter vorfindlich, perſönliche Rückſichten, ‚Leid 
ſchaft, Intrigue ꝛc. auf das Urtheil einwirkend ME 
den könnten; 8 BEE | 
daß in den Kreis: Ordnungen für Schleſien und 
weſtlichen Provinzen eine ſolche zweite Inſtanz bereit 
angeordnet ſei . a gie t 
daß ſich eine Wahlverſammlung nicht leicht in die für 
bringen werde, ihrem Ausſpruche, daß Jemand in 
unbeſcholten zu erachten, die Beſtättgung verf aft 
ſehen, eine zweite Inſtanz alſo eine ‚größere‘ afteles 
gewähre, daß bei Fällung des Urtheils leidenſchafs“ 
und vorſichtig verfahren werde; anne 
daß es ſowohl der Verſammlung, welche Di un 
beſchloſſen, ‚als dem Angeklagten zuftehen mie s 
ein gefältes Urteil nochmals ihre Bedenken unte 
De ermittelte Thatſachen einer abermaligen 7 
theilung zu unterwerfen; i 2 
daß den Vertretern eines Standes in esu, 
ſammlungen die Befugniß nicht du DEE Fee 
Mitglied aus ihrer Mitte zu entfernen, 2 


nt 
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beabſichtigte Reinhaltung ſtändiſcher Genoſſenſchaften er= | Über,, welcher vermöge feiner amtlichen Stellung beſon⸗ 


Zu II. Aus dem zu J. Bemerkten erhellt, daß in Wenn aber bei a. die Entſcheidung erſter Inſtanz 


Bei Paſſus 8 iſt nicht erſichtlich, warum der An⸗ 


dem Angeſchuldigten dieſe Befugniß hier ſo wenig, als 


für Kreisverſammlungen dreier Provinzen feſtſtand, mei: bereits anerkannten Gründen, einzuſchalten ſein dürfte: - 


Paſſus 9, 10, 11 büden die Vorſchriften der Up: 


lern gefällte Ustheil als ein rechtskräftiges gelten müſſe, 


ob es ferner nicht als Härte gelten müſſe, i 5 


tage der Landrath oder in deſſen Verhinderung der erſte geſetzt worden iſt; fo gelten unfehlbar diejenigen, aus 


auszuüben; 


unzureichend kompetenten 


Mai 1831 8 2 


müſſe, ein Mitglied in ihrer 


Dritte Beilage 


1003 


zu Ne 103 der Breslauer 


Mittwoch den 5. Mai 1847. 


vn. für beſcholten erachten, daß demzufolge das Urthell 


der Wähler nicht abſolut bindend fein könne; 
und wurde den bezüglichen Beſtimmungen des Entwur⸗ 
ſes aus obigen Gründen mit 11 gegen 4 Stimmen 
beigepflichtet. . 

Dagegen wurde folgende Abänderung beſchloſſen: 

Wenn nämlich Paſſus 9 mit den Worten eingelei⸗ 
tet wird: 8 * 

„dieſe Entſcheidung unterliegt der Beſtätigung des 

Standes, welcher auf dem Provinzial⸗Landtage den 
Angeſchuldigten vertritt,“ . ; 
fo. ift nicht die Beſtätigung das Kriterium einer zweiten 
Inſtanz, fondern die Entſcheidung, da das Wort 
„Beſtätigung“ nach dem bisherigen geſetzlichen Sinne 
(Ariminal⸗Ordnung 69 508. 512. 513.) nicht ſowohl 
eine zweite Inſtanz, als eine Sanction der von einer 
Behörde gefällten Entſcheidung 
bedeutet. \ 

Ferner iſt nicht abzuſehen, 
nur dann zuläſſig ſein ſolle, wenn 
schließung von dem Provinzial⸗Landtage 
eine Ausſchließung von dem Kreistage ober dem Kom⸗ 
munal⸗Landtage als eine nicht geringere bürgerliche Her⸗ 
abſetzung betrachtet werden muß, und dürfte demzufolge 
Paſſus a. zu elidiren fein. 

Bei Paſſus 6. wurde befunden, daß hinter dem 
Worte: „ſich“ einzuſchalten fet: A 

bei ihrer nächſten Verſammlung; 7 
um die Möglichkeit, daß ein gefälltes Urtheil verſchärft 
werden könne, nicht in weite Ferne verlegen zu können. 

Zu Paſſus 11 wurde hervorgehoben, daß es ſich 
bei der zweiten Inſtanz nicht allein um ein Verwerfen, 
ſondern auch um ein Entſcheiden handle, es alſo am 
Schluß dieſes Paſſus heißen möge: 

durch Stimmenmehrheit über den Ausſpruch der 

Wahlverſammlung in letzter Inſtanz entſcheidet; 
womit die Schlußworte wegfallen würden: 

„Bei dieſem Ausſpruch hat es ſein Bewenden.“ 

Zu IV. findet ſich nichts zu bemerken. 

Abſchnitt V. enthält die Modalitäten, unter denen 


warum die Appellation 
(bei a.) die Aus⸗ 
erfolgt iſt, da 


die Rehadilitirung einer von Ständerechten ausgeſchloſ⸗ 


enen Perſon herbeigeführt werden kann, wobei ftändifche 
Konkurrenz gleichfalls einwirkend werden ſoll. 

Hierbei wurde jedoch bemerkt: daß es als Lücke des 
Entwurfs gelten müffe, wenn in dieſem Abſchnitt eine 
Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte nur 
auf Antrag der Verſammlung zuläſſig fein ſolle, welche 
die Anklage beſchloſſen hat; ſondern muß vielmehr auch 


für die im Abſchnitt I. 1—3 aufgeſtellten Falle einer 


Möglichkeit der Rehabilitirung vorgeſehen werden; und 
wird in Vorſchlag gebracht, ſtatt 
„der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat“ 
fegen zu wollen: 8 
einer ſtändiſchen Verſammlung, zu welcher der Ange⸗ 
kagte gehört hat oder feinen Verhältniſſen nach an⸗ 
gehören würde. > : 
erner dürfte, auf Grund der bei Abfchnitt III ver⸗ 
en bezüglichen Anſicht, hinter „Ausſchließung“ ein⸗ 
ten fein: 


z 


oder Entfagung. ‘ 

d Abſchnitt VI. handelt von den Fällen, in welchen 
0 Ausübung ſtändiſcher Rechte ruhen folk, und tritt 
e Suspenſion ein: g \ 
1) ae das Bürgerrecht ruht, ve 

Keinenfalls wäre es zu e 2 Jemand 
Bürger: (Gemeinde:) Rechte, wenn auch nur zeit⸗ 
weiſe, 3 1 demfelben das Recht ein⸗ 
zuräumen, höhere ſtändiſche Rechte während dieſer Zeit 
und ſcheint demzufolge dieſe Beſtimmung 
dweifellos. 
2) Wenn eine Kuratel⸗ oder Kriminal -Unterſuchung 
eingeleitet iſt. 2 
Als zweifelhafte Frage erſcheint: ob ſchon die Ein⸗ 
leitung einer jeden Kriminal-Unterfuhung die Suspen⸗ 
fion ſtändiſcher Rechte begründen ſolle; oder ob ſolche 
micht vielmehr nur dann eintreten dürfe, wenn wegen 
5 es Verbrechens, worauf eine ehrenrühtige Strafe ſteht, 
on einer ſtändiſchen Verſammlung auszuſchließen feit 
5 Der Entwurf hat die erſte Alternative vorgezogen, 
eil ſchon nach der revidirten Städte⸗Ordnung vom 17. 
Meftfalen dom 3, nach der Landgemeinde⸗Ordnung für 
Sedan dem BL. Skiover 1841 $ 47 und nach ber 
940 ie inlet Ordnung vom 23. Juli 1845 
iederzeit das Nahen n jeden ae d 
tes nach ſich ziehe, und es Bürger⸗ (Gemeinde⸗) ed: 
wurfes unbedenklich wurde dieſer Anſicht des Ent: 
er bei n 
Verſammlungen als pa er als es für ſtändiſche 
ch und als ungeeignet gelten 
tte zu wiſſen, über dem 


Freihells⸗ und ſelbſt Ehrenſtrafen } ch fü 
ſtändiſche Verſammlungen RN Henn 
Theinen wil, ſich bezüglich der Beſcholtenheit eines Mit: 
glledes über derartige Eventualitäten ſtelen zu wollen 


* 4 


3) Wenn die ſtändiſche Verſammlung ein foͤrmliches 
Verfahren eingeleitet hat. f 

Eine vorläufige Ausſchließung des in Unterſuchung 
gezogenen Mitgliedes unterliegt um ſo weniger einem 
Bedenken, als es eben die Aufgabe wie der Inhalt des 
Entwurfes iſt, die zwelfelloſe Ehrenhaftigkeit der Mit⸗ 
gliedſchaft ſtändiſcher Verſammlungen im vollſten Um: 
fange wahren zu wollen. g 

Hierbei iſt anzuführen, daß die in dieſem Abſchnitt 
beregte Suspenſion ſich von einer Ausſchließung dadurch 
weſentlich unterſcheide, als dei erſterer nur der Stell⸗ 
vertreter einberufen wird, das zeitherige Mandat dem⸗ 
zufolge auch nur ruht, während bei letzterer eine neue 
Wahl eintreten muß und hiermit das Mandat erliſcht. 

Abſchnitt VII. iſt rein formeller Natur und unter⸗ 
liegt keinem Bedenken. f 8 

Schließlich wurde die Anſicht geltend gemacht, 
es im Geſetz ausdrücklich ausgeſprochen werde: 

daß eine wiſſentlich falſche Denunciation der geſetzli⸗ 

chen Strafe der Verleumdung unterliege. 

Das Geſetz ſelbſt darf als ein zeitgemäßes betrachtet 
werden, durch welches eine wichtige Lücke der vaterlän⸗ 
diſchen Geſetzgebdung ausgefüllt und mancherlei Zweifeln 
vorgebeugt wird. 

Berlin, den 21. April 1847. 

Die dritte Abtheilung der Kurie der drei Stände. 
(gez.) Graf Bismark⸗Bohlen. Grätz. Scheven. 
Douglas. von Arnim. von Jaraczewski. 
v. Steffens. Minkley. von Münchhauſen. 
Krämer. Krauſe. D. Graf v. Boch oltz-Aſſeburg. 

Sattig. Graf Stoſch. Offermann. 
| A. de Galhau. a 
Landtags-Kommiſſar: Nach der gründlichen 
und im Weſentlichen anerkennenden Beurthellung, welche 
j der vorliegende Gefeg: Entwurf von der Kommiſſion der 
hohen Verſammlung erfahren hat, glaube ich mich bei 
(dem Beginn der Berathung auf wenige Worte be⸗ 
ſchränken zu können. Der Geſetz⸗ Entwurf verdankt 
| feine Entſtehung zunächſt einem Antrage des rheini⸗ 
ſchen Provinzial⸗Landtages, welcher den Wunſch aus- 
geſprochen hatte, daß die Cognition über die Beſcholten⸗ 
heit oder Unbeſcholtenheit ſeiner Mitglieder, welche bis da⸗ 
bin von Organen der Regierung ausgeübt war, dem 
Landtage get übertragen werden möge, einem Wunfche, 
welchem Se. Majeflät der König in dem Landtags⸗Ab⸗ 
ſchiede für die gedachte Provinz auf das bereitwilligſte 
entgegenzukommen verfprochen haben. Nachdem auf 
dieſe Weiſe der Gegenſtand einmal angeregt war, ſchien 
es unerläßlich, ihm eine breitere Baſis zu geben, und 
zwar theils wegen des innigen organiſchen Zuſammen⸗ 
hanges, in welchem die verſchiedenen ſtändiſchen Inſti⸗ 
tute, unferer Monarchie zu einander ſtehen, theils wegen 
der von Sr. Majeſtät dem Könige erfolgten Kreitung 
centralſtändiſcher Verſammlungen. Für die Mitglied⸗ 
{Haft der Kreisftände iſt der unbeſcholtene Ruf eben fo 
wohl vorgeſchrieben, als für alle übrigen ſtändiſchen 
Verſammlungen; für die Kreisſtände beſtehen aber be: 
ſondere Vorſchriften über die Art und Weiſe, wie die 
Frage über Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit feſtzu⸗ 
ſtellen ſei. Indeſſen find dieſe Vorſchriften für die ver⸗ 
ſchledenen Provinzen, wie wir gehört haben, unter ſich 
ſehr weſentlich verſchieden, und eine Provinz entbehrt 
dieſer Beſtimmungen überdies gänzlich. Sollten nun 
die Regeln zur Beurtheilung der Beſcholtenheit für hö⸗ 
here Inſtanzen feſtgeſetzt werden, fo ſchien es räthlich, 
woö nicht nothwendig, dieſelben für die unteren Inſtan⸗ 
zen zu generaliſiren, und dies war um ſo unerläßlicher, 
nachdem Se. Majeſtät der König die centraiſtändiſchen 
Verſammlungen berufen hatten, indem wohl jedes Mit⸗ 
glied einer folchen Verſammlung mit Recht erwarten 
konnte, daß die Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit ſei⸗ 
ner Mitſtände nach denſelben Regeln beurtheilt werde. 
Nach dieſen Grundſätzen haben wir geglaubt, den Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurf allgemein faſſen und die älteren ſpeziellen 
Vorſchriſten, die davon abweichen, außer Kraft ſetzen zu 
müſſen. 8 
Was den materiellen Inhalt des Entwurfs betrifft, 
fo beruht derſelbe auf zwei weſentlichen Prinzipien, 
nämlich: 2 
1) daß die Ausübung der Standſchaft das höchſte po⸗ 
litiſche Recht und die höchſte polttiſche Ehre in ſich 
begreife, daß alſo alle Perſonen, welche in Bezie⸗ 
hung auf andere politiſche oder Standes⸗Funktio⸗ 
nen eine Verminderung ihrer Ehre erlitten haben, 
in keiner Weiſe die böchſte Ehre, d. 9. die der 
Standſchaft, ausüben können; | 
auf dem Grundſatz, daß die Beſcholtenheit ‚oder 
Unbeſcholtenheit, ſo weit ſie nicht zus beſtimmten 
Kriterien zu erkennen, von Standesgenoſſen 
beuttheilt werden, daß alſo ein judicium parium 
eintreten müſſe. 
Aus dieſen Grundſätzen entwickeln ſich die einzelnen 


daß 


\ 


2) 


Beſtimmungen des Geſetzes; wenn im Laufe der De 


* 


Zeitung. 


batte nähere Auskunft über das Einzelne gewünſcht 
werden ſollte, ſo werde ich dieſe zu geben gern be⸗ 
reit ſein. a 
Marſchall: Es find zu dieſem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf nach $ 15 der Geſchäfts⸗ Ordnung zwei 
Amendements⸗Vorſchläge gemacht und mir überreicht 
worden. Der erſte vom Grafen von Gahlen iſt allge⸗ 
meiner Art, ich werde alſo den Antragſteller bitten, 
ihn entwickeln zu wollen, und dann die Frage ſtel⸗ 
len, ob er von der reglementsmäßigen Anzahl 
von Mitgliedern der Verſammlung unterſtützt wird, um 
ihn in Berathung nehmen zu können. N 
Abgeordn. Graf von Gahlen: Ich muß die hohe 
Verſammlung recht ſehr um Verzeihung bitten, wenn 
ich mich zuerſt auf $ 7 des Geſetz⸗Entwuifs berufe. 
$ 7 des Geſetz⸗Entwurfs hat nämlich die Beftimmung : 
| Alle den vorſtehenden Anordnungen zuwiderlaufende 
Vorſchriften werden hiermit aufgehoben. Alles alſo, 
was in Beziehung auf die Beurtheilung der beſchol⸗ 
tenen Perſonen bisher gegolten hat, iſt von dem Au⸗ 
genblick nicht mehr gültig. 
In der Provinz Weſtfalen haben wir, wie wir aus 


dem Gutachten gehört haben, ein beſonderes Verfahren, : 


wie über Beſcholtenheit bei kreisſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen entſchieden wird. Dieſes ift durch $ 7 der Kreis: 
e vollſtändig beſtimmt. Es iſt ein von dem 
hochſeligen König verliehenes Recht, und ein Beſtand⸗ 
theil dieſer Einrichtung der Kreisſtände wird durch 97 
aufgehoben. Ein ſolches Recht aufzuheben, ift nach 
$ 12 des Geſetzes vom 3. Febr. d. J. ohne Zuziehung 
oder Anhörung des Provinzial: Landtages nicht zuläffig. 
Es iſt allerdings geſagt worden: 
(Lieft die betreffende Stelle). 


Ich kann in dleſem Abſchnitt des § 12 nicht fin⸗ 


den, daß, wenn zufällig nicht eine Provinz, ſondern 
zwei, drei ein beſonderes ſtändiſches Recht haben, dieſes 
lediglich zur Cognition des vereinigten Landtages gehö⸗ 
ren ſolle. Es kommt nur darauf an, ob es ein ein⸗ 
zelnes Recht der Provinz iſt; denn wenn es ein ſolches 
iſt, fo muß der betreffende Provinztals Landtag darüber 
gehört werden. Ob und welches Geſetz hier im Allge⸗ 
meinen vorzuziehen fei, würde ich mich und diejenigen, 
die mit mir einerlei Anſicht find, in die Nothwendig⸗ 
keit verſetzt finden, gegen den Geſetz⸗Entwurf ſowohl im 
Ganzen, als wie auch in ſeinen einzelnen Theilen zu 
voriren, wenn nicht der § 7 aufgehoben und damit das 
allgemeine Geſetz ſubſidiariſch würde. It 
daß § 7 aufgehoben werde. 

Königl. Kommiffar: Ich glaube Folgendes erwie⸗ 
dern zu müſſen: 

Der vom geehrten Antragſteller angezogene Paragraph 

lautet allerdings: 

(Lieſt die betreffende Stelle vor.) 

Ich glaube aber nicht zugeſtehen zu dürfen, daß die⸗ 
fer Paragraph durch die Vorlage der Regierung verletzt 
ſei. Einmal, weil es ſich hier nicht um ſtändiſchen 
Beirath dei einer Abänderung der Verfaſſung einer 
Provinz handelt; denn die Art und Weiſe, wie die Be⸗ 


ſcholtenheit beurtheut werden folle, berührt die ſtändiſche 


Verfaſſung der Provinz keinesweges; und zweitens iſt 
vorgeſehen, daß, wenn dergleichen Angelegenheiten ſich 
über mehr als eine Provinz erſtrecken, dieſer Beirath 
vom vereinigten Landtage erfordert werden kann. Wir 
haben aber vernommen, daß die fraglichen Beſtimmun⸗ 
gen für Schleſien, Weſtfalen und die Rheinprovinz 
gleich ſind, deshalb iſt das Gouvernement der Meinung, 
daß die Vorlage der gefeglihen Beſtimmung vollſtändig 
entſpreche. Uebrigens würde die Unterdrückung des an⸗ 
gefochtenen Paragraphen das ganze Geſetz in die Luft 
ftellen. Denn wenn das neue Geſetz gelten und die 
älteren Provinzial Geſetze beibehalten werden ſollen, fo 
würde Einheit und Konſequenz fehlen. Deshalb glaube 
ich nicht, daß das Gouvernement ſich dem Amendement 
würde anſchließen können. 5 
Marſchall: Ich frage, ob dem Amendement, wel⸗ 
ches dahin geht, den Artikel 7 wegzuſtreichen, beigetre⸗ 
ten wird? i 
5 (Findet keine Unterſtützung.) f 
Es hat keine Unterſtützung gefunden. Das zweite 
Amendement iſt von dem Abgeordneten Delius geſtellt 
und beſteht darin, daß Nr. 2 des Artikels 1 weggelaſ⸗ 
ſen werde. Da dies in Einzeln heiten eingeht, fo würde 


es bei der Berathung der Paragraphen vorkommen. 


Das Eeſte, was von der Abtheilung beſchloſſen worden 
iſt, iſt die Bedürfnißfrage anzuerkennen. Es fragt ſich, 
ob über die Bedürfnißfrage Jemand ſprechen wil. Es 
haben ſich mehrere gemeldet, wahrſcheinlich zur Beſpre⸗ 
chung des Geſetzes im Allgemeinen. 

Abg. Bruſt: Meine Herren! Wenn Jemand in die⸗ 
em Saale Beruf hat, über vorliegendes Geſetz zu ſpre⸗ 
chen, fo iſt es gewiß meine Perſon, die das Schickſal 
hatte, eigentlich die Veranlaſſung zu dieſem Geſebe zu 
fein. In der Denkſchrift iſt Bezug auf einen Deputir⸗ 
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Ich beantrage, 


ten der Rhein⸗Provinz genommen, und biefer Deputirte 
bin ich. Es ſteht in dieſer Denkſchrift, ein theiniſcher 
Deputirter ſei in Unterſuchung verwickelt worden, und 
der Ober⸗Prokurator habe dies dem Landtags⸗Kommiſ⸗ 
Indeſſen iſt dabei zu bemerken, daß 
dieſe Unterſuchung gerade auf den Antrag des Kommiſ⸗ 
fartus oder der königlichen Regierung zu Koblenz gegen 
mich verhängt worden iſt. Man hat mich des Gewohn⸗ 
heitswuchers beſchuldigt. Ein verletzter Tpeil, gegen den 
ich Wucher ausgeübt haben ſollte, war nicht aufgetre⸗ 
Wenn die ganze Sache nicht ein Tendenz⸗Pro⸗ 
zeß gegen mich wäre, ſo iſt es ſchwer, zu begreifen, wie 
die königliche Regierung ſich veranlaßt finden konnte, 
eine ſolche Unterfuhung gegen mich zu provoziren. Die: 
ſer Schritt war um ſo auffallender, da der Staat durch 
die königliche Bank und Seehandlung auch Geld⸗ und 
andere Geſchäfte treiben läßt, die einer ſehr verſchiedenen 
Es iſt nämlich nicht unbe⸗ 
kannt, daß, während die Bank von Pupillengeldern 

und anderen Depofiten nur 2 pCt. Zinſen zahlt, fie 

viel höhere Zinſen realiſirt; eben ſo iſt es nicht unbe⸗ 

kannt, daß die Sechandlung Geſchäfte treibt, in dieſem 

Augenblick ſogar mit Roggen, den fie zu 60 Rthl. ein⸗ 


ſar mitgetheilt. 


ten. 


Beurtheilung unterliegen. 


gekauft hat und jetzt mit 100 Rthl. verkauft. 
Geichen des Mißfallens.) 


Ich will dies nicht als ein Unglück beklagen, ſon⸗ 
dern nur beweiſen, daß es auffällig war, wie die Re⸗ 
gierung mich hier in Unterſuchung ziehen konnte. Dieſe 
iſt in großartigem Maßſtabe geführt worden und endigte 
Ich bin vom 
Landtage entfernt worden und habe alſo Strafe erlit⸗ 
ten, ohne daß ein Urthell gegen mich gefällt worden iſt. 
Entſchuldigen Sie, daß ich Sie mit Perſönlichkeiten 


damit, daß ich freigeſprochen wurde. 


unterhalten habe, ich habe aber geglaubt, daß die Schil⸗ 


derung meines Beiſpiels nöthig ſei, um Ihnen zu zei: 


gen, wie ſorgfältig die Beſtimmungen eines Geſetzes 
erwogen werden müſſen, wodurch die Ehre, der gute 
Name und politiſches Recht nur zu leicht gefährdet 
werden können. Hier in dleſem Geſetz ſoll die Beſchol⸗ 


tenhelt auf allerhand Weiſe beſtimmt und anerkannt 
Mir ſcheint aber, daß eine Beſcholtenheit nur 


werden. : 
dann beftcht, wenn irgend einem Abgeordneten, irgend 


einem Manne Ehre und Bürgerrecht durch ein Urtheil 
entzogen ſind, eher kann von einer Beſcholtenheit nicht 


die Rede ſein. Ein berühmter Rechtslehrer hat viel⸗ 
mehr geſagt: ubi accusare et diffamare sufficit, 
Wenn alſo die bloße Anklage der Unterſuchung hin⸗ 
reicht, ſo iſt nichts mehr ſicher und beſonders, weil die 
Regierung es in ihrer Hand hat, jede ihr mißliebige 
Perſon vor Ausübung ſtändiſcher Rechte zu entfernen. 
Welche ſonderbare Motive hierbei obwalten, haben wir 
noch vor drei Wochen geſehen. Da war ein an⸗ 
derer Kollege von uns auch angeklagt. Seine 
Beſcholtenhelt ſollte durch ein Ehrengericht unterſucht 
werden, welches von den rheiniſchen Stände⸗Mitglie⸗ 
dern gehalten wurde. Es wurde der Bericht vorgeleſen, 
worin geſagt wurde, der Deputirte gehöre der liberalen 
Partei an, und fein Stellvertreter fei eine dem Gouver⸗ 
nement viel angenehmere Perſon. 


provoziren. 


Urtheil genügen kann, um eine Standſchaft zu entziehen. 


Wenn geſagt worden iſt, daß in den rheiniſchen Ge⸗ 


ſetzen deshalb nichts dorgeſehen wäre, „fo muß ich er⸗ 
klären, daß dem nicht fo iR. Der Artikel 42 unſeres 
Code penale ermächtigt unſere Gerichte ausdrücklich, 
das Wahlrecht, das Recht, Zeuge zu fein, das Recht, 
Vormund zu ſein, das Recht, Geſchworner zu ſein, zu 
entziehen. Wenn dies vom Gericht ausgeſprochen iſt, 
To finde ich es ganz gerecht, daß Beſcholtenheit sriftirt. 
Ich trage darauf an, das Geſetz zu verwerfen. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube nicht, daß 
der ſpezielle Fall, welcher allerdings die nächſte Veran⸗ 
laſſung des gegenwärtigen Geſetz⸗Entwurfs geweſen iſt, 
hier einer Erörterung unterliegen dürfe. Ich kann da⸗ 
her in dieſem Augenblick nicht darauf antworten, ob die 
erfte Veranlaſſung, den Redner, welcher fo eben geſpro⸗ 
chen, zur Unterſuchung zu ziehen, von der Regierung 
ausgegangen iſt oder nicht. Wenn aber die nähere Er⸗ 
örterung dieſes Falles von der hohen Verſammlung ge⸗ 
wünſcht werden ſollte, ſo bin ich bereit, ſämmtliche Ver⸗ 
handlungen im Sekretariat aufzulegen, damit die Ueber⸗ 
zeugung gewonnen werden könne, wie es damit ſtehe. 
Es werden dann die Urtheile beider Inſtanzen, die Mit⸗ 
theilungen des Ober⸗Prokuratots an den Landtags⸗Kom⸗ 


miſſar u. ſ. w. eingefehen werden können. Wenn alſo 


ein Wunſch der Verſammlung ſich ausſpricht, fo werde 
ich die Papiere im Sekretariat niederlegen laſſen. 

ö (Viele Stimmen wünſchen dies.) 4 

Was den zweiten Fall, deffen der Herr Abgeordnete 
erwähnt, betrifft, daß nämlich bei einem anderen De⸗ 
putirten, deſſen Unbeſcholtenheit angefochten, zugleich deſ⸗ 
fen politiſche Tendenzen erörtert feien, fo glaube ich da⸗ 
bei das Urthell der hohen Verſammlung für das Gou⸗ 
vernement in Anſpruch nehmen zu dürfen. Der Fall 
iſt folgender: Unmittelbar vor töffnung dieſes allge⸗ 
meinen Landtages erhielt ich eine Anzeige, daß der Ruf 
eines der Herren Deputisten in . geſtelt ſel, weil 
er ſich wegen groben Gewohnheitsſchmuggels in gericht⸗ 


Wenn alſo ſolche 
Motive gelten ſollen, fo iſt ſolche Unterſuchung leicht zu 
Dann haben wir Tendenz⸗Prozeſſe, weiter 
nichts. Ich bin alſo der Meinung, daß nur wirkliches 


1004 


licher Unterſuchung befinde. Nach dem jetzigen Stande 


der Geſetzgebung würde ich allein zu beurtheilen gehabt 
haben, ob der Deputirte als beſcholten einſtweilen aus⸗ 
zuſchließen oder zuzulaſſen ſei. Des Königs Maſeſtät 
geruhten aber, zu beſtimmen, daß, unter einftweiliger 
Suspendirung des gefeglichen status quo, und mit 
Rückſicht auf den eben vorliegenden Geſetz⸗Entwurf, die 


Standesgenoſſen der Provinz gehört werden ſoll⸗ 


ten, ob der Ruf des Deputirten befleckt ſei oder nicht. 
Dieſe haben ihn einſtimmig für unbefleckt erklärt, und 
auf Grund dieſes Beſchluſſes iſt er ohne Weiteres zu⸗ 
gelaſſen worden. Ich glaube, daß hierin das Gouver⸗ 
nement in ‚liberalfter, zuvorkommender Weiſe gehandelt 
bat. Wenn nun in dem Bericht des betreffenden Ober⸗ 
Präfidenten geſtanden hat, daß dieſer Deputirte der libe⸗ 
ralen Partei angehört, und daß ſein Stellvertreter dem 
Gouvernement viel angenehmer ſein müſſe, deſſen An⸗ 
trag aber nichtsdeſtoweniger dahin geht, den Deputirten 
nicht auszuſchließen, und wenn dieſer Bericht den Her⸗ 
ren Standesgenoſſen mitgetheilt iſt, fo glaude ich, daß 
darin kein anderer Vorwurf liegen kann, als vielleicht 
der der Unvorſichtigkeit und zu großer Unbefangenheit: 
jeden anderen muß ich ernſtlich zurückweiſen. Ead⸗ 
lich habe ich noch ein Wort anzuführen über den An⸗ 
trag des geehrten Redners, daß lediglich gerichtliche Ver⸗ 
urtheilungen der mögliche Maßſtab der Unbeſcholtenheit 
ſeien. Doch glaube ich, dieſerhalb lediglich an die Ver⸗ 
ſammlung appelliren zu dürfen, ob wirklich Niemand 
in recht greller Weiſe beſcholten ſein kann, ohne daß 
er einem gerichtlichen Strafurtheile unterlegen habe. 
Es wird keiner Beiſpiele bedürfen. Diejenigen, welche 
anderer Meinung ſind, nur die können dem geehrten 
Redner beitreten. a 

Abgeordn. Meviſſen: Hohe Verſammlung! Der 


Geſetz⸗Entwurf, der Ihnen heute zur Berathung vor: | W 


liegt, hat, wie ich glaube, dei der Mehrzahl dieſer Ver⸗ 
ſammlung gemiſchte ‚Gefühle, ein Gefühl der Befriedl⸗ 
gung und ein Gefühl getäuſchter Erwartung erweckt. 
Ein Gefühl der Befriedigung, weil er zuerſt offiziell den 
richtigen Grundfag, daß die ſtändiſche Verſammlung in 
ihren inneren Angelegenheiten ſelbſt zu entſcheiden habe, 
anerkennt. Wir haden nur zu wünſchen, daß die 
Staats⸗Regierung recht bald die Initiative ergreifen und 
die welteren Konſequenzen dieſes Prinzips ziehen möge. 
Ein Gefühl getäuſchter Erwartung, weil ich glaube, 
daß nach Verlauf diefer Diskuffion, die ſich eden zu 
entwickeln beginnt, die materiellen Beſtimmungen die⸗ 
ſes Geſetz Entwurfs, als der öffentlichen Meinung 
und der Achtung vor dem Rechte der Perſonen wider 
ſprechend, bei der großen Mehrzahl dieſer Verſammlung 
keinen Eingang finden werden. Was zunächſt die Frage 
betrifft, ob dieſer Geſetz⸗Entwurf ein Bedürfniß ſei? fo 
glaube ich, nach der Lage der bisherigen Geſetzgebung, 
daß dieſes Bedürfniß zwar nicht aus der Lage der Ge⸗ 
ſetzgebung an ſich, wohl aber aus der Entwickelung, 
welche die Geſetzgebung praktiſch, ſeit Beſtehen diefer 
Geſetzgebung genommen hat, bejahend beantwortet wer⸗ 
den muß. Das Geſetz vom 5. Juni 1823, das Grund⸗ 
geſe z unſerer ſtändiſchen Verſaſſung, fordert die Unbe⸗ 
ſcholtenheit des Rufes für alle Mitglieder. Dieſes Ge⸗ 
ſetz ſtellte kein Verfahren feſt, wonach dieſe Uabeſchol⸗ 
tenheit des Rufes erkannt werde, es ſtellte keine fefte 
Kriterien für dieſen Ruf feſt; es ſtellte nicht feft, von 
wem die Unbeſcholtenheit ermittelt werden ſollte. Natür⸗ 
lich würde es geweſen ſein, und einer unbefangenen 
Auffaſſung entſprechend, wenn das Gouvernement diefe 
Lücke der Geſetzgebung zu Gunſten der perſönlichen 
Rechte interpretitt, wenn es geſagt hätte, nur der ift 
beſcholtenen Rufes, der durch irgend ein Krimina'ge: 
richt zu einer entehrenden Strafe rechtskräftig verurtheilt 
worden iſt. Ich glaude, wenn ſie ſich fragen, wie ſie 
die betreffende Lücke der Geſetzgebung prakkiſch aufgefaßt 
haben, fo würde dies die Antwort geweſen ſein. 
Antwort, die aus der Anwendung des Geſetzes 
Seiten des Gouvernements hervorgegangen iſt, iſt eine 
andere, eine abweichende, ſowohl in Bezug auf die 
Form, als in Bezug auf den materiellen Inhalt. In 
Bezug auf die Form ſtellte das Geſetz nicht feſt, 
dies Urcheil über den Ruf fällen fol. In Bezug 
den materiellen Inhalt ſtellt das Geſetz nicht feſt, welche 
Kriterien vorhanden und wie fie feſtgeſtellt fein müſ⸗ 
ſen, um Jemand für beſcholten zu erklären. Wie 
es ſcheint, wird erſt jetzt der Verſuch gemacht, ſolche 
Kriterien aufzufinden. Die Regierung aber, die bis da⸗ 
hin ausſchließlch für ſich das Urtheil über den Ruf der 
ſtändiſchen Mitglieder, das Urtheil über den Ruf der⸗ 
jenigen Körperſchaft, die berechtigt iſt, die St iatsregie⸗ 
rung zu kontrolicen, die mit der Staatsregierung gleich⸗ 
berechtigt zur Geſetzgebung konkurriren ſoll, in Anſpruch 
nahm, hat bisher die Beſcholtenheit des Rufes genü⸗ 
gend dargethan, auch wenn kein rechtskräftiges Urtheil 
ergangen, fondern wenn nur eine Kriminal⸗Unterſuchung 
eingeleitet war. Sie hat das letzte Kriterium für ge⸗ 
nügend erachtet, und nur darin, daß verschiedene pro⸗ 
vinzialſtändiſche Verſammlungen mit dieſer Auffaſſung 
der Regierung nicht einverftanden waren, weil fie dage⸗ 
gen nachdrücklich remonſtrirt, weil fie geglaubt haben, 
das Geſetz müſſe durchaus eine 
darin haben Sie die Bedürfnigfrage für die Entstehung 
dieſes Geſetzes zu erkennen. 


Anſicht daß bei dem heutigen Zuſtande der Dinge das 


——— — .. 


Die einer beſtimmten ſtändiſchen Verſammlung, unterworfe 
von werden ſollen. 


| 


andere Bafis Haben, | irgend 
genoſſen gekränkt erſcheine, i 
Ich bin, wie gefagt, der ſchenrecht verliere, daß ihm fein 


Geſetz ein dringendes Bedürfnig geworden iſt, damit 
wir endlich aus dem Zuſtande des Schwankens, des 
Verwaltungsurtheils über den unbeſcholtenen Ruf her⸗ 
auskommen. Wird das Bedürfniß anerkannt, ſo wird 
die weitere Frage zu erheben ſein: wie der gute Ruf 
eines Menſchen zu definiren iſt. Der gute Ruf beruht 
auf der unbeſtrittenen Ehrenhaftigkeit der Perſon. Dieſe 
Ehrenhaftigkeit iſt eine doppelte, eine innere, eine äußere. 
Die innere Ehre beruht auf dem Selbſtgefühl, auf dem 
Gefühl der inneren ſittlichen Freiheit, der inneren 
Würde, auf dem Bewußtſein, daß die einzelne Perſön⸗ 
lichkeit in keinem Akte ihres Lebens ſich ſelber, ihren 
Ueberzeugungen ung treu geworden. Dieſe innere Ueber⸗ 
zeugung iſt jedem äußeren Eingriff unantaſtbar. Sie 
kann auch daan noch feſt beſtehen, wenn alle anderen 
ſie nicht anerkennen, ſie hat in der Geſchichte fortbe⸗ 
ſtanden bei hiſtoriſchen Perſonen, die mit der ganzen 
Anſchauungsweiſe, mit dem Rechtsbewußtſein und der 
Sitte ihrer Zeit in Konflikt gerathen waren, ſie hat 
bei Sokrates, Chriſtus, Huß fortbeftanden, inmitten 
ſolcher Konflikte und kein Gericht der Welt hat ſie er⸗ 
ſchüttern können. Das iſt die eine Seite, die innere 
Ehre der Perfon. 5 
Die zweite Seite iſt die äußere Ehre. Die äußere 
Ehre der Perſon wird dargeſtellt durch die Achtung, die 
die Perſon in ihrer näheren und weiteren Umgebung in 
der menſchlichen Geſellſchaft, in der fie lebt, genießt, 
Dieſe Achtung beruht auf der Anſicht der Geſellſchaft, 
daß die einzelne Perſon in ihrem Rechtsbewußtſein, in 
ihren Handlungen mit dem Rechtsbewußtſein, mit den 
Sitten dieſer Geſellſchaft in ungetrübtem Einklange 
ſtehe. Auf dieſer vorausgeſetzten Uebereinſtimmung be⸗ 
ruht die äußere Anerkennung der Ehre einer Perſon. 
o, wie bei uns, dieſe Ehrenhaftigkeit zur Unterlage 
der wichtigſten politiſchen Rechte gemacht iſt, da, glaube 
ich, wird der Geiſt dieſer Verſammlung dafür bürgen, 
daß fie Bedenken tragen wird, dieſe Ehrenhaftigkeit zu 
bezweifeln, an diefen Rechten zu rühren, ohne die drin⸗ 
gendſte, unabweißbarſte Veranlaſſung. Sie wird nicht 
geneigt fein, das Geſetz lar zu interpretiren, ſondern 
ſtrikte. Die Verletzung des allgemeinen Rechtsbewußt⸗ 
ſeins durch Handlungen beſtraft das Strafgeſetz und 
nur dann, wenn das Strafgericht feſtgeſtellt hat, daß 
der Einzelne von dem Rechtsbewußtſein der Geſammt⸗ 
heit abgewichen iſt, nur dann kann mit Sicherheit ſein 
Ruf für beſcholten erachtet werden. Ein jeder Verſuch, 
andere Kriterien aufzufinden, iſt mißlich und gefähr⸗ 
lich. Am gefährlichſten iſt der Verſuch, eine ſpezielle 
ſtändiſche Ehrenhaftigkeit der allgemeinen bürgerlichen 
Ehrenhaftigkeit zu ſubſtituiren. Im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte iſt jene Entwickelung vor ſich gegangen, die 
das beſondere Rechtsbewußtſein, die beſondere Sitte 
zum Allgemeinen entwickelt hat. Der Pfahlbürger hat 
ſich zum Staatsbürger, der nur mit Privatrechten ver⸗ 
ſehene Menſch hat ſich zu dem mit allgemeinen politi⸗ 
ſchen Rechten verſehenen Menſchen erhoben. Sollen 
wir nun heute von jener Entwickelung zurückſchreiten, 
ſollen wir zum Einzel⸗Rechte zurückkehren und die all⸗ 
gemeinen Rechtsbeſtimmungen aufgeben? Sollen wir 
heute die Ehre eines Menſchen für gekränkt erachten, 
weil er etwa mit den ſpeziellen Anſichten einer Kaſte, ; 
eines Standes in Konflikt gerathen ift, während er dem 
allgemeinen Rechts⸗Bewußtſein vollkommen getreu ger 
blieben iſt? Ich glaube nicht, daß ein ſolcher Geiſt in 
dieſer hohen Verfammiung vorherrſchen wird. 
Mit der hohen Achtung, die, wie ich glaube, ein 
Jeder von uns für die politiſchen Rechte Aller haben 
muß, mit dieſer hohen Achtung ſcheint es mir unver⸗ 
einbar, wenn dieſe politiſchen Rechte einem Urtheil, was 1 
ſich auf keine deſtimmte Thatſache ſtützt, auf keine ber 
ſtimmte Handlung, ſondern nur auf die Ueberzeugu 


Ich gehe von der Anſicht aus un 
hoffe, daß fie bei der Verſammlung Anklang finde 
wird, daß die höchſten Rechte, die der Menſch hat, die 
jenigen Rechte, die ihn erſt zum Menſchen machel 


wer | feine politiſchen Rechte, daß das nicht äußere, zufall 
auf Rech e, 


ſondern weſentliche Rechte ſeiner menſchlichen 
Natur find; daß et, wenn dieſe Rechte ihm durch 5 
Urtheil ſeiner Standesgenoſſen genommen werden, 
dem Parias der heutigen Geſellſchaft himausgeftoßt 
wird. Mit dieſer hohen Achtung, die ich für das 1 
liiſche Recht des Volkes in allen feinen Gliedern 
pfinde, trete ich an die Kritik des Geſetzentwurfs. 
Ich komme, wie geſagt, jetzt zur Kritik des E 
wurfs. Der § 1 des Geſetzentwurfs sub 2 ſogt- 
(Lieſt vor.) — 
Als beſcholten find diejenigen Perſonen zu era. 
welche durch ein militäriſches Ehrengericht 7 ord⸗ 
der im $ 4 Lit. b —e der Allerhöchſten Seren 
nung vom 20. Juli 1843 über die Ehren? 
gerichte aufgeführten Strafen verurtheilt- ſic 
Der ganze Paragraph beruht, und ich bitte, einer 
dis zu vergegenwärt gen, auf der Unterſcheldug des 
beſtimmten Standesehre von der allgem inen daß 
Volkes, und ich frage Sie: Kann es genügen ö 


bed 
eine beftimmte n — — Di Rena: 
damit der fr, 
am Höchfes fies Gut 
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entzogen werde? Verfolgen Sie den Entwickelungs⸗ 
gang, den der Begriff Standesehre im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte genommen hat. Die Standesehre war eine 
ganz andere im Mittelalter, als fie es heute iſt. Se⸗ 
hen Sie, wie damals die verſchiedenen Klaſſen der Ge⸗ 
ſellſchaft ohne Scheu ſich Dinge erlaubten, die heute dem 
Rechtsbewußtſein civiliſirter Nationen widerſprechen. 
Welche Standesehre iſt heute noch mit dem Raubritter⸗ 
thume verträglich? Sehen Sie, wie noch im vorigen 
Jahrhundert die Standesehre bei einem gewiſſen Stande 
gewiſſe noble Paſſionen für ehrenwerth erachtete, und 
wie noch im heutigen Jahrhundert die Begriffe von 
Standesehre und die Begriffe von allgemeiner bürgerli⸗ 
cher Ehre ſtreng geſchieden ſind. Noch heute giebt es 
einen Stand, bei dem das Duell Ehrenſache iſt, wäh: 
rend der größere Theil der heutigen Geſellſchaft das 
Duell zur kriminalgerichtlichen Strafe geeignet hätt. 
Dieſe wenigen Andeutungen werden genügen, um Ihnen 
darzuthun, daß keinesweges die Stindesehre nothwendig 


mit der allgemeinen Ehre übereinſtimme, daß vielmehr 


„ 


noch heute ein unlösbarer Konflikt zwiſchen Standesehre 
und bürgerlicher Ehre beſteht. Wollen Sie nach dieſen 
Erläuterungen die Standesehre noch für maßgebend erach⸗ 
ten, um ihrer etwaigen Verletzung wegen einem Ihrer 
Mitbürger die höchſten Rechte zu entziehen? Ich glaube, 
Sie werden einen ſolchen Grundfag nicht anerkennen, 
ſondern dieſen Paſſus des Geſetz- Entwurfs einſtimmig 
verwerfen. Ich brauche Sie nicht zum Ueberfluß an 
neueſte Vorfälle in unſerem eigenen Vaterlande zu erin⸗ 
nern, dieſe Vorfälle find nur zu bekannt, und ich glaube, 
daß die große Majorität in dieſem Saale den Perfonen, 
nen die Standesehre durch militärifhe Ehrengerichte 
abgeſprochen worden iſt, das Zeugnüß unverſehrter bür⸗ 
gerlicher Unbeſcholtenheit nicht verſagen, daß ſie dieſelben 
mit Freude in ihrer Mitte ſehen würde. Ich halte es 
für durchaus unmöglich, den Konflikt der Standesehre 
und der bürgerlichen Ehre zur Zeit in unſerem Staate 
zu löſen. 
3 Die zweite Beſtimmung des Geſetz⸗ Entwurfs ad 
lautet: 


(Lieſt vor.) 

Als beſcholten ſind diejenigen Perſonen zu erachten, 
welche im geſetzlichen Wege vom Bürger⸗ und Ge⸗ 

meinderecht ausgeſchloſſen ſind. 
Erwägen Sie wohl den Umfang dieſer Beſtimmung, 
erwägen Sie wohl, was Sie thun würden, wenn Sie 
dieſe Beſtimmung annehmen. Sie würden ein krimi⸗ 
nalrechtliches Urtheil, was dem Menſchen Alles entzieht, 
was ſein höchſtes Gut iſt, was keine Rehabilitation im 
Laufe der Jahre zuläßt, ohne Zwiſchenkunft Anderer, 
ein ſolches Urtheil würden Sie einer jeden Gemeinde⸗ 


Corporation von einer geringen Anzahl Mitglieder in 


die Hand legen. Das Kriminatgericht erkennt nur dann, 
wenn es zu Zuchthausſtrafe oder zu einer anderen ent⸗ 
ehrenden Strafe verurtheilt, und nicht einmal in allen 


dieſen Fällen auf Verluſt der bürgerlichen Rechte. Das 


Strafgeſetz betrachtet alſo das bürgerliche Recht als ein 


ſo heitigeg Gut, daß es ſelbſt dann nicht unbedingt 


Boten werden fol, wenn auch das Strafgeſetz ein 
Mehrende Strafe verhängt. Nach dieſem Paragraph 


des Entwurfs aber ſoll das Urtheil über dieſes hohe 
ut nicht dem Strafrichter, ſondern dem zu einem ſol⸗ 
chen urtheile gar nicht qualifizirten Gemeinde- Rathe 
erlaſſen werden, einer Corporation, die in ihren Mit⸗ 
Medern wechſelt und gar keine Garantieen bietet, foll 


. 15 Urt heil über das höchſte Recht des Menſchen zu⸗ 
chen, und dieſes Urtheil ſoll nur auf die innere Ueber⸗ 
Fügung, ganz abgeſehen von allein rechtlich feſtzuſtel⸗ 
den Thatſachen, begründet werden. Erwägen Sie 
e Froge in ihrer praktiſchen Bedeutung; era agen Sie, 
daß in vielen unſerer Gemeinden nur 6, 8, 10 Mit: 
glieder den Gemeinde⸗Rath bilden und es nur der Ueber⸗ 
einſtimmung von 4 bis 6 Perſonen bedarf, einem Mit⸗ 
Ürger feine heiligſten politiſchen Rechte zu nehmen. 
ie Gefahr, die in dieſem Paragraph liegt, wird um 
o klarer hervortreten, wenn ich an die einzelnen Be⸗ 
immungen der beſtehenden Gemeinde- Ordnung erin⸗ 
nere. Die rheiniſche Gemeinde⸗Ordnung ſagt: Das 
zemeinderecht kann durch Beſchluß des Gemeinde⸗Ra⸗ 
es auch demjenigen entzogen werden, welcher 
) zu irgend einer Kriminalſtrafe verurtheilt, oder 
in irgend einer Kriminal⸗Unterſuchung nur vor⸗ 
läufig freigefprochen worden iſt; 
ſich durch ſeine Lebensweiſe oder durch einzelne 
ae die öffentliche Verachtung zugezo⸗ 
at. g 


Bi Haien Eile, wie vag iſt der Begriff Verachtung, 


Wir legen, 
in die er wir den Geſetz⸗Entwurf annehmen, 


Gemeinde Nato niger nicht qualifizieter Mitglieder der 
eines ehe ne 15 Urtheil über die höchſten Rechte 
Kommiſſarius gehört, wie ir haben vom königlichen 
wurfs liege, d „wie es im Geiſte des Geſetz Ent⸗ 
ar ien a die Ausübung unters 
doheren politifejen Rechte ausüben vic I —.— ron 
11 ganz koſequent aus dem Geiſte des Entwurfs ber 

b Recht für die Ehre gewählter Mitglieder ſtändiſch r 
. deforgt iſt, aber darin zu weit geht 

b er bein Bedenken 1sägt, din leiſſſten Mat, on 
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irgend eine Corporation des Landes an der Ehre eines 
Menſchen entdeckt hat, für genügend zu erachten, die⸗ 
ſem Menſchen ſeine Rechte zu entziehen. a a 

Von Ihnen aber, meine Herren, erwarte ich ein 
anderes Urtheil. Erwägen Sie wohl, daß Ihre Mit⸗ 
bürger Sie hierher geſandt haben, um ihre Rechte zu ſchützen, 
nicht um dazu beizutragen, die bisherige Normen, die ſich 


keiner Billigung zu erfreuen gehabt haben, durch Ihr Votum 


zu feſten, geſetzlichen und bleibenden Beſtimmungen zu 
erheben. Erwägen Sie, daß in dem Geſetz-Entwurf 
die Entziehung der politiſchen Rechte an keine beſtimmie 
Dauer geknüpft iſt, daß ein Individuum durch einen 
Spruch, der es für beſcholten erklärt, für immer durch⸗ 
aus rechtlos, aller ſtaatlichen Rechte beraubt, hingeſtellt 
wird. Ich glaube, wenn Sie ſich die tiefe Bedeutung 
eines foichen Urtheils vergegenwärtigen, werden Sie da⸗ 
von abſtehen, ein ſolches Urtheil in die Hände der Ge⸗ 
meinde⸗Räthe zu legen. Es bleibt mir nun noch übrig, 
einige Worte über Abſchnitt 4 des $ 1 zu fagen, wo⸗ 
nach den Standesgenoſſen ein abſolutes Urtheil über die 
Beſcholtenheit anvertraut werden ſoll, ohne daß ſie an 
irgend ein Kriterium durch das Geſetz gebunden werden. 
Auch das ſcheint mit einer hohen Achtung vor den 
Rechten der Perſon, die die Geſammtheit nur dann ent: 
ziehen kann, wenn beftimmt charakteriſirende Handlun⸗ 
gen dieſe Entziehung rechtfertigen, nicht vereinbar. Das 
Strafgeſetz fordert beſtimmte Thatſachen, um ein Ur⸗ 
theil zu begründen. Jedes Gericht der Geſchwornen 
urtheilt nach innerſter Ueberzeugung über eine beſtimmte 
That. Wollen Sie weiter gehen, als das Strafrecht, 
wollen Sie ſich zu einem höheren exceptionellen 
Gerichtshof konſtituiren, wollen Sie Ihr Urtheil pure 
von Ihrer Ueberzeugung abhängig machen, ohne denje⸗ 


Entwurf verdammt Jeden, derſelbe zu bleiben, der er 
einmal war. 
9 0 (Lieſet vor): 
Der 9 6 fagt. 
Die ſtändiſchen Rechte ruhen: 
1) in allen den Fällen, in welchen das Bürgerrecht 
oder Gemeinderecht ruhen; 


2) wenn eine Kuratel⸗ oder Kriminal- Unterſuchung 


eingeleitet iſt; 

3) wenn eine ſtändiſche Verſammlung nach Nr. III. 
den Beſchluß gefaßt hat, das Verfahren eintreten 
zu laſſen, bis ein rechtskräftiger Ausſpruch ergan⸗ 
gen iſt. 

Der Redner, der vor mir geſprochen, hat ausge⸗ 
führt, weiche Gefahren es in ſich ſchließt, wenn ſchon 
die Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung hinreichen 
könnte, Jemanden von ſtändiſchen Verſammlungen aus⸗ 
zuſchließen. Die Einleitung einer Kriminal⸗Unterſuchung 
beruht auf dem noch unbegründeten Verdacht eines Ver⸗ 
brechens. Ob ein ſolches Verbrechen wirklich vorliegt, 
darüber entſcheidet erſt das Urtheil des kompetenten Ge⸗ 
richts. So lange der Ausſpruch des Gerichtshofes 
nicht erfolgt iſt, ſteht wohl der Verdacht einer That, 
aber keine That feſt. Es iſt allerdings möglich, und 
dieſe Möglichkeit iſt recht wohl ſelbſt mit dem größten 
Vertrauen, das man zu den augenblicklichen Inhabern 
der Staatsgewalt haben mag, vereinbar, daß man ſich 
eine Regierung denke, die von einem ſolchen vaguen 
Paragraph den allergrößten Mißbrauch machen würde. 
Es iſt eine ſolche Möglichkeit ganz beſonders vorhanden 
in einer ſo bewegten Zeit, wie der unſrigen. Menſchen 
ſind immer Menſchen; die Geſetze ſollen nicht nur auf 
die zufällige Gegenwart Rückſicht nehmen, ſie ſollen 


nigen, den Sie verurtheilen wollen, mit irgend einer bleibende Beſtimmungen treffen, die die perſönlichen 
ſchützenden Form zu umgeben? Freilich entſpricht das | Rechte des Einzelnen unter allen Umſtänden, fo weit es 
dem Geiſte des Geſetz-Entwurfs, der ihnen vorliegt, die- möglich und mit dem Staatszweck vereinbar, ſichern. 
fer geht ſogar noch weiter. Er gewährt nicht allein Dieſe Rechte aber find durch jenen § 6 aufß, tieffte be⸗ 
dem Angeklagten keine ſchützenden Formen, nein, er hebt droht. Ich enthalte mich des näheren Eingehens auf 


ausdrücklich die ſchützenden Formen, die das gewöhnliche 
Recht bietet, auf. Ich frage Sie, wird in irgend einem 
geſelligen Verein der Ausſchuß einer Perſon nicht an 
die Bedingung geknüpft, daß eine große Majorität, daß 
2% oder %, der Anweſenden ſich dafür erklären müflen ? 
Im Geſetz⸗Entwurf finden Sie gerade das Gegentheil. 
Der Geſetz⸗Entwurf iſt fo zärtlich beſorgt für den guten 


Ruf der Mitglieder, daß er es genügend findet, wenn 


% der anweſenden Standesgenoſſen erklärt, daß der 
gute Ruf beſcholten ſei. Der Geſetz⸗Entwurf knüpft 
ferner das Urtheil über die Beſcholtenheit nicht an das 
Urtheil einer ganzen ſtändiſchen Verſammlung, fondern 
an das Urtheil eines Theiles einer ſolchen Verſamm⸗ 
lung. Er geht dabei von dem wenigſtens konſequenten 
Grundſatz aus, daß die ſpezielle ſtändiſche Ehre eines 
Standes den guten Ruf bedingt und nicht die allge⸗ 
meine bürgerliche Ehrenhaftigkeit, deshalb knüpft er auch 
die Beſcholtenheit an die ſpezielle Beurtheilung eines 
Standes, nicht an das Urtheil der Einheit der verſchie⸗ 
denen Stände. Wenn Sie meiner Anſicht beitreten, ſo 
können Sie nie und nimmer einen Stand für berufen 
erachten, ein ſolches Urtheil auszuſprechenz; denn ein 
Urtheil über Rechte, die die Grundlage der menſchlichen 
Geſellſchaft bilden, kann nur von der mit der Aus⸗ 
übung dieſer Rechte betrauten Geſammtheit ausgeſpro⸗ 
chen werden. Dieſen Grundſatz können Sie auch dann 
noch aufrecht halten, wenn Sie ſelbſt geneigt ſein möch⸗ 
ten, die ſubjektive Ueberzeugung eines ſolchen ſtändiſchen 
Körpers zum Richter über die Ehre Ihrer Mitbürger 
zu machen. Ich habe nun noch den Paſſus zu beſpre⸗ 
chen, welcher lautet: 


Die Wiederzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher 
Rechte werden Wir nur auf den Antrag der Verſamm⸗ 
lung, welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmigen. 
Ein ſolcher Antrag darf nicht vor Ablauf von 5 Jah⸗ 
ren nach der Ausſchließung gemacht und nur dann zu 
Unſerer Kenntniß gebracht werden, wenn zwei Drittel 
der Verſammlung ſich dafür erklären. 


Ich frage, wozu eine ſolche Beſchränkung, ſelbſt 
wenn Sie das Prinzip, welches ich beſtritten, genehmi⸗ 
gen? Warum werden die Konſequenzen dieſes Prinzips 
nicht gezogen? Weshalb wird nicht beſtimmt, daß, wenn 
eine ſtändiſche Verſammlung über kurz oder lang von 
ihrem erſten Urtheile über eine Perſon zurückkommen, 
wenn ſie einſehen ſollte, daß ſie ſich geirrt hätte in der 
Unterlage ihres Urtheils, daß ſie dann zu jeder Zeit wie⸗ 
der auf Rehabilitirung der ungerecht beſcholtenen Per⸗ 
ſon antragen dürfe. Weshalb ſollten dieſer Remedur 
des Urtheils Schranken entgegen treten, weshalb wollen 
Sie dieſe Strafe, dieſe harte Strafe, die im Geſetz⸗ 
Entwurf ausgeſprochen iſt, die Strafe, die die Perſon 
inmitten der Geſellſchaft moraliſch tödtet, nicht je eher 
je lieber aufheben, wenn diejenigen, die das Urtheil ge⸗ 
ſprochen, die Ungerechtigkeit deſſelben anerkennen? Nach 
dem Wortlaute des Geſetz⸗Entwurfs würde der Menſch, 
den Sie für beſcholten erklären, für immer beſcholten 
ſein, ſo lange er auf Erden wandelt; der in jedem Kri⸗ 
minalrecht der neueren Zeit anerkannte Satz, daß im 


denſelben, weil der vorige Redner ihn hinreichend be⸗ 
leuchtet hat, aber das muß ich doch noch zufügen, daß 
meines Wiſſens in keinem civiliſirten Staate der Ver 
dacht eines Verbrechens allein hinreicht, einer Perſon 
ihre Rechte, wenn auch nur einſtweilen, zu entziehen. 
Vor wenigen Tagen bei der Diskuſſion über die Adreſſe 
ſagte ein Redner auf dieſer Tribüne, das Rechtsgefühl 
wecke und ſtähle die Kräfte der Völker und ſtütze die 
Macht der Krone, das Rechtsgefühl, meine Herren, 
wird da am ſtärkſten ſein, wo die Perſonenrechte ſich 
des größten Schutzes der Geſetze erfreuen. Die Ach⸗ 
tung der Bürger vor dem Geſetz ſteht im genauen 
Verhältniß zu der Achtung, welche das Geſetz vor dem 
Rechte, vor der Freiheit der Perſon ſelbſt hat. Seien 
wir daher nicht leichtfertig, wo es ſich um die heiligſten 
Rechte unſerer Mitbürger handelt. Bedenken wir, daß 
die gewählten ſtändiſchen Vertreter ſchon durch einen 
Akt des Vertrauens zur höchſten Stufe der bürgerlichen 
Ehre emporgehoben ſind, und daß wir durch unſer Ur⸗ 
theil dieſen Akt des Vertrauens wieder vernichten wür⸗ 
den; achten wir das Urtheil der Wähler, und erwägen 
wir wohl unſere eigene Berechtigung, damit kein eige⸗ 
nes, kein fremdes Recht gekränkt werde. Mein Antrag 
geht dahin, an die Stelle des Geſetz-Entwurfs einen 
einzigen Paragraphen zu adoptiren, dahin lautend, „als 
beſcholten ſind die Perſonen zu betrachten, welche durch 
ein Kriminalgericht zu einer entehrenden Strafe rechts⸗ 
kräftig verurtheilt find, und welchen ihre Standesgenof- 
ſen die Anerkenntniß unbeſcholtener Ehrenhaftigkeit ver⸗ 
fagen.” Der Geſetz Entwurf geht von dem Grundſatze 
aus, jeden leiſen Makel, der eine ſtändiſche Ehre be⸗ 
troffen, für genügend zu erachten, um Jemanden ſeine 
politiſchen Rechte zu entziehen. Ich gehe von dem Grund⸗ 
ſatze aus, daß ein Urtheil von ſo peinlicher Bedeutung, wie 
das Urtheil über die Ehre eines Mannes, nur auf vollkommen 
feftgeftellten Thatbeſtand begründet werden darf. Ich 
halte ſelbſt das Urtheil des Kriminalgerichts, was eine 
entehrende Strafe verhängt, nicht in allen Fällen für 
genügend, um einen Makel auf die Ehre zu werfen. 
Ich fordere noch weitere Garantie, daß die Standes 
genoſſen ein ſolches Urtheil beſtätigen. Darin allein 
ſehe ich eine genügende Garantie, denn ſelbſt ein rechts⸗ 
kräftiges Urtheil kann bei den ſchwankenden Rechtsbe⸗ 
griffen in Bezug auf Duell und politiſche Vergehen 
eine Strafe diktiren, die nach dem Rechts⸗Bewußtſein 
der Nation keine Ehrloſigkeit im Gefolge hat. 
Marſchall: Ich bitte den Herrn Abgeordneten, 
mir den Antrag ſchriftlich zu übergeben, damit er mor⸗ 
gen zur Berathung gebracht werde. 
Abgeordn. Bruſt: Der Herr Miniſter hat ſich 
auf meine Unterſuchungs⸗Akte bezogen; ich habe nichts 
dagegen, wenn dieſe zur Einſicht ausgelegt werden, 


allein wie meine Mitbürger über mich denken, davon 


mag das den Beweis liefern, daß ich feit dem letzten 
Urtheil einſtimmig zum Landtags⸗Abgeordneten und mit 
Ausſchluß von zwei Stimmen zum Stadtrathe gewählt 
worden bin. 10 PER 

Abgeordn. von Manteuffel: Ich bitte um ihre 
Nachſicht, wenn ich heute nicht ſo laut ſpreche, als es 


Innern der Perſon durch die Zeit eine Umwandlung ſonſt wohl möglich wäre, da ich heiſer bin. Ich ge- 


ſtattfinden könne, eine innere Rehabilitirung, hat in dem 
Geſetz⸗Entwurfe keine Aufnahme gefunden. Der Geſebz⸗ 


ſtehe, daß ich einen großen prakliſchen Werth dieſem 
Geſetz⸗Entwurf nicht er — 5 zwar deshalb nicht, 


1 


weil ich glaube, die Fälle ſeiner Anwendung werden 
felten vorkommen, und weil die Regierung bisher des 
Rechts, deſſen ſich zu entäußern ſie jetzt im Begriffe 
ſteht, ſich mit großer Vorſicht bedient hat, und ich bin 
überzeugt, daß es auch ferner geſchehen wird; dagegen 
erkenne ich an, daß im Geſetz⸗Entwurf ein wichtiges 
Prinzip ausgeſprochen wird, wie es in der ſtändiſchen 
Geſetzgebung in dieſer Allgemeinheit noch nicht dage⸗ 
ſtanden hat, und ich glaube, daß die, welche einen 
ſchnellen formellen Rechtsboden ſuchen, und diejenigen, 
welche Garantieen verlangen, eine Geſetzgebung, wie die 
vorliegende, mit Freudigkeit begrüßen müſſen. Es ſind 
dem Geſetze die heftigſten Einwürfe entgegengeſetzt wor⸗ 
den, und ich geſtehe, daß ſie nur einigermaßen zu all⸗ 
gemein find, um darauf zu antworten. Man hat ger 
ſprochen von allgemeinen Menſchenrechten, die entzogen 
worden ſind, von mittelalterlichen Ideen, und ich weiß 
nicht, wie ich dieſe Anführungen in Verbindung bringen 
fol. Mit dem vorliegenden Geſetz-Entwurf beſchränke 
ich mich daher ganz kurz, die wichtigſten Geſichtspunkte 
zuſammenzuſtellen, und ich werde mir erlauben, da, wo 
ich kann, an dieſe Beſchuldigungen ein paar Worte an⸗ 
zuknüpfen. Ich ſtelle drei Geſichtspunkte auf: 1) das 
Prinzip, 2) das Verfahren und 3) die Konſequenz. 
Das Prinzip iſt einfach in Nr. 4 der erſten Abthei⸗ 
lung enthalten. 


Ä (Lieſt vor.) 

„Oder welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkennt⸗ 
niß unverletzter Ehrenhaftigkeit verſagen.“ 

Ich habe in der That nicht geglaubt, daß dies 
Prinzip Anfechtungen erfahren werde; wenn die ſtän⸗ 
diſche Verſammlung ſich in ihrer Einheit fühlen fol, 
ſo muß ſie die Ueberzeugung haben, daß alle die, 
welche ihre Einheit bilden, ihrer würdig ſind. Man 
hat nun geſagt, man muß dieſe Ehrenhaftigkeit, die als 
Bedingung hingeſtellt iſt, aus allgemeinen Geſichtspunk⸗ 
ten betrachten und nicht auf einzelne Thaten zurück⸗ 

gehen. Es iſt im Allgemeinen die Bürger⸗Ehre, um 
die es ſich handelt, und ich will nicht daran erinnern, 
daß bei einem der edelſten Völker des Alterthums es 
die größte Schmach war, keinem Stande anzugehören. 
Unſere ſtändiſche Geſetzgebung beruht auf ſtändiſcher 
Gliederung; alle Vorwürfe ſind alſo nicht gegen den 
Entwurf, ſondern gegen unſere ſtändiſche Geſetzgebung. 
Die Regierung ſetzt feſt, daß nur Jemand als 
Mitglied eines Standes ſeine ſtändiſchen Rechte 
ausüben dürfe, und wenn die, aus denen fie hervor: 
gegangen, auch über diefe wichtigſte der Fragen, ob 
man beſcholten iſt, aburtheilen ſollen, ſo ſehe ich nicht, 
was gegen dieſe Beſtimmung anzuführen wäre. Man 
hat das Verfahren aber auch angegriffen; ich gebe zu, 
das Verfahren iſt eine Sache der Zweckmäßigkeit, das 
Ziel, das vorgeſteckt iſt, kann man auf dem einen oder 
anderen Wege erreichen; ich glaube aber, daß wichtige 
Gründe vorliegen, den Weg einzuſchlagen, den der Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurf gewillt hat, der, gegen den die Anklage der 
Beſcholtenheit gerichtet iſt, der ſtändiſchen Verſammlung 
gegenübergeſtellt aus welcher ausgeſchloſſen zu werden in 
Frage geſtellt iſt. Dieſe ſtändiſche Verſammlung ſteht 
ihm gewiſſermaßen als Partei gegenüber, es iſt ihr 
darum kein Urtheil beigelegt, dagegen ein vorläufiges 
Befinden, ſie ſtimmt als Anklage⸗Kammer. Es iſt der 
Vorwurf gemacht worden, daß bei dieſer die Beſtim— 
mung ausgeſprochen ſei, es gehören 3, der Anweſenden 
dazu, um das Verfahren gegen den Mann einzuleiten. 
Ich bitte, zu bedenken, es handelt ſich um keinen Ur⸗ 
theilsſpruch, ſondern um Beantwortung der Frage: 
Soll der Mann, der von Allen aus der Stände-Ver⸗ 
ſammlung, von ihrem Vorſitzenden als Beſcholtener er⸗ 
achtet, unter Anführung gewiſſer Thatſachen, ſoll der, 
ohne daß dieſe Thatſachen erörtert ſind, Mitglied der 
Stände⸗Verſammlung bleiben oder ſoll das Verfahren 
eintreten, welches geeignet ift, feine Schuld oder Un- 
ſchuld in das klarſte Licht zu ſtellen. Ich glaube, wenn 
hier vorgeſchrieben wäre, die einfache Majorität ſoll ent⸗ 
ſcheiden, ſo würde es ein Unrecht gegen denjenigen, 
gegen welchen die Anklage gerichtet iſt, ſein. Er könnte 
nicht daſizen, wenn mit Majorität von einer Stimme 
für ihn entſchieden wäre; er muß es wünſchen und 
ſelbſt antragen, daß ein ſo fundirter Antrag einer Unter 
ſuchung unterzogen würde. Man hat die erſte Ent⸗ 
ſcheidung den Wählern überlaſſen, die den Mann in 
die Verſammlung erwählt haben. Man hätte eine an⸗ 
dere Form wählen können, zu einem einzelnen Fall einen 
Gerichtshof zu konſtituiren. Man hat vorgezogen, ſolche 
Willkür zu vermeiden und iſt auf die Wähler der Ver⸗ 
ſammlung zurückgegangen. Dieſe haben gewiſſermaßen 
ein Recht dazu; dadurch, daß ſie ihn einmal gewählt 
haben, haben ſie ihn als den Würdigſten aus ihrer 
Mitte zu ihrer Vertretung bezeichnet. Kommt nun ein 
Fall vor, der es zweifelhaft macht, ob er noch der 
Würdigſte if, ſo ſcheint es mir Pflicht, die Wähler in 
die Lage zu ſetzen, noch einmal prüfen zu können, nicht 
von einem dritt Richter muß dies geſchehen, ſondern 
die Wähler ſelbſt haben das wichtige Recht, welches 
die Geſetze ihnen gegeben, nochmals auszuüben. 
hat eine zweite Inſtanz 


Man | ten diejeni en 
worgeſchlagen. Es haben in keit der ſtändiſchen Mitglieder ſich gerade in entgegengeſetz⸗ 
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wichtigen Frage eher zu vorſichtig fein, als zu leicht⸗ 


fertig. Man hat erwogen, daß die Wähler⸗Verſamm⸗ 
lungen allerdings zuweilen aus ſehr wenig Mitgliedern 
zuſammengeſetzt ſind, und daß dieſe in der Abgabe ihres 
Urtheils vorſichtiger ſein würden, wenn ſich im Hinter⸗ 
grunde ein zweites Urtheil fände, was das ihrige noch⸗ 
mals reformiren könnte. Deshalb iſt man zurückge⸗ 
gangen und hat die zweite Inſtanz konſtituirt in den 
Abtheilungen des Standes, welcher den Abgeordneten 
gewählt hat. Das ſind ungefähr die Grundzüge des 
Verfahrens, wobei ich offen erklären will, daß ich die 
Abänderung, die in der Abtheilung vorgenommen iſt, näm⸗ 
lich die, daß bei dem erſten Richterſpruche in der Wähler⸗ 
Verſammlung der Angeklagte ſelbſt zugegen ſein ſoll, 
für eine gute und wichtige halte, und wünſche, daß 
der Geſetz⸗Entwurf in dieſem Sinne eine Modification 
erhalte. Ich komme nun zu den Konſequenzen. Es 
iſt eine neue Materie, die hier geregelt werden ſoll im 
Wege der Geſetzgebung. Eine ſolche im beſtehenden 
Geſetze einzuführen, müſſen gewiſſe Folgerungen zugezogen 
werden, auf die e komme ich mit einigen Worten. Eine 
Konſequenz iſt, daß bei demjenigen, welcher bereits zu 
einer infamirenden Strafe verurtheilt iſt, von einem 
ſolchen Verfahren nicht mehr die Rede ſein kann. Der 
Richter-Ausſpruch iſt in unſerem Lande eine-unantaft- 
bare Wahrheit, und ich würde es tadeln, wenn, wie 
der Abgeordnete vor mir ſagte, wenn er noch der Kris 
tik der Wähler unterworfen werden ſollte. Ich wüßte 
in der That nicht, was die Wähler thun ſollten, wenn 
ihr Ausſpruch hierüber verlangt würde. Des Königs 
Majeſtät hebt ein richterliches Urtheil nicht auf, ſollen 
es die Wähler thun? Die zweite Konſequenz iſt die, 
daß die ſtändiſchen Rechte, in welchen die höchſte poli⸗ 
tiſche Thätigkeit, die höchſte Würde enthalten, daß die 
mindeſtens die Berückſichtigung finden, welche die ge⸗ 
ringen politiſchen Rechte, nämlich die Kommunalrechte, 
finden. Es iſt hart geſchildert worden, daß der Aus⸗ 
ſpruch eines Gemeinderaths Jemanden der ftändifchen, 
Befugniſſe berauben ſollte. Es iſt dargeſtellt worden, 
daß der Mann damit politiſch vernichtet. Ich frage 
Sie, wünſchen Sie, daß Jemand in Ihrer Mitte ſitze, 
den die Gemeinde ⸗Verſammlung nicht in ihrer Mitte 
haben will? Ich bezweifle das. Die weſtphäliſchen 
Gemeinde⸗Ordnungen ſprechen mit dürren Worten aus, 
und ſie ſind vorſichtig genug gefaßt: wann die Aus⸗ 
ſchließung vom Gemeinderecht erfolgen darf; iſt ſie aber 
erfolgt, und kann der Mann das Mindere nicht aus⸗ 
üben, fo ſcheint“ es wir konſequent, daß er zu höheren 
Ausübungen das Recht nicht zu verlangen hat. Aehn⸗ 
lich verhält es ſich mit dem Verfahren, wenn Gemein⸗ 
derechte ruhen; in ſolchem Falle ſcheint es konſequent, 
zu verbieten, daß auch die ſtändiſchen Rechte ſuspendirt 


— 


werden. Es iſt aber der Unterſchied, daß ſie nicht gleich 


vernichtet werden, ſondern bis zum Ausgang der Sache 
ruhen. Wenn der unbeſcholtene Mann nicht das Recht 
hat, in ſeiner Gemeinde die Stimme zu führen, ſo kann 
er dies nicht in einer größeren Verſammlung, die viel 
wichtigere Rechte zu vertreten hat. 8 

Es iſt nun noch der $ 5 in Anklage geſetzt wor⸗ 
den, wonach Se. Majeſtät der König ausſpricht, es ſoll 
der Antrag einer ſtändiſchen Verſammlung vorliegen, 
bevor die ſtändiſchen Rechte wieder verliehen werden. 
Ich finde hierin eine Beſchränkung der königlichen Prä⸗ 
rogative zu Gunſten der Stände. Der König will 
nicht aus eigener Machtvollkommenheit in Beziehung 
auf dieſen Punkt das Begnadigungsrecht ausüben. Es 
ſei denn, däß die Stände ſelbſt es gewünſcht hätten. 
Nach dieſen wenigen Andeutungen, die ich im Laufe 
der Debatte zu vervollſtändigen mir vorbehalte, glaube 
ich, daß das Geſetz, das fo ſehr beſcholtene Be- 
ſcholtenheitsgeſetz ſeine ſehr guten Seiten hat und 
dieſe Verſammlung es wohl mit einer gewiſſen Genug⸗ 
thuung wird begrüßen können. J 

5 (Bravo. 

Abgeordn. Aldenhoven: Meine Herren! Ich 
habe eine dem vorigen Redner entgegengeſetzte Anſicht 
über den uns vorgelegten Geſetz-Entwurf. Wenn ich 
unſere ſtändiſche Geſetzgebung ſeit dem Jahre 1823, 
und insbeſondere die Geſetze über die Wahlen, betrachte, 
ſo erkenne ich darin die Abſicht, die Vertretung auf den 
Provinzial⸗Landtagen zu erſchweren und zu beſchränken. 
Was die Geſetze nicht ausgeſprochen haben, das haben 
ſpätere miniſterielle Inſtruktionen und Deklarationen zu 
vollenden geſucht. Es war in den früheren Geſetzen 
ausgeſprochen, daß dasjenige Grundeigenthum, welches 
im zweiten und dritten Stande nicht vertreten ſei, im 
Stande der Landgemeinden ſeine Vertretung finden ſolle; 
die iſt immer mehr und mehr beſchränkt worden. Dieſe 
Tendenz ſoll in dem uns vorgelegten Geſetz-Entwurf 
über die Ausſchließung beſcholtener Perſonen von ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen ihre Vollendung finden. Be⸗ 
denken Sie, meine Herren, daß unſere ſtändiſchen Rechte 
alsdann ſchon ruhen, wenn die Staatsregierung gegen 


eines der ſtändiſchen Mitglieder eine Kriminal⸗Unterſu⸗ 


chung einleiten läßt; betrachten Sie, wie in andern Staa⸗ 
immungen, welche über die Unverletzbar⸗ 


der Abtheilung Bedenken darüber obgewaltet, ob ſolche ter Tendenz ausſprechen, wie dieſer vorliegende Entwurf 


hier am Orte ſein möchte. Ich 


verkenne das Gewicht ſich aus ſpricht. Sie 
dieſer Bedenken keinesweges, aber man darf in diefer | gem, welche den Dep 


ſehen dort geſetzliche Beſtimmun⸗ 
utirten während der Dauer der 


. —. ... .. 


das erſtere betrifft, ſo wird gewiß ein 


Verhandlungen vor allen Verfolgungen ſchützt; Sie ſe⸗ 
hen in der belgiſchen Gonftitution im 45. Artikel, daß 
die Stände⸗Verſammlung im Stande iſt, ihren Depu⸗ 
tirten, wenn er ſich im Gefängniſſe befindet, zu ſich zu 
beſcheiden und ihn während der ganzen Verſammlung 
bei ſich zu behalten, verbietet, ihn während dieſer Zeit 
zu verfolgen; aber die Tendenz in der gegenwärtigen 
Verordnung iſt mir klar vor Augen. Es ſcheint mir 
deshalb nöthig, daß wir der Staatsregierung in dieſer 
erſten, meiner Anſicht nach wichtigen Angelegenheit zei⸗ 
gen, daß uns eine andere Anſicht der ſtändiſchen Ver⸗ 
hältniſſe vorliegt. Es ſcheint mir, meine Herren, daß 
nach unferer Achtung vor dem Geſetz und nach unſerer 
Achtung vor dem richterlichen Urtheil wir daran feſt⸗ 
halten müſſen, daß wir nur denjenigen für beſcholten 
erklären, welcher durch richterliches Urtheil feine bürger 
lichen Rechte und ſeine Ehrenrechte verloren hat. Auf 
dieſen einzigen Paragraph wünſche ich den ganzen Ge⸗ 
ſetz-Entwurf beſchränkt zu ſehen, und ich ſchlage des⸗ 
halb vor, das von der Abtheilung vorgelegte Gutachten 
in allen anderen Theilen zu verwerfen. 

Abgeordn. von Beckerath: Sie haben bereits 
ausführliche Vorträge über das Geſetz vernommen, ich 
werde mich daher auf Weniges beſchränken können, um 
Ihnen ebenfalls meine Anſicht über das Allgemeine des 
Geſetz⸗Entwurfs darzulegen; hinſichtlich des Einzelnen 
wird ſich bei der Diskuffion der verſchiedenen Beſtim⸗ 
mungen Gelegenheit ergeben, das Weitere zu beleuchten. 
Ich erlaube mir, denſelben Gang einzuſchlagen, den der 
vorletzte Redner genommen hat, und den Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf unter drei Geſichtspunkten zu betrachten, namlich 1 
hinſichtlich des Prinzips, des Verfahrens und der das 
bei zu befolgenden Konſequenzen. Das Prinzip ſcheint * 
mir ein doppeltes zu ſein; das Geſetz ſoll die Rechte, 
das Intereſſe des Einzelnen, es ſoll das Intereſſe und 
die Rechte der ſtändiſchen Verſammlung ſchützen. Was 
allgemeines Ein⸗ 
verſtändniß darüber herrſchen, daß Niemand der öffent⸗ 
lichen Achtung als verluſtig erklärt werden kann, deſſen 
unwürdige Handlungsweiſe nicht thgtſächlich feſtſteht. 
Es widerſtreitet dem Rechtsgefühl, daß die Strafe vor 
dem Urtheil erfolge. Aber die Suspenfion des ſtaͤndi⸗ 
ſchen Rechtes kann unter Umſtänden, und ſie iſt es ge⸗ 
weſen, eine harte Strafe ſein. Denken ſie ſich einen 
Mann, der die allgemeine Achtung ſeiner Mitbürger bis 
zu dem Grade genießt, daß fie ihm die wichtige Miſſion 
der ftändifchen Vertretung anvertrauen; dieſer Mann 
wird in einem Augenblick, wo die ſtändiſche Verfamm⸗ 
lung zuſammentritt, auf den Antrag irgend einer Be⸗ 
hörde, nehmen wir, das Beiſpiel liegt nahe, einen 
Steuerbehörde, in eine Unterſuchung verwickelt. Nach 
dem Wortlaute des Geſetz⸗Entwurfs müßte, inſofern die 
Unterſuchung eine Kriminal- Unterſuchung wäre, wah 
ſehr leicht der Fall ſein kann, dieſer vielleicht ſchuldloſt 
Mann vor dem Lande an ſeiner Ehre gekränkt werden; 
denn eine Ehrenkränkung iſt es, wenn Jemand von 
einer Verſammlung, von einer ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung, zu der er als Mitglied gehört, ausgeſchloſſen 
wird, wenn auch nur zeitweiſe. 

Ich glaube, daß die dahin zielende Beſtimmung des 
Geſetz⸗Entwurfs die Zuſtimmung der Verfammlung um 
ſo weniger erlangen kann, als ja in dem weiteren Vor⸗ 
ſchlage des Geſetz⸗Entwurfes der Stände⸗Verſammlung 
das Recht vindizirt wird, ſobald der Ruf eines ſtän⸗ 
diſchen Mitgliedes in einen ernſtlichen Zweifel gezogen 
werden kann, ſelbſtſtändig darüber zu entſcheiden, 
mithin in keinem Falle, auch nicht in dem Falle, 
daß eine Unterſuchung eingeleitet wird, die auf 
notoriſcher Unwürdigkeit beruht, die Ehre der Verſamm 
lung gefährdet werden kann, immer ift es ihr anheim 
gegeben, ſelbſt zu entſcheiden, ob der betreffende Depu⸗ 
tirte zugelaſſen werden kann oder nicht. 1 

Ich komme nun zu dem Schutz der Rechte un 
Intereſſen der Stände⸗Verſammlung. Hiebei habe ich 
bemerken, daß die ſtändiſche Verſammlung, hervorgegang 
aus den geſetzlich vollzogenen Wahlen, einen verfaſſu 
mäßig konſtituirten ſelbſtſtändigen Körper bildet. DW 
innerſte Natur der Beſtimmung, die er der Verwal, 
tung gegenüber zu erfüllen hat, macht es nöthig, daß 
feine Zuſammenſetzung nicht im Entfernteften durch das 
Ermeſſen der Staatsbehörde bedingt ſei. Auf die 
Grundſatz beruhen die Beſtimmungen aller landſtän 
ſchen Verfaſſungen, wonach während der Dauer fl 
diſcher Verſammlungen die Mitglieder hinſichtlchſeg N 
gegen fie einzuleitenden Unterſuchungen nur von , 
Urtheil der Verſammlung ſelbſt abhängig ſind; , 
dieſen Grundſatz würde die Unabhängigkeit, die Ich 
ſtändigkeit der Verſammlung ſtets gefährdet ſeim zee 
werde mir erlauben, einige Beſtimmungen des Weba⸗ 
Entwurfs anzuführen, um nachzuweiſen, inwieſel 
rin dieſes doppelte Prinzip durchgeführt iſt. en 

Eine ganz befondere Aufmerkſamkeit verdien 
Bestimmungen des 9 1, denn dieſe Bestimmung dung, 
objektiv; es wird danach von Seiten der mlung/ 
ohne weitere Zuziehung der ſtändiſchen BE mung 
verfahren werden können. Gegen die erſte früheren 
habe ich nichts zu erinnern; die von einem 


sg Beſtimmung ad 2 fist 1 Redner 
päter für den Geſetz⸗Entwurf aufgetretauß de 
nicht vertheidigt worden, und ich ſchlieſfe . 


1 ; * 


handelt 


gleichgültig fein, 
ung wahrt oder nicht. 


geſprochenen Anſicht an, wonach das Urtheil eines mi⸗ 
litäriſchen Ehrengerichts für die Stände-Verſammlung 
noch keinen ſolchen objektiven Werth hat, daß derjenige, 
der der militäriſchen Ehren verluſtig erklart iſt, unbe⸗ 
dingt auch aller politiſchen Rechte verluſtig ſein müſſe. 
Ich glaube, daß dies, namentlich was die materielle 
Seite betrifft, nicht zu rechtfertigen ſein dürfte, indem 
das Militär auf einem Gebiete ſteht, auf welchem al⸗ 
lerdings andere Rückſichten maßgebend ſein müſſen, als 
im bürgerlichen Leben. Allein auch in formeller Be⸗ 
ziehung ſcheint mir das Verfahren dieſer Ehrengerichte 
keine ſolche Garantie darzubieten, daß wir unſere Zu⸗ 
ſtimmung dazu geben könnten, von ſeinem Urtheile den 
Verluſt der politiſchen Rechte abhängig zu machen. 
Gegen Nr. 3 iſt der ſehr triftige Grund angeführt 
worden, daß, während bei dem Verfahren ad 1 die 
Gerichtshöfe entſcheiden nach beſtimmten Geſetzen, hier 
ein Gemeinderath das Urtheil nach ſeinem Ermeſſen 
fällt. Auch hier ſcheint nicht diejenige Garantie vor⸗ 
handen, die eine hinlängliche Beruhigung gewähren 
könnte, wenn es ſich darum handelt, einem Bürger 
unwiederbringlich ſeine wichtigſten Rechte zu nehmen. 
ch ſage unwiederbringlich, denn was kraft der Be⸗ 
Mimmungen dieſes erſten Paragraphen geſchehen iſt, das 
würde nachher auf den Antrag der Stände-Verſamm⸗ 
lung nach $ 5 nicht wiederherzuſtellen fein, Von die: 
ſer Verſammlung kann die Wiederherſtellung nur pro⸗ 
vozirt werden, wenn ſie es war, die den betreffenden 
Deputirten in Anklage verſetzt hat. Ein Bürger, von 
den Wählern zum Abgeordneten gewählt, kann von der 
Regierung auf Grund dieſer Beſtimmung ausgefchloffen 
werden. Hätte Jemand das Unglück gehabt, ſich mit 
der Majorität des Gemeinderaths zu verfeinden, und 
ſchlöſſe ihn dieſe Majoritit aus dem Gemeinderechte 
aus, ſo wäre er dadurch für immer aller ſtändiſchen 
Rechte verluſtig geworden. Ich muß mich daher auch 
gegen dieſe Beſtimmung ad 3 erklären. 

Die Beſtimmung ad 4 ſcheint mir entſprechend zu 
ſein, jedoch mit dem Unterſchiede, daß die Entſcheidung 
nicht von dem einzelnen Stande, ſondern von der gan⸗ 
zen Verſammlung ausgehen muß. Dieſe Betrachtung 
gehört jedoch ſchon zum anderen Theil, nämlich zum 

erfahren. 

Ich fahre, was das Prinzip betrifft, weiter fort 
und gehe zum $ 6 über, wonach in allen den Fällen, 
in welchen das Bürger- und Gemeinderecht ruht, wenn 
eine Kuratel⸗ oder Kriminal-⸗Unterſuchung eingeleitet iſt, 
das ſtändiſche Recht bis zum Urtheilsſpruch ruhen ſoll. 
Ich wiederhole, daß die Suspenſion der ſtändiſchen 
Rechte eine Strafe, daß es eine der empfindlichſten Eh⸗ 
renkränkungen iſt, die einem Bürger widerfahren kön⸗ 
nen, wenn er bei Zuſammentritt der ſtändiſchen Ver⸗ 
ammlung als unwürdig, als verdächtig ausgefchloffen 
wird, daß dieſe Ehrenkränkung durch das nachher er⸗ 
folgende freiſprechende Urtheil nicht wieder gut gemacht 
wird, und deshalb muß ich mich auch dieſen beiden 

eſtimmungen widerfegen. Was den zweiten Ge— 


8 ſichtspunkt, das Verfahren, betrifft, fo ſcheint es 


ae allerdings ſehr richtig, daß die Wähler zunächſt 
arüber urtheilen ſollen, ob der Mann ihres Vertrauens 
W fortwährend die Qualität beſitzt, die ſie bei der 
fi a U vorausfegten. Aber, meine Herren, es handelt 
15 nicht lediglich darum, die Rechte einzelner Per⸗ 
nen, einzelner Körperſchaften zu wahren, es 
ſich auch darum, die Rechte der ſtändiſchen 
Ver ſammlung, ihre Würde in ihrer Eigenſchaft als 
ein tung des Landes zu wahren. Und da, ſobald 
N Geſetz emanirt wird, daſſelbe auch in jeder Bezie⸗ 
mund dem Prinzip, auf dem es erbaut iſt, entſprechen 
Ins ſo halte ich es für gerechtfertigt, daß in zweiter 
uſtanz die Stände⸗Verſammlung das Urtheil fällt. 
15 beziehe mich hierbei jedoch auf die von dem vor⸗ 
8 0 Redner dargelegte Anſicht, daß die Mitglieder, 
ae die Einheit der Verſammlung bilden, darüber 
theilen müſſen, ob der betreffende Deputirte würdig 
In ihrer Mitte zu ſitzen, oder nicht. Wir Alle aber, 
die, Stände, die hier vertreten find, bilden die Einheit 

er Verſammlung, und keinem Stande kann es 
ob der Eine die Ehre der Verſamm⸗ 
- Wir ſind Alle gleich bethei⸗ 
2 5 . Eier ich, was das Verfahren bes 
Race iR ölmbiiren erſammlung in ihrer Einheit jenes 
fo 0 de Wiha Punkt, die Konſeguenzen, 
es nöthig ſei, des Eingang des geehrten Redners, daß 
gen hier auf die Beftim 96 in der Geſetzgebung we⸗ 
nung und der Städte Qu. gen der Gemeinde Orb: 
zu nehmen, daß fie auch für ® in der Art Rückſicht 
lung maßgebend ſeien, eg indifche Verſamm⸗ 


i wider J 
emeinde⸗Geſetzgebung ein be en müſſen 


wir daſſelbe auch hinübertragen a 5 
aß ſtändiſchen Gefeggebung? Es I größere Gebiet 


der Gemeind ber ein Uebel, 
8 W * Recht hat, in feiner Mas 
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jorität einem Bürger das Gemeinderecht zu entziehen. 
Sollten wir, um des kleinen Mangels willen, noch ei⸗ 
nen größeren hervorrufen? Dies wäre keine richtige 
Konſequenz. Vielmehr wäre Bedacht darauf zu neh⸗ 
men, jenes Mißverhältniß zu beſeitigen, nicht aber es 
zu vervielfältigen, wie es geſchehen würde, wenn dieſe 
Beſtimmung der Gemeinde-Ordnung auch maßgebend 
für die ſtändiſche Geſetzgebung ſein ſollte. Dies habe 
ich über das Allgemeine des Entwurfs zu fagen, bins 
ſichtlich der einzelnen Punkte behalte ich mir die wei⸗ 
tere Beſprechung vor. 

Abgeordn. Delius: Ich bitte die hohe Verſamm⸗ 
lung, ihre Aufmerkſamkeit noch einen Augenblick auf 
die Dispoſition des $ 1 Satz 2 des Gefeg: Entwurfs 
zu richten. Ein früherer 

Marſchall: Ich ſtelle anheim, ob der Antrag⸗ 
ſteller fein Amendement nicht bei der ſpeziellen Bera⸗ 
thung vorbringen wolle. 

(Der Abgeordnete Delius erklärt ſich dazu bereit und 

verläßt die Tribüne.) : 

Abg. v. Auerswald: Bevor ich über den Geſetzentwurf 
im Allgemeinen mir Bemerkungen zu machen erlaube, möge 
es geftattet fein, auf die Bemerkung eines Redners aus 
der Provinz Brandenburg zurückzukommen, welche ich 
gern widerlegen möchte, um nicht in Betreff ſolcher 
Aeußerungen, die ich ſpäter machen könnte, Mißver⸗ 
ſtändniß zu erregen. Ich habe verſtanden: daß, weil 
man diejenigen Funktionen, die hier von Ständen geübt 
werden ſollen, von einer Seite her in Gemeinſchaft der 
verſchiedenen Stände geübt zu ſehen wünſche — man 
dies für einen Angriff auf die ſtändiſchen Prinzipien 
halten und darin erkennen müſſe, daß man eine Kritik, 
nicht ſowohl des Entwurfs, als der ſtändiſchen Geſetz⸗ 
gebung überhaupt, beabſichtige; dem muß ich widerſpre⸗ 
chen, denn ſo gewiß auch unſere ſtändiſche Geſetzgebung 
eine gegliederte iſt, ſo gewiß iſt es auch, daß der König 
uns in einer Einheit verſammelt hat, um die verſchie⸗ 
denſten Functionen gemeinſam zu vollbringen; eben ſo 
gut wird es, ohne das Prinzip zu verletzen, einer ſol⸗ 
chen Verſammlung geſtattet ſein, in allen vier Ständen 
gemeinſchaftlich über die Ehre eines ihrer Mitglieder 
zu urtheilen. — Was nun den Geſetz⸗Entwurf im All⸗ 
gemeinen betrifft, ſo glaube ich, daß, wenn es über⸗ 
haupt geſtattet iſt, Ausnahme⸗Geſetze zu geben und be⸗ 


ſondere Richter für ſolche Fälle zu bezeichnen, welche 


der Arm des ordentlichen Richters nicht erreichen kann, 
daß ein ſolcher Fall vorzugsweiſe eintreten kann da, 
wo es ſich um die Beurtheilung von Perſonen handelt, 
denen von Standes wegen und durch das Geſetz Rechte 
beigelegt ſind, die auf das Gemeindewohl ſowohl, als 


auf das Landeswohl und zum Vortheil und Nachtheil 


deſſelben ausgeübt werden können; wenn dieſe nicht 
trotz dem, daß die Perſonen, die ſie ausüben, in den 
Augen ihrer Mitglieder beſcholten ſind, überall ausgeübt 
werden ſollen. Auf die vorliegenden Fälle des Ent⸗ 
wurfs angewendet, die der Cognition des gewöhnlichen 
Rechtes nicht unterliegen, bin ich der Meinung, daß 
es vollkommen zuläſſig und in Vieler Intereſſe wün⸗ 
ſchenswerth iſt, daß ein Richter für ſolche Fälle gefun⸗ 
den werde, und ich erkenne mit Dank an, daß dieſer 
Richter in der Art beſtellt werden ſoll, daß derjenige, 
der für beſcholten gehalten wird; nach altem deutſchen 
Brauch durch ſeines Gleichen gerichtet werden kann. 
Ich erkenne es ferner an, daß da, wo von einer ſol⸗ 
chen Beſcholtenheit die Rede und ein Erkenntniß des 
ordentlichen Richters vorangegangen iſt, d. h. desjenigen, 
dem jeder Staatsbürger unterliegt, ein Erkenntniß, wel: 
ches, wie der Geſetz⸗Entwurf fagt, einen Staatsbürger 
zum Verluſt der Ehrenrechte ꝛc. verurtheilt, zu Aemtern 
und zur Eidesleiſtung unfähig erklärt, daß alſo da, wo 
ein Erkenntniß der Art von dem ordentlichen Richter 
gefällt iſt, die Frage auf ſich beruhen müſſe. Es iſt 
dagegen eingewendet, daß dergleichen Erkenntniſſe geſetz⸗ 
lich wohl begründet ſein können und doch einen Punkt 
der Beſcholtenheit in den Augen der Mitbürger nicht 
berühren. Dergleichen Ausnahmen können aber den 
Grundſatz nicht ändern, daß Geſetz und Ausſpruch des 
ordentlichen Richters gilt und geltend bleibt. Wenn in 
dem Geſetz⸗Entwurf nur dieſe beiden Prinzipien aus⸗ 
geſprochen wären, daß nämlich Jemand der ſtändiſchen 
Verſammlung entzogen werden ſoll, weil er in Folge 
Erkenntniſſes für beſcholten erklärt iſt, oder weil die 
Standesgenoſſen, die durch ihre Verhältniſſe ſeiner Per⸗ 
ſon ſo nahe ſtehen, daß ſie darüber mit Einſicht urthei⸗ 
len können, ihn für beſcholten halten, ſo würde ich kein 
Wort weiter verlieren. Der Geſetz⸗Entwurf geht aber 
darüber hinaus, und, um es mit wenigen Worten an⸗ 
zudeuten, derſelbe ſagt, daß die Beſcholtenheit feſtgeſetzt 
wird, nicht allein durch richterliches Erkenntniß, nicht 
allein durch Urtheil der Standesgenoſſen, ſondern er 
ſagt, und zwar zu meiner großen Ueberraſchung, als 
wenn es ſich von ſelbſt verſtände, einmal: wenn auch 
außer dieſen beiden Verhältniſſen noch das Verhältniß 
ſtattfindet, daß ein anderer exceptioneller Richter exiſtirt, 
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der nicht in Beziehung zu dem Manne ſteht, in ande⸗ 


ren Verhältniſſen lebt und keinesweges nach dem Prin⸗ 
zip des ordentlichen Richters verfährt, ſo ſoll auch die⸗ 
ſer entſcheiden können. Ferner nicht blos dann, wenn 
das Geſetz verurtheilt, ſoll die Standſchaft ruhen, 
ſondern auch dann, wenn der Richter nach ſeiner ſub⸗ 
jektiven Anſicht die Vermuthung hat, daß das Geſetz 
verurtheilen werde. Ich erlaube mir dieſe Anſicht zu 
begründen, zunächſt durch Vorleſung der Sg 1, EI 
die Anſicht nämlich, daß außer dem ordentlichen und 
dem exceptionellen Richter, der durch die Verhältniſſe 
bedingt wird, noch ein anderer ganz exceptioneller Rich⸗ 
ter zu richten hat. Ganz abgeſehen davon, daß es mir 
nach Durchleſung des Geſetzes über die Ehrengerichte 
nicht gelungen iſt, zu entdecken, für welche Vergehungen 
beſtimmte Strafen ausgeſprochen ſind, ſondern, daß ich 
gefunden zu haben glaube, daß diejenigen Strafen, von 
denen die Rede iſt und die ein ftändifches Mitglied 
ausſchließen können, eben ſo gut wegen ehrenloſen Ver⸗ 
gehens verhängt werden können, als deshalb, weil Je⸗ 
mand ſich nicht den Verhältniſſen des Offtizierſtandes 
entſprechend benommen hat oder Dienftvernachläßiguns- 
gen hat zu Schulden kommen laſſen und Aehnliches, 
wovon ich nicht überzeugt bin, daß es unter allen Um⸗ 
ſtänden die Ehre verletze. Abgeſehen davon, daß ich 
gern glaube, wie auch Vergehungen dieſer Art ſtattfin⸗ 
den können, aus welchen die Beſcholtenheit entſteht, ſo 
erlaube ich mir die Frage: wo liegt darin ein Prinzip, 
daß ein Offizier⸗Corps einfach durch ein ehrengerichtli⸗ 
ches Erkenntniß, welches keinenfalls dem gemeinen Ge⸗ 
ſetze entſpricht, was, wie ich glaube, behaupten zu dür⸗ 


fen nicht einmal in allen Punkten auf die zehn Gebote 


begründet iſt, einem unſerer Mitſtände ohne Weiteres 
der ſtändiſchen Rechte berauben darf? Sollte ein ſol⸗ 
ches Prinzip gelten können, ſo müßte konſequent da⸗ 
raus folgen, daß, wenn die Kreisſtände einem Offizier 
die ſtändiſchen Rechte entziehen, derſelbe aus dem Of⸗ 
fizier⸗Corps auch ohne Weiteres entlaſſen werden müßte, 
denn wenn ein erceptionelles Gericht, welches aus 
beſonderer Körperſchaft beſteht, über eine andere Kör- 
perſchaft zu entſcheiden hat, ſo muß dies der anderen 
auch geſtattet fein. Ich würde aber eins eben fo be- 
klagenswerth halten wie das andere und halte den Paſ⸗ 
ſus des $ 1 ad 2, ohne mich auf Spezialitäten einzu⸗ 
laſſen, von der Art, daß ich mich nur für ſeine Weg⸗ 
laſſung erklären kann. Dieſelbe Bewandtniß hat es 
mit dem Paſſus ad 3, wie ein Redner ſchon gefag: 
hat, der ſich auf bürgerliche und Gemeinderechte bezieht. 
Nur in Konſequenz deſſen, was ich in Betreff der Eh⸗ 
rengerichte ſagte, will ich mir erlauben, dem geehrten 
Redner aus der Provinz Brandenburg etwas zu erwie⸗ 
dern. Er fragt: wünſchen Sie, daß Jemand, der von 


der Gemeinde-⸗Verſammlung ausgeſchloſſen iſt, in ihrer 


Verſammlung Zutritt erhielte? Ich antworte, daß dies 
nicht zu meinen Wünſchen gehört, aber eben fo wenig 
wünſche ich auch, daß irgend eine kleine Gemeinde am 
Rhein berechtigt ſei, ein ſtändiſches Mitglied der Ro⸗ 
ſenberger Kreis⸗Verſammlung in Oſtpreußen aus dieſer 
ohne Weiteres auszuſchließen. Ich glaube, ähnliche 
Fragen laſſen ſich viele ſtellen. Ich muß auf die Weg⸗ 
laſſung der einzelnen Theile des Paragraphen 1 antra⸗ 
gen, nicht, weil fie eben nicht mitunter zweckmäßig 
wirken könnten, ſondern weil ſie dem Prinzip des Ge⸗ 
ſetzes entſchieden entgegen ſind. Ganz ähnliche Bewandt⸗ 
niß hat es mit dem § 6 Punkt 2, wo geſagt iſt, daß 
die ſtändiſchen Rechte ruhen ſollen, wenn die Kriminal⸗ 
Unterſuchung eingeleitet iſt, alſo, wie ich bereits mit 
anderen Worten ausdrückte, wenn der Richter die per⸗ 
ſönliche Vermuthung hat, daß das Gefeg ihn richten 
werde, daß er dann für beſcholten zu erachten iſt 
Ich bitte auf die praktiſchen Folgen einer ſolchen Sache 
zu ſehen, es handelt ſich hier nicht um Strafwürdigkeit 
ſondern um Beſcholtenheit. Die Strafwürdigkeit wird 
durch ein Erkenntniß nach dem Geſetz ausgeſprochen, 
man mag die Anſicht des Richters theilen oder nicht, 
man muß fie anerkennen. Die Beſcholtenheit iſt aber, 
wie in den Gutachten der Abtheilung ſo ſchön aus⸗ 
geführt iſt, eine Sache der Ueberzeugung, die alſo auch 
nur, wenn ſie mit Erfolg ausgeſprochen werden ſoll, 
in einer Sache ausgeſprochen werden muß, die der Auf⸗ 
faſſung und Ueberzeugung unſerer Mit bürger en ttſpricht t. 
Ich erlaube mir aber die Frage: ob ein inziger in 
der Verſammlung iſt, der unter allen und jeden um⸗ 
ſtänden Jemanden deshalb, weil er in Kriminal⸗Un ter⸗ 
ſuchung gekommen ift, für beſcholten halten werde; des⸗ 
halb aber nur, weil er beſcholten gehalten wird, nicht, 
weil er ſtrafwürdig iſt, ſoll er ausge ſchloſſen werden. Es 
laſſen ſich unzählige Beiſpiele anführen, ich will nicht 
daran erinnern, daß die Anſicht der Rich ter irregeleitet 
ſein kann, ich will nicht an Preß⸗ und politiſche Uns 
terſuchungen aller Art denken, ich will ſchlagendere Bei⸗ 
ſpiele anführen. Der berühmte Admiral, der gegen das 
Geſetz die S eeſchlacht lieferte und gewann, der große 
Feldherr, der mit dem Verbot des Hof⸗Kriegsraths in 


der Taſche die Landſchlacht gewann, der tapfere und un⸗ 
ae ee der ohne e Rönige Ruf das Schwerdt 
für den ſelben zog und mit ſeinem Blute dafür büßen 
mußte, wäre mit Recht zur Unterſuchung gezogen wor⸗ 
den. Ich frage, wenn im Laufe dieſer Unterſuchung 
Jemand aufgetreten wäre und geſagt hätte, der Mann 
iſt in Unterſuchung, daher iſt er beſcholten und von 
den Ständen auszuschließen, welche andere Antwort, als 
ein wahrhaft homeriſches Gelächter würde Jener erhal⸗ 
ten haben. (Bravo.) Ich glaube aus dieſen Rückſichten 
mich entſchieden gegen den Punkt 2 8 6 erklären zu 
müſſen. Ich enthalte mich des Eingehens auf Spezia⸗ 
litäten und erlaube mir nur noch eine Sache, die ich 
nicht gern mißverſtanden ſehen möchte, zu berühren. Ich 
ſprach davon, daß, wenn die Beſcholtenheit ausgeſpro⸗ 
chen werden ſoll, dies nur einen Effekt haben kann, 
wenn das Urtheil über die Beſcholtenheit allgemein ganz 
unabhängig gehalten wird. 7 

A Ich Mott Peg davon, daß die vorläufige Aner⸗ 
kennung der Beſcholtenheit nach Punkt 2 $ 6 von der 
ſubiektiven Anſicht des Richters und nicht von deſſen 
nach dem Geſetze gefällten Urtheil entſchieden werden ſoll, 
und da 1 mir, daran zu erinnern, daß, ſeit 
gewiſſe Geſetze bei uns erſchienen find, über die Unab⸗ 
hängigkeit des Richterſtandes im Volke im Lande Be⸗ 
ſorgniß entſtanden iſt. Ich bitte, mich nicht mißverſte⸗ 
hen zu wollen, es iſt nicht meine Abſicht, auf dieſen 
Punkt einzugehen und zu unterſuchen, ob das Recht oder 
Unrecht ſtattfindet, aber das Faktum, daß eine überwie⸗ 
gende Anzahl unſerer preußiſchen Mitbürger in dieſer 
Wei darüber denken, iſt nicht zu beſtreiten, denn es 
iſt von mehreren Provinzial⸗Landtagen Sr. Majeſtät 
angezeigt worden. Das aber iſt der wahre und wich⸗ 
tige Antheil, den wir von der Geſetzgeb ung haben ſol⸗ 
len, nicht daß wir uns beſchäftigen mit der Redaction 
einzelner Paragraphen, nicht daß wir uns den Kopf 
zerbrechen, ob ſie um ein Jota zweckmäßiger ſein könne 
oder nicht, ſondern daß wir ſagen, dieſe Prinzipien wer⸗ 
den vom Volke nach dem Rechtsgefühle, welches im 
Volke liegt, anerkannt, in dieſer Weiſe ſind ſie demſel⸗ 
den zugänglich, und in dieſer Weiſe können ſie gepflegt 
werden. Das iſt es, wodurch wir den Zweck erfüllen, 
Sr. Majeſtät dem Könige treu und redlich mit unferem 
Beirath zur Seite zu ſtehen. 1 
Abgeordn. Winzler: Nach dem Vortrefflichen, 
was wir über den vorliegenden Geſetz-Entwurf ſchon an 
dieſer Stelle gehört haben, wird einem ſchlichten Bür⸗ 
ger, wie mir, wenig zu ſagen übrig bleiben, indeß was 
ich auch, wenn ich mit Aufmerkſamkeit gefolgt bin, Vor⸗ 
treffliches gehört habe, fü kann ich dies nur von mei⸗ 
nem Standpunkte aus für ideale Wünſche halten, die 
herrlich klingen, bei denen ich nur aber fragen muß, ob 
ſie überall Anwendung finden können. Das vorliegende 
Geſetz hat, wie alles menſchliche Machwerk, was von 
Geiſt und Kraft entſtanden iſt, mannichfachen Tadel zu 
erfahren, man kommt hier, wie bei ähnlichen Machwer⸗ 
ken, auf das Lob zurück, wenn fie ſich im praktiſchen 
Gebrauche entwickeln und Brauchbarkeit gezeigt haben. 
Es fragt ſich nur, ob der Geſetz Entwurf, wie er bes 
ſprochen iſt, noch etwas übrig laßt, wenn alle die An: 
klagen und Tadel, die über ihn erhoben ſind, nicht in 
Anwendung kommen ſollen. Jeder Einzelne von uns, 
und es ift Keiner, der nicht innig den Wunſch gehegt 
hat, in den Augen ſeiner Mitbürger, ſeiner Nächſten 
im Volke, unbeſcholten und rein dazuſtehen. Dazu muß 
es Mittel geben; das eine liegt in mir ſelbſt, mich fo 
zu betragen und zu reden, daß man mich dafür halten 
muß, und daß der innere Richter, der in mir ſelbſt iſt, 
mir das Zeugniß davon geben muß. Aber auch für 
äußere Ehre muß es Regeln und Geſetze geben. Wenn 
nun etwas ſo Hochſtehendes, wie dieſe Verſammlung, 
auf die die Augen vom ganzen Land, von Europa ge: 
richtet ſind, Beſtimmungen treffen würde, die der Hauch 
der Unbeſcholtenheit trüben könnte, ſo würde dies einen 
höchſt nachtheiligen Eindruck machen. 

Wenn wir die Unbeſcholtnheit wollen, und ich kann 
mae daß wir ſie wollen, dann, meine Herren, 
müſſen wie auch Mittel, Kriterien haben, die Unbeſchol⸗ 
tenheit erkennen zu können. Wir haben herrliche Worte 
von einem Redner der Rheinprvvinz gehört, aber trotz 
dem,! daß er die Beſtimmungen des Geſeh⸗Entwurfs 
verwirft, habe ich nicht auffinden können, was nach ſei⸗ 
ner Anſicht dafür eintreten ſoll. Ich habe nur gehört, 
Niemand anders als der Richter darf über die Beſchol⸗ 
tenheit erkennen, manchmal mag dies ausreichen, aber 
mir ſteht die Achtung meiner Umgebung höher, derjenſ⸗ 
gen Richter, die mich kennen, die mich täglich ſehen, 
dieſe ſteht mir höher, als die des einzelnen Richters, 
der mich nicht kennt, nicht allwiſſend iſt, nicht zu ſehen 
vermag, wie ich mich fo lange benommen, der mich nur 
nach den vorliegenden Thatſachen beurtheilt, ein ſolches 
Urtheil wird nicht ſchützend fein, und wir wollen doch 
Schuß finden, Meine Herten, wenn wir die Unbeſchol— 
tenheit wollen und dazu eine Kraft, ein Kriterium wün⸗ 
ſchen, ſo kann dies nur in einem Geſetze beſtehen. Der 
Entwurf hat Mängel, ich ſelbſt werde auf einige auf: 
merkſam machen, dafür ift er menſchliches Machwerk, 
aber im Ganzen finde ich nichts darin zu fürchten, ich 
bewillkomme ihn als eine Wahrung, weil et mich nicht 
dem Kriterium eines einzelnen Richters hinſtellt, ſondern 


’ 


8 — 


einer fo erleuchteten Verſammlung, weil er mich meis 
nen Standesgenoffen hingiebt, die wiſſen, wie fie mich 
zu beurtheilen haben. Das Fücchterlichſte wäre, wenn 
es einem Einzelnen hingegeden ſein würde. Deshalb 
ſtimme ich für den Gefeg-Entwurf und werde mir er: 
lauben, ſpäter einzelne Amendements vorzuſchlagen. 
Aber ich bitte, da ich einmal an dieſer Stelle din, wo⸗ 
hin zu gelangen, es ſchwer hält, noch einige Bemer⸗ 
kungen hieran knüpfen zu dürſen. Mit jedem Tage 
ſehen wir, mit welcher Intelligenz und Kraft die Ver⸗ 
ſammlung Alles zu erfaſſen ſucht, was vorgelegt iſt, 
aber es gehört Zeit, Friſche und Kraft dazu, es liegt 
alſo das Recht eigentlich in uns Allen, die Bitte an 
unſere Vorſtände zu ſtellen, daß die Kräfte und Zeit 
möglichſt bewahrt und geſchont werden. Ich bin zu 
einem Antrage gekommen durch das Referat; daſſelbe 
enthält ganz faßliche Maßregeln, ohne welche keine Be⸗ 
rathung beſtehen kann. Sowohl das Referat als der 
Geſetz⸗Entwurf ſind gedruckt und vertheilt worden. Der 
Zweck war, daß er dadurch Jedem von uns bekannt 
werden ſoll, warum laſſen wir nun einen Entwurf, der 
unſere Kräfte und Zeit wegnimmt, noch einmal vorle⸗ 
fen, den wir ſchon zu Haufe mehreremale geleſen ha⸗ 
ben, und der in den Reden einen Widerhall erhält und 
dann noch ſtückweiſe uns vorgelegt wird? Ich wollte des⸗ 
halb bitten, die Verſammlung zu fragen: ob ſie es 
nicht genehmigt, daß in den Fällen, wo die Referate 
den Mitgliedern länger als 24 Stunden vorher übergeben 
ſind, es für unnütz gehalten werden dürfte, das Vorleſen 
hier noch einmal zu bewirken. Wir würden dadurch 
bei dem heutigen kleinen Entwurfe Zeit gewonnen 
haben, die uns überdies ſehr nöthig iſt, da uns noch 
viele Gegenſtände vorliegen. 

Marſchall: Ueber dieſen Gegenſtand kann ich 
keine Berathung ſtattfinden laſſen; es iſt in der Ge⸗ 
ſchäfts⸗Ordnung die Beſtimmung enthalten, daß Pro: 
poſitionen und Petitionen allemal vorgeleſen werden 
ſollen. Wo das Reglement ſo deutlich ſpricht, habe ich 
keine Beſtimmung zu treffen. 


Mehrere Stimmen: Ueber Referate ſind in der 


Geſchäfts⸗Ordnung keine Beſtimmungen enthalten. 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Meine Herren, 
ich habe mir das Wort erbeten, nachdem wir die Rede 
des Abgeordneten von Köln gehört, der ſich entſchieden 
gegen den Entwurf des Geſetzes und das Prinzip deſ⸗ 
ſelben ausgeſprochen hat, um mich meinerſeits für 
daſſelbe auf eine eben fo entſchiedene Weiſe zu erklä⸗ 
ren. Inzwiſchen hat ein Abgeordneter aus der Mark 


geſprochen, deſſen Anſichten ich im Weſentlichen theile, 


und ich werde mich daher kurz faſſen können. Ich 
muß geſtehen, daß ich ſowohl den Gefeg-Entwurf als 
Bedürfniß erachte, als ich auch das Prinzip, auf dem 
er beruht, durchaus für angemeſſen halten muß, mit 
Vorbehalt der Einwendungen, die ich gegen einzelne 


Beſtimmungen habe. Der Geſetz⸗Entwurf iſt beſtimmt, 


wie der königliche Herr Kommiſſar bemerkte, uns aus 
dem Bereich der Willkür auf einen feſten Rechtsboden 


zu bringen, und ſomit liegt darin ein weſentlicher Fort⸗ 


ſchritt, und dieſen begrüße ich mit Freuden. Ich will 
weiter darauf eingehen, was der Herr Abgeordnete aus 
der Mark über das Prinzip, das Verfahren und die 
Konſequenzen geſagt hat. Ich glaube, daß das Prin⸗ 
zip in den einzelnen Beſtimmungen auch ziemlich rich⸗ 
tig durchgeführt iſt und nur in einzelnen Momenten 
eine Abweichung ftättgefunden hat, in welchen eine Mo⸗ 
difikation ſtattfinden mußte. Ich komme darauf bei 
der ſpäteren Diskuſſion wieder zurück. Nur zwei Ein⸗ 


wendungen darf ich nicht unerwähnt laſſen, die gegen 


den Geſetz- Entwurf gemacht worden find; namentlich 
auch von einem Abgeordneten aus Preußen. Sie be⸗ 
treffen Nr. 2 u. 3 des § 1. Dieſer Paragraph ſpricht 
das Prinzip aus, daß derjenige für beſcholten zu ach⸗ 
ten, der erſtens durch Erkenntniß dafür erklärt ift, und 
ſodann wie Nr. 2 u. 3 beſtimmen, der durch das Ur⸗ 
theil feiner Standesgenoſſen in feinem: Stande nicht 
mehr ehrenhaft erachtet wird, und weil er in der klei⸗ 
neren Begränzung nicht unbeſcholten geblieben, auch 
in der größeren, die politifchen Rechte der Standſchaft 
nicht ausüben kann. Das Prinzip halte ich an ſich 
für abſolut richtig, und bitte ich, zu erwägen, ob wir 
nicht einen Fehler begehen, wenn wir in Bezug auf 
unſere volksthümliche Wehr⸗Verfaſſung von demſelben 
abweichen wollen. Wehrhaft und ehrhaft ſind bei uns 
identiſch. Laſſen Sie uns kein Prinzip annehmen, 
welches uns von dieſer Baſis entfernen könnte; wer 
nicht mehr für fähig erachtet wird, die Waffen, des 
Königs Rock zu tragen, der kann auch nicht mehr für 
politiſch unbeſcholten, für fähig gehalten werden, die 
ſtändiſchen Rechte auszuüben. Das ift ein Grundſatz, 
von dem, wie ich glaube, wir uns nicht entfernen 
dürfen, ohne das Prinzip unſerer Wehr⸗Verfaſſung, des 
edelſten Kleinods, was wir in Preußen haben, zu ver⸗ 
letzen. Unſere Wehr⸗Verfaſſung datirt aus jener großen 

eit, der wir uns fo oft mit Freuden erinnern. Laſſen 
Sie uns nicht undankbar fein und ſtellen einen ſolchen 
Grundſatz in Frage. Niemand darf die Waffen tra⸗ 
gen, der nicht vollkommen bürgerlich ehrenhaft iſt, und 
ſo muß auch umgekehrt Niemand politiſch unbeſcholten 
ſein dürfen, der nach 
nicht mehr intakt iſt. Daher müſſen wir Nummer 2 


* 


treter 
kann unmöglich die Bürgerſchaft vertreten, von dem 
ſeine Bürgerſchaft der Meinung iſt, er ſei nicht voll⸗ 
kommen unbeſcholten. Das war, was ich mir erlaus ' 


dem beſtehenden Geſetz militäriſch welch ein vaguer Begriff — elne j 


§ 1 aufrecht erhalten, vorbehaltlich alles deſſen, was 


im Geſetz vom 20. Juli 1843 nicht angemeffen fein 
mag und daher an ſeiner Stelle angefochten werden 
muß. Es mag ſein, daß noch manche Vorurtheile da 
ſind, die beſeitigt werden müſſen, die influenzirend ſein 
konnten auf das Urtheil der militäriſchen Ehrengerichte, 
Vorurtheile, von denen wir wünſchen müſſen, daß fir 
beſeitigt werden, aber vertrauen wir auch der Entwick⸗ 
lung des freien öffentlichen Staatslebens, wie es durch 
unſere neue Geſetzgebung angebahnt iſt, fie wird die 
Kraft haben, manche Vorurtheile zu beſeitigen. Aber 
ich wiederhole, laſſen Sie uns an dem Grundſatz der 
Wehr⸗Verfaſſung nicht rütteln, daß wehr⸗ und ehren⸗ 
haft identiſch ſeien. Endlich iſt auch noch Nr. 3 des 
$ 1 angefochten worden. Ich kann mich auch damit 
nicht einverſtanden erklären. Allerdings iſt die Ge⸗ 
meinde⸗Verſammlung eine weniger bedeutende, der Ge⸗ 
ſichtskreis iſt ein beſchränkterer, und es kann allerdings 
vorkommen, daß die große Mehrheit einer ſtändiſchen 


Verſammlung wünſchen möchte, einen Mann unter ſich 
zu ſehen, der aus irgend einem Motive des bürgerli⸗ 


chen Rechts für verluſtig erklart worden iſt. Aber be⸗ 


denken wir, er erſcheint hier in unſerer Verſamm⸗ 


lung nicht bloß als Menſch, fondern als Ver⸗ 
der Gemeine der Bürgerſchaft, und der 


ben wollte in Bezug auf das Allgemeine zu erwähnen, 


und behalte mir vor, über den § 6, der von der Ruhe 


der ſtändiſchen Rechte ſpricht, noch einige Bemerkungen 


zu machen. 


Abgeordn. Hanſemann: Meine Herren! Ein 
berühmter Rechtsgelehrter, jetzt an der Spitze unſerer 


Geſetzgebung ſtehend, hat vor mehreren Jahren ausge⸗ 


ſprochen, unſere Zeit fei nicht geeignet zur Geſetzgebung. 
Es ſcheint mir, daß der vorliegende Geſetz⸗Entwurf einer 
der Beläge für dieſen Ausſpruch ſei, und zwar in der 


Hinſicht, daß die Materie, welche er ordnen ſoll, eigent⸗ 
lich ſehr ſchwer durch die Geſetzgebung überhaupt zu 


ordnen iſt. Es war nach meiner Ueberzeugung näm⸗ 
lich ein Fehler der früheren Geſetzgebungen, daß man 


ein ſo unbeſtimmtes Wort, wie das der Beſcholtenheit 


oder Unbeſcholtenheit, in die Geſetzgebung aufnahm, 


anſtatt einfach zu ſagen, wer dies oder jenes Verbrechen 
begangen hat, wer ſolcher Verbrechen angeklagt iſt oder 
in den und den bürgerlichen Verhältniſſen ſich befindet 
— lauter Kriterien, die durch das Geſetz klar darge⸗ 
legt werden konnten —, kann nicht Mitglied der 
Standſchaft ſein. Ich wünſche noch und hoffe es zu⸗ 
verſichtlich, daß Sie dieſen Geſetz⸗Entwurf, wie er hier 


vorliegt, nicht annehmen, ſondern ihu ſehr weſentlich 
amendiren werden. Wenn ich jetzt einige Bemerkun⸗ 


gen mache von dem Verhältniß der Stände oder des 
Volks zur Staatsgewalt, zum Miniſterium, ſo hoffe 


ich, daß die verehrten Herren auf der Miniſterbank 
darin keine Perſönlichkeiten erblicken werden. 
Königlicher Kommiſſarius: Keinesweges! 
Abgeordn. Hanſemann: Es handelt ſich von 
Grundſätzen, nicht von Perſonen, und an unſeren 
Grundſätzen müſſen wir feſthalten ohne Rückſicht auf 
die Perſonen, die jetzt Miniſter ſind. Der frühere ge N 
fegliche oder Verwaltungs Zuftand — ich weiß kaum 
einen Ausdruck zu finden —, dieſer unbeſtimmten (is 
genſchaft der Beſcholtenheit beſtand darin, daß er theils 
weis durch die Geſetze regulirt, theilweis aber dem Erk 
meſſen der Staats Regierung anheim gegeben male 
Sie hat mitunter Gebrauch davon gemacht, Jeman 
für beſcholten zu erachten, der, wenn auch noch nicht 
in Anklageſtand verſetzt, doch in eine Unterfuchu 
verwickelt worden war. Der Zufall hat in der Reg 
gewollt, daß, wenn dergleichen Fälle vorgekommen find 
es gerade ſolche Perſonen getroffen hat, welche of? 
liberalen, oder wie wir ſonſt die freiſinnige Partei nenne 
wollen, angehört haben. Jetzt wird uns ein Geſetz vol 
gelegt, wodurch die Beſcholtenheit völlig geregel“ 
völlig in geſetzliche Begriffe aufgenommen we 
ſoll. Dieſer Geſetz- Entwurf nun dehnt die Belt, 
tenheit aus, anſtatt fie zu beſchränken. Es iſt DIE 
her noch nicht vorgekommen, daß die Regierung di 
jenigen, welche bei Ehrengerichten von Offizieren au 
dem Offizierſtande entlaſſen worden find oder zur Sti 
verfegt worden waren, für beſcholten erachtet hatte.! 
iſt auch nicht immer vorgekommen, daß wegen elle 


das Miniſterium nach feinem Ermeſſen etwa thun Sn, 
das ſoll jegt eine rechtliche Folge fin, Eine Irde 5 
geleitete Unterſuchung 2 denken ib Une 


zieht den Verluſt der ftändifchen Rechte nach ſich * 


ren / 


z 


Mehrere) Stimmen: Suspenſion??! 
Aigen. Hanf emann: Den einſtweiligen Verluſt! 


Jemanden für eine Zeit lang auszuschließen, iſt ebenfalls 


eine beträchtliche Beeinträchtigung ſeiner Rechte. 


bin alſo gegen den Geſetz⸗Entwurf, weil er die Beſchol⸗ g 


tenheit ausdehnt, weil er nicht beſtimmte Fälle aufſtellt, 
in denen die Beſcholteuheit angenommen werden ſoll; ich 
erkläre mich ebenfalls dagegen, daß man dem Miniſterium 
die große Gewalt einräume, durch Einleitung von Unter⸗ 


ſuchungen einen Jeden aus der Standſchaft und aus 


dieſer Verſammlung entfernen zu können. Nun, meine 
eren, mache ich Sie auf einen Gegenſtand aufmerk⸗ 
am, der mehrmals von früheren Rednern hier angeregt 
worden iſt. Von der einen Seite wurde geſagt, wer als 
Gemeindebürger für beſcholten zu erachten iſt, der muß 
es auch ohne Weiteres für uns fein; wer von einem 
Ehrengericht von Offizieren aus dem Dffizierftand ge⸗ 
ſtoßen iſt, der müſſe auch für uns beſcholten ſein; kurz, 
die höchſte Ehre, hier in der allgemeinen Verſammlung 
der Repräſentanten des Landes zu ſitzen, wird abhängig 
gemacht von der Anſicht weniger Individuen, die in ganz 
anderer Lage ſich befinden. Dieſer Anſicht widerſetze ich 
mich aufs entſchiedenſte, und ich wünſche, daß Sie ſie 
nicht adoptiren werden. Sie würden, wenn Sie An⸗ 
ſichten dieſer Art annehmen, wenn Sie die Beſcholten⸗ 
heit und die daraus rechtlich entſtehenden Folgen zulaſſen, 
ſich ganz und gar von dem Wege entfernen, den an⸗ 
dere Vötker, die uns auf dem Wege der politiſchen Ent: 
wickelung längſt voraus find, eingeſchlagen haben. Es 
iſt geſagt worden, man würde doch nicht einen im An⸗ 
klageſtand Befindlichen hier unter uns haben wollen; es 
wurde angenommen, daß es eine Entehrung für dieſe 
erſammlung ſein würde. Welche Achtung ich auch für 
ie habe, meine Herren, doch ſage ich mir, mich ſelbſt 
mitzählend, mit Demuth, wir ſind noch lange kein eng⸗ 
liſches Parlament (Bewegung). Wohlan, O Connell war 
der Verſchwörung angeklagt; mitten in ſeinem Prozeſſe, 
nachdem er Bürgſchaft geſtellt hatte, erſchien er im Par⸗ 
lament unter allgemeinem Zujauchzen. Man war ſtolz 
darauf, ihn unter ſich zu ſehen, ſtolz auf die Freiheit 
der engliſchen Verfaſſung, daß nicht ein Minifterium im 
Stande war, dieſen großen Mann aus der Mitte der 
olksvertreter zu entfernen (Mehrere Stimmen; Sehr 
gut). Ich bitte Sie daher, geben Sie dem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf nicht Ihre Zuſtimmung; man hat ſich hier auf 
Europa berufen, daß es aufmerkſam auf unſere Ver⸗ 
. 85 5 iſt es das; es wird ein 7 
en, ob wir würdig ſind des großen Ge⸗ 
ſchenkes, das Se. Majeſtät der Anl. uns He hat, 
indem er uns hier zur allgemeinen ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
lung zuſammenrief. Nun, ich ſage Ihnen, alle Völker, 
welche uns in der politiſchen Entwickelung voraus ſind, 
würden ſich höchlichſt wundern, wenn wir Grundſtze 
Ben; wie fie in dieſem Geſetz⸗Entwurf enthalten 
nd. 

Abgeordn. Steinbeck: Es hat die hohe Verſamm⸗ 
lung ein ſo reiches Material zur Kritik des vorliegenden 
Geſetz⸗Entwurfs in verſchiedenartigem Sinne bereits an⸗ 

ehört, und ich glaube, daß es ſehr überflüffig zu fein 
heine. die Geduld der Verſammlung noch länger in 
Anſpruch zu nehmen. Wenn ich mich dennoch zu einem 
ſolchen Unternehmen entſchließe, ſo geſchieht es nur des⸗ 
halb, weil ich das Geſetz für ein hochwichtiges Geſetz, 
für eine höchſt bedeutende Stufe unſerer Entwickelung 
halte. Es ift der Ausſpruch unſeres großen Rechtskun⸗ 
digen angeführt worden, unſere Zeit ſei nicht geeignet 
zur Geſetzgebung, welchen dieſer Rechtskundige mit ſol⸗ 
en Worten nirgend ausgedrückt hat. Es iſt keines⸗ 
weges, das glaube ich recht wohl verſtanden zu haben, 
ge Meinung, daß dieſe Zeit, daß unfer Vaterland keine 
au hervorbringen könne, wie wir fie würdig auf uns 
ſere achkommen fortzupflanzen vermögen. ie Geſetz⸗ 
bung ſchreitet fort, von Tag zu Tag, und wir haben 
bia ir legten Zeit Geſetze empfangen, die wir Alle freu⸗ 
g begrüßt haben, Geſetze, welche die kühnſten Wünſche 
din Vaterlandes erreicht, ja ſogar übertroffen haben. In 
eſen Geſetzen iſt ein Geiſt, der uns vorzüglich erfreut, 
hu iſt der Geiſt des Bewußtſeins des Deutſchthums, jener 
eutſchen Nationalität, es iſt der Geiſt, den unſer König 
on uns gepflegt wiſſen will, es iſt der Geiſt, der uns 
unter die Per berief, als mit Gott für König und 


\ en Fortſchritts. Was der D 
Bone, für das edelſte Eigenthum erachtet hat, die Ehre, 
will, 


ern 
fe der Angeklagte zitternd vielleicht vor den Schran⸗ 


Wie willst 
den Geſetzen 
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(henwert, ar 


mißbilligen, wir werden es anders wün⸗ 
werden wir Def iſt ein Geiſt des Lebens, und den 
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nochmals zur Erörterung zu Venen ait 


— 1009 


Dieſes Prinzip iſt im erſten Paragraph . egt, 
und ich erkenne in ſeiner erſten und zweiten Poſition 
die Heiligkeit des richterlichen Ausſpruchs an. Wohl 
wiſſen wir Alle, daß der Richter irren kann. Betrübend 
enug iſt die große Zahl, namentlich von Kriminalfällen 
aller Zeiten und Länder, in denen dem Irrthum der Rich⸗ 
ter traurige Opfer fielen. Dies iſt aber etwas, was in 
dem Verhältniß der Bildung eines jeden Volkes, in der 
Schwäche aller derer liegt, die, das Geſetz in der Hand, 
über Verhältniſſe urtheilen ſollen, in denen ſo oft Irr⸗ 
thum und menſchliche Schwäche ſich ergeben. Aber 
wenn wir dieſen Ausſpruch nicht heilig halten, ſo ge⸗ 
raten wir in die Sphäre der Willkür; darum recht: 
fertigt ſich das Geſetz in dieſer Beziehung wohl von 
ſelbſt. Ob ein Ausſpruch erfolgt von einem Civil⸗ oder 
Militär⸗Gericht, ſo iſt dieſes in ſo fern gleichgültig, als 
das preußiſche Heer nichts anderes iſt, als der Theil 
des Volkes, den das Geſetz und der König unter die 
Waffen rief. 

Die Kommunal⸗Verhältniſſe find im dritten Paſſus 
des § 1 erwähnt. Die Rhein⸗Provinz ſcheint in dem, 
was dort geſagt iſt, keine genügende Garantie zu fin⸗ 
den. Ich glaube, dieſe Anſicht theilen nicht alle Pro⸗ 
vinzen der Monarchie; doch willig und gern gewiß wird, 
wenn die Rhein⸗Provinz hier eine Modifikation befür⸗ 
wortet, von Seiten der übrigen Provinzen, was dort 
ſich als billig herausſtellt, unterſtützt und ihm beige⸗ 
treten werden. 

Aber das Wichtigſte iſt der vierte Moment, und es 
iſt eine herrliche Bürgſchaft deſſen, was das Geſetz will. 
Die Standesgenoſſen ſollen urtheilen, aus dem Innerſten 
ihrer moraliſchen Natur, aus dem innern ſittlichen Be⸗ 
wußtſein, darüber, ob der oder jener würdig iſt, das 
höchſte Recht zu üben, was der Staatsbürger üben kann, 
oder ob er deſſen nicht würdig iſt. Wo vermag die 
große Maſſe von Verſchlingungen den Maßſtab anzu⸗ 
geben, der ſich zur richtigen Entſcheidung eignen möchte? 
Wie oft empört ſich das innerſte Gefühl eines Men⸗ 
ſchen, und doch vermag er nicht hinzutreten vor den 
Richter und zu ſagen, den ſchuldige ich an. Aber das 
Bewußtſein des Volkes, wenn es die wahre Stimme 
Gottes iſt, wird wahrhaftig auch den Sünder im Ver⸗ 
borgenen finden. Darum iſt auch wohl Niemand in 
dieſer Verſammlung, der dieſe Poſition im Allgemeinen 
anfechten wird, ſondern nur aus der beſonderen Rück⸗ 
ſicht, daß es die Frage iſt, was unter dem Ausdruck 
Standesgenoſſen zu verſtehen ſei. 
uns alle für Standesgenoſſen an! und dieſe Verſamm⸗ 
lung iſt ſtolz darauf, vom Erſten bis zum Letzten, dies 
auszuſprechen. Aber dieſe Genoſſenſchaft verlangt nach 
einer Organiſation, wenn ſie nicht in ſich ſelbſt zerfallen 
ſoll, wenn das Intereſſe des Einzelnen nicht durch das 
A eines Andern vernichtet werden fol. Eine 
ſolche Organiſation hat unſer Vaterland, wir beſitzen ſie 
in der Kommunal⸗Verfaſſung, in der kreisſtändiſchen 
Verfaſſung, in der provinzialſtändiſchen Verfaſſung 
und endlich durch den erhabenen Willen unſeres 
Monarchen in dieſer hohen Verſammlung. Wie 
nun, ſollte der, den die geringe Verſammlung aus⸗ 
ſchließt, befähigt fein, einer anderen höheren anzu: 
gehören? Wie ſollte aber irgend ein Stand der Orga⸗ 
niſation von einem anderen getrennt operiren, wie ſollte 
er in ſeinen Operationen dem anderen Stande vor⸗ 
greifen, wie könnte er ſich anmaßen, kategoriſch über 
gewiſſe Begriffe von Ehre zu urtheilen? Erinnern wir 
uns an das, was früher in den Städten die Innungen 
ſo feſt hielt, in welcher Stenge verfahren wurde, wenn 
es ſich darum handelte, in eine Innung Zutritt zu er⸗ 
halten; eben ſo war es auch mit anderen Korporatio⸗ 
nen. Mögen ſich die Stände wechſelſeitig ehren, die 
Ehre eines einzelnen Standes iſt auch die Ehre des 
andern. Deshalb fügen wir uns dem Geſetze. 


Wirklicher Geheimer Staats- und Kabinets⸗Miniſter 
von Thile: Ich habe nur wenige Worte zu ſagen, 


die von der Miniſterbank allein ausgeſprochen werden fi 


können. Wir haben von Tendenzen gehört, die bei der 
Verwaltung die Räthe der Krone gehabt haben, bei 
Borlegung dieſer Propoſitionen. Ich muß erklären, 
daß wir nur eine Tendenz gehabt haben, nämlich, die 
Ehre der Verſammlung der preußiſchen Stände ſo hoch 
zu ſtellen wie möglich. Das iſt die einzige Tendenz, 
deren wir uns bewußt ſind. Ich und meine Herren 
Kollegen haben dieſe Ueberzeugung noch in dieſem Au⸗ 
genblick, daß die Verſammlung dieſe Tendenz fo dank⸗ 
bar ſein wird, freudig anzuerkennen. 0 
Frage, ob in dem Geſetzentwurf der Propoſitionen, wie 
fie vorgelegt find, zu ſcharf oder zu lar geweſen iſt. 
Ich glaube, wenn wir die Wahl gehabt hätten, zu ſcharf 
oder zu lax zu fein, fo würde man uns einen Vorwurf von 
Seiten der Verſammlung haben machen können, wenn 
wir das letztere geweſen wären. Je ſtrenger wie in 
den Prinzipien, die wir vorgelegt haben, geweſen ſind, 
deſto mehr haben wir es ſein müſſen, eben aus der 
Quelle, aus der die ganze Sache hervorgegangen iſt, 
aus dem Gefühl, daß die Ehre der preußiſchen Stände 
nicht hoch genug geſtellt werden kann. Die Verwaltung 
hat ſie in die Hände Verſammlung legen wollen, ſo rein und 
makellos als möglich, und ich würde mir einen Vorwurf 
daraus machen, wenn ich meine Stimme dazu gegeben 
hätte, einen Paragraphen wegzulaſſen. Es ift die Rede 
von Ehrengerichten geweſen, und es wurde erwähnt, 


Es iſt nun die 


wenn Jemand wegen Dienſtvernachläſſigung von einem 
Ehrengerichte beſtraft worden wäre, ſo könne ihn dies 
nicht zur ſtändiſchen Mitgliedſchaft unwürdig machen. 
Das beruht auf einem Irtthum, da Dienſtvernachläſ⸗ 
ſigungen nicht vor Ehrengerichte gezogen werden, denn 
dieſe haben nur diejenigen Handlungen vor ihren Reſ⸗ 
fort zu ziehen, die ehrenwidrig find, und wenn ein Of⸗ 
fisier wegen ſolcher Handlungen in der Armee zu die⸗ 
nen und die königliche Uniform zu tragen verluſtig 
geworden iſt, ich appellire an das Gefühl der Verſamm⸗ 
lung und frage, ob fie glaube, daß ſolch ein Mitglied 
mit Ehren in ihren Verſammlungen ſitzen könne. Als 
die Ehrengerichte von Sr. Maſeſtät gegeben worden 
waren, hat die Armee ſie mit lebhaftem Danke em⸗ 
pfangen, weil ſie durchdrungen war von dem Gefühl, 
daß des Königs Majeftät fie voll Mitgefühl feiner Ar⸗ 
mee für die Ehre des Offizierſtandes gab. Dieſe Ges 
fühle hat auch die Verwaltung hier gehabt, als ſie dieſe 
zur Prüfung vorgelegt hat, ich für meine Perſon ver⸗ 
traue dem Reſultate dieſer Berathung vollkommen, ins 
dem ich die Ueberzeugung habe, daß dies, was ſie aus⸗ 
geſprochen haben, bei den meiſten in der Verſammlung 
Anklang finden wird. 

Abgeordn. von Wolff⸗Metternich: Auf die 
Integrität des Rufes der Unbeſcholtenheit zu halten, mit 
Sorgfalt zu wachen, wird immer mehr und mehr als Noth⸗ 
wendigkeit und tiefgefühltes Bedürfniß erkannt werden, 
je nachdem unſer öffentliches, ſtändiſches und politiſches 
Leben ſich entwickelt und entfaltet. Es bekundet ſich 
darin ein in dem deutſchen Volkscharakter tief liegendes, 
ſchönes Gefühl, das Gefühlfür Ehre und Sitte. Dieſes Ge: 
fühl nach Möglichkeit zu wecken und zu nähren, das, dächte 
ich, muß Jedermann ſich beſonders angelegen fein laſſen. 
In früherer Zeit, wo unſer geſellſchaftlicher Zuſtand 
mehr und mehr von korporativem Leben durchdrungen 
war, waren es die Zünfte und Korporationen, die da⸗ 
rauf hielten, daß Ehre und Sitte aufrecht erhalten 
wurden. An deren Stelle ſind die ſtändiſchen Korpo⸗ 
rationen getreten, und es iſt ihre ganz beſondere Pflicht, 
darauf zu ſehen, daß das, was bei unſeren Altvordern 
überwacht wurde, auch von Seiten der ſtändiſchen Kor⸗ 
poration wahrgenommen werde. Daß man in dieſen 
ſtändiſchen Korporationen gerade die Standesgenoſſen zu 
Richtern über Ruf und Ehrbarkeit gemacht hat, erkenne 
ich als ein Vorzug des vor uns liegenden Geſetzes an. 


Allein, erkennen wir] Ich erkenne um deswillen einen Vorzug darin, weil 


dieſe Einrichtung eine entſchieden germaniſche iſt, weil ſie 
aus germaniſchen Einrichtungen hervorgegangen iſt. Man 
hat es in Frage geſtellt, ob es gerechtfertigt ſei, zwiſchen 
Standesehre und bürgerlicher Ehre einen Unterſchied zu 
machen. Meine Herren, die Verſchiedenheit in den ge⸗ 
ſellſchaftlichen Schichten, die ſich immer mehr und mehr 
vergrößert, bedingt nothwendigerweiſe verſchiedene An⸗ 
ſchauungsweiſe. Anders iſt der Standpunkt eines 
Handwerkers, anders der eines Soldaten, und mit dem 
Dichter zu reden: „Mit Helm und mit Gewehrgehänge 
ſchließt er ſich an eine andere Menge, und hat einen 
andern Menſchen angezogen.“ Wir ſehen, daß keine 
Wahrheit tiefer und reicher an Konſequenzen iſt, als 
diejenige, die uns das lehrt, daß uns die Welt gerade 
ſo dünkt, wie wir fie anſchauen. Ein abfoluter Be⸗ 
griff von Ehre läßt ſich nicht feſtſtellen. Wir müſſen 
zur Feſtſtellung dieſes Begriffes an unſere Gefühle ap⸗ 
pelliren und wenn dieſe verſchieden ſind, an die Ver⸗ 
ſchiedenheit unſeres Standpunktes, und es wird unmög⸗ 
lich fein, einen abſoluten Begriff darüber zu geben. Um 
eines Beiſpiels zu gedenken, ſo hat uns ein Mitglied 
aus der Rheinprovinz vorher darauf aufmerkſam ge; 
macht, daß die Verweigerung eines Duelles nicht abſo⸗ 
lut unehrbar iſt. Hören wir, was ein Mann darüber 
ſagt, der bereits feit ſechs Jahren der Verwaltung eines 
großen Landes vorſteht, des Herrn Guizot. Er nennt 
das Duell eine Ergänzung der Civiliſation und eine Ga⸗ 
rantie für das geſellſchaftliche Zuſammenleben. Ich vers 
age mir, in Einzelnheiten des Geſetz⸗ Entwurfs einzu⸗ 
gehen. Ein Mitglied aus der Mark hat ſich ausge⸗ 
ſprochen in einer Weiſe, die ich theile, was ich in Be⸗ 
ug auf $ 3 nunmehr zu fagen mir vorbehalte. Im 
gemeinen hat der Geſetz-Entwurf meinen vollſtändi⸗ 
gen Beifall, und ich trage kein Bedenken, in feinen we⸗ 
entlichen Theilen dafür zu ſtimmen; weiter einzugehen 
auf die einzelnen Theile behalte ich mir vor, weil ich 
es nicht für greätfertige halte, das zu wiederholen, was 
von anderen Rednern vielleicht beſſer als von mir geſagt 
worden iſt. 
Adgeordn. von Bardeleben: Meine Herren, ich 
fühle, daß Muth dazu gehört, nach ſo ausgezeichneten 
Rednern hier aufzutreten. Ich würde mich meiner 
Stimme begeben haben, wenn ich einen Redner gehört 
hätte, der in dem Reſultat, zu dem ich gelangt bin, mit 
mir einverſtanden 5 7 wäre. Meine Herren, der 
Zweck des vorliegenden Geſetzes kann nur der fein, ftäns 
diſche Verfammlungen, agel den Eintritt befcholtener 
Perſonen zu ſchüten. Wie aber ſchon ein geehrter Red⸗ 
ner erwähnt hat, der Begriff von Beſcholtenheit iſt ſehr 
vague, und ſo liegt eben darin die Schwierigkeit, ein 
Geſetz zu entwerfen, welches dem Zweck ganz entſprechen 
würde. Wenn ich nun die Kriterlen, die in dem Geſetz 
für die Beſcholtenheit enthalten find, und die in ver⸗ 
ſchiedenen Beſtimmungen ſtehen, einer kritiſchen Beur⸗ 
theilung unterwerfe, ſo kann ich nicht finden, Br Dies 
felben den Begriff der Beſcholtenheit richtig darſtellen. 
Es kann das in einer Kriminal⸗Unterſuchüng gefällte 
Urtheil die Ehrenrechte abſprechen, ohne daß dadurch die 


1 


Beſcholtenheit der Perfon, welche von dem Urtheil bes 
troffen iſt, nothwendig bedingt wird. 8 
(Er lieſt vor $ 1 a.) 

Ich kenne in einem politiſchen Prozeß, daß ein Mann, 
der der höchſten Achtung aller ſeiner Bekannten und des 
ganzen Püblikums genoſſen, der National-Kokarde für 
berluſtig erklärt worden iſt; er dürfte alſo hier in dieſe 
Verſammlung nicht eintreten, obgleich es ein Mann iſt, 
der die höchſte und allgemeinſte Achtung im ganzen 
Lande genießt. Was in Nr. 2 das militäriſche Ehren: 
gericht anlangt, bin ich ebenfalls der Meinung, daß un⸗ 
ſere militäriſche Einrichtung ſo hoch ſteht, wie irgend 
eine in sn Europa, deſſen ungeachtet kann ich mich 
nicht der Meinung anſchließen, daß jeder Theil dieſer 
Einrichtung vollkommen iſt. Namentlich ift dieſes nicht 
der Fall in Betreff der Einrichtung der Ehrengerichte. 

ch habe neuerdings geſehen, daß die achtungswertheſten 
Männer in Folge der Erkenntniſſe der Ehrengerichte aus 
dem Offtzierſtande haben ausſcheiden müſſen. Ich fra⸗ 
ge, ob es nicht der ganzen Verſammlung eine Ehre ſein 
würde, ſolche Männer, die ſich trotzdem die allgemeine 
Achtung erhalten haben, in ihrer Mitte zu ſehen. (Mur⸗ 
ren in der Verſammlung.) Ich bitte, mich ausſprechen 
u laſſen, wenn ich auch nicht mit den Anſichten der 

erſammlung übereinſtimmen ſollte. Ein Jeder hat hier 
das Recht, ſeine Ueberzeugung auszuſprechen. Eben ſo 
muß ich mich ad 3 der Meinung anſchließen, die ſchon 
frühere Redner ausgeſprochen haben, daß auch hier Ur⸗ 
theile gefällt werden können, die nicht immer gerecht 
ſind, und daß der Angeſchuldigte einen Gerichtshof ha⸗ 
den muß, an den er appelliren kann. Ich habe nun 
die Ueberzeugung, daß dieſen Gerichtshof allein eine ſtän⸗ 
diſche Verſammlung bilden kann, da über den Begriff 
der Beſcholtenheit nur Standesgenoſſen entſcheiden kön⸗ 
nen. Eben fo muß ich mich erklären gegen den § 6, 
daß, wenn eine Kriminal⸗Unterſuchung eingeleitet worden 
iſt, ſofort die Suspenſion erfolgen ſolle. Gegen die eh⸗ 
renwertheſten Leute find Kriminal⸗Unterſuchungen einge⸗ 
leitet worden, und ich will ſie, die Beſchuldigten, auch 
unabhängig von jeder möglichen Willkür machen. Den 
Standesgenoſſen allein kann auch hier die Befugniß zu⸗ 
geſtanden werden, üder die Ehrenhaftigkeit eines Stanz 
desgenoſſen, im Fall, daß gegen denſelben eine Kriminal- 
Unterſuchung eingeleitet worden iſt, zu entſcheiden. 

Es bedarf nicht der weiteren Ausführung, daß Män⸗ 
ner der vollkommenſten Unbeſcholtenheit in politiſche 
Kriminal-⸗Unterſuchungen verwickelt werden können, und 
dadurch jalfo zur Ausübung ihrer Standesrechte nicht 
unwürdig werden. a 5 ‚ 

Ich werde mich nicht auf eine Erörterung der ein: 
zelnen Beſtimmungen im Geſetz⸗Entwurf einlaſſen, in⸗ 
dem geehrte Redner vor mir ſchon den Gegenſtand er⸗ 
ſchöpft haben. Nach der von mir gemachten Ausfüh⸗ 
rung muß ich auf die Verwerfung des ganzen Geſetzes 
dis auf Nr. 4 des $ 1 antragen. 

(Lieſt den Paragraphen vor) 
„oder welchen ihre Standesgenoſſen das Anerkennt⸗ 
niß unverletzter Ehrenhaftigkeit verſagen.“ 

Nur allein ſtändiſchen Verſammlungen kann ich das 
Recht, über die Ehrenhaftigkeit ihrer Mitglieder zu ent: 
ſcheiden, zugeſtehen. g 

Wirklicher Geh. Rath von Maſſow: Meine Her⸗ 
ren, es iſt mein Grundſatz, Wiederholungen zu vermei⸗ 
den, und ich ſtände nicht auf dieſem Platze, wenn ich 
nicht bei den Reden, die in meinem Sinne gehalten 
worden find, und zwar den Geſetz-Entwurf zu verthei⸗ 
digen, Einiges vermißt hätte, was ich mir nun anzufüh⸗ 
ren nun erlauben werde. Wir Alle ſtehen hier allein 
durch das Vertrauen unſerer Kommittenten. Das Ver: 
trauen hat uns hier hergeſtellt, keine andere Befähigung, 
keine andere Ernennung, wie können wir dieſes Ver⸗ 
trauens würdig ſein und bleiben als durch die höchſte 
unangetaſtete Ehrhaftigkeit. Es iſt wohl wahr, daß 
Zweifel fein können über die Beſcholtenheit und Unbe— 
ſcholtenheit; aber wo Zweifel vorwalten, da müſſen wir 
vor Allem ſelbſt darauf dringen, daß ſie mit größter 
Strenge gelöſt werden, und daß die Ehrhaftigkeit in dies 
ſer Verſammlung eines jeden Einzelnen nie und nimmer 
angetaſtet werden könne. Wir haben, glaube ich, Sr. 
Majeſtät ſehr zu danken, daß die Prüfung dieſes Ges 
ſetzes in unſere Hände gelegt worden iſt; ich glaube, 
davon haben wir ſo Gebrauch zu machen, daß wir ſtreng 
gegen uns find, ſtrenger als in anderen Fällen. Von 
mehreren Seiten iſt, wie wir gehört haben, das entge⸗ 
gengeſetzte Prinzip als wünſchenswerth anerkannt wor⸗ 
den, und ich kann dieſem keinesweges beitreten. Wir 
müſſen hier ſtreng ſein, und ich kann es nur achten, 
wenn in früheren Verſammlungen dieſelbe Strenge ob: 
waltete, weil das Vertrauen uns beſtellt und keine an⸗ 
dere Befähigung, keine andere Ernennung. Ich erlaube 
mir anzuführen. daß von einigen Rednern die Tendenz 
angegriffen worden iſt und zugleich auch angegriffen, in 
welcher Art die Behörden bei einzelnen Angelegenheiten, 
weil ſie allein zu entſcheiden hatten, die damals beſte⸗ 
hende Verordnung angewendet hatten. Es iſt angeführt 
worden, daß Fälle, die in der Art vorgekommen, zufällig 
ſich auf Perſonen bezogen hätten, die der liberalen Par⸗ 
tei angehörten, und es ift hiermit ziemlich deutlich zu 
erkennen gegeben, daß die Behörden aus dieſem Sinne 
die Maßregeln getroffen hätten. Es ſteht mir ſchlecht 
zu, etwas hinzuzufügen, im Namen der Stände fühle 
ich mich aber berufen zu ſagen, daß ich die Tendenz 
ehre, und ich glaube, daß diefe die Räthe der Krone ges 
leitet haben, um die Ehre der Stände zu wahren. 
Ich erlaube mir ferner hinzuzufügen, daß, wenn etwas 
Anderes als das Intereſſe geleitet hätte, mehrere Fälle 
vorgekommen wären, daß man mit zwei oder drei 
Perſonen nicht großen Einfluß babe üben können. Es 
{ft ferner von einem Redner das Beiſpiel des engliſchen 
Parlaments angeführt worden. Wohl mag uns das in 
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vielen Stücken als Vorbild daſtehen, wir haben viel da: 
von zu lernen, Niemand erkennt das mehr an als ich, 
das wird uns aber das Ausland nie zum Vorwurf ma⸗ 
chen, wenn wir hier ſtrenger gegen uns ſelbſt ſind, als 
in anderen Ländern. Aus dem Grunde trete ich dem 
Geſetz-Entwurf bei und ſtimme für das, was der Abs 
geordnete von Manteaffel geſagt hat. 

Abgeordn. von Manteuffel: Ich habe auf einige 
Einwendungen und Anfragen, die mir gemacht worden 
ſind, etwas zu erwidern und wende mich zunächſt an 
einen geehrten Redner aus der Rheinprovinz, welcher 
den § 5 in dieſer Verordnung getadelt hat. Ich gebe 
ihm zu, daß der Paragraph nicht gründlich gefaßt iſt, 
erlaube mir jedoch, darauf aufmerkſam zu machen, daß 
dieſer de Ab bereits eine angemeſſene Abänderung 
durch die Abtheilung gefunden hat, eine Abänderung, 
der ich mich nur anſchließen kann. Derſelbe Abgeord⸗ 
nete hat aus dem Umſtande, daß ich den Punkt 2, wo 
von militäriſchen Ehrengerichten die Rede ift, Übergan: 
gen habe, gefolgert, ich wüßte nichts zu ſeiner Vertheidi⸗ 
gung zu ſagen. Ich muß mich anklagen, dieſen Punkt 
überſehen zu haben, und ich brauche wohl nicht darauf 
zurückzukommen, da ſchon Mehreres beigebracht worden 
iſt, was mir aus der Seele geſprochen iſt, Ehrhaftigkeit, 
Wehrhaftigkeit wiederhole ich von ganzem Herzen. Ein 
anderer Abgeordneter aus Preußen fordert meine Erklä⸗ 
rung darüber, was ich damit gemeint, wenn ich geſagt 
habe, der Vorwurf, daß nach Ständen unterſchieden 
wäre, treffe die Geſetzgebung überhaupt. Ich erläutere 
dieſe Bemerkung dadurch, daß ich anführe, es ſollte dies 
eine Entgegnung ſein auf das, was von dem Redner 
aus der Rhein⸗Provinz geſagt, des Inhalts, es ſei ver⸗ 
werflich, daß man von Ständen überhaupt ſpreche in der 
Art, daß man an mittelalterliche Ideen, an Pfahl-⸗Bür⸗ 
ger erinnert würde; dem wollte ich entgegentreten. Es 
iſt den Geſetzen noch der Vorwurf gemacht worden, daß 
ſie nicht beſtimmt genug die Kriterien angeben, wenn die 
Beſcholtenheit eintreten ſoll. Ich glaube, das beruht auf 
einer Unmöglichkeit, gerade die Nr. 4 ift auf ſolche Fälle 
berechnet, wo das richterliche Ermeſſen nicht hindringen 
kann, gerade für dieſen Fall iſt das Urtheil der Stan⸗ 
desgenoſſen vorgeſchrieben. Wir Alle ſind Menſchen und 
ſind vielem Irrthume ausgeſetzt. Die Fälle ſind nicht 
ſelten vorgekommen, daß ehrenhafte Leute durch Leiden⸗ 
ſchaften moraliſch verderben, das iſt dann ein Zuſtand, 
der es unmöglich macht, ſie unter ehrenwerthen Män⸗ 
nern zu dulden. Dergleichen Fälle unterliegen keineswe⸗ 
11 nur der richterlichen Entſcheidung, und für dieſe 

alle ift der Paragraph, und ich glaube, daß wir dabei 
beſtehen müſſen, wenn das Geſetz keine Lücken haben 
ſoll. Es giebt Fälle, in denen Richter über die Unbe⸗ 
eee nicht entſcheiden können, und dann muß auch 
durch die Vollſtändigkeit des Geſetzes zu erreichen fein, 
auf welche andere Weiſe die Beſcholtenheit oder Unbe⸗ 
ſcholtenheit feſtgeſtellt wird. Wir find auf das Beiſpiel 
von England und O'Connell verwieſen worden. 

Meine Herren, ich achte England ſehr hoch und wür⸗ 
dige auch die Stellung, die O'Connell im Parlamente 
eingenommen hat; aber hüten wir uns, daß wir nicht 

Is Nachahmungsſucht verfallen, wir könnten leicht zur 


Karrikatur werden. Wir ſtehen auf dem geſetzlichen Bo⸗ 
den, auf dem wir uns wohl befinden, den ſollen wir 
nicht verachten, auf ihm ſollen wir fortbauen mit Ruhe 
und Sicherheit, wir wollen England als Muſter uns 
nehmen, aber nicht als Beiſpiel, dem man unbedingt 
nachfolgen müſſe. Ich muß noch auf eine Bemerkung 
zurückkommen. Ein Redner hat am Schluſſe feiner 

ede auf den Beruf der Stände hingewieſen und die⸗ 
ſen als ſolchen bezeichnet: Sie hätten der Krone die 
Wahrheit zu ſagen. Ich ſtimme dem vollkommen bei, 
ich glaube aber, daß ihr Beruf ein höherer, ſchönerer iſt, 
zu dem ſich Jeder aus der Verſammlung gern bekennt; 
aber ich frage, in welcher Verbindung hat der Abgeord— 
nete dieſe Worte geſagt? Er hat geſagt, es müſſe, weil 
die Stände dieſen Beruf hätten, Sr. Majeſtät geſagt 
werden, daß der Ritterſtand ſich des Vertrauens im 
Lande nicht mehr erfreue. Dem muß ich widerſprechen, 
darin erkenne ich keine Wahrheit. Ich weiß, daß ver⸗ 
ſchiedene Landtage petitionirt haben wegen des Geſetzes 
vom Jahre 1844, ob mit Recht oder Unrecht, das laſſe 
ich dahingeſtellt ſein; aber meines Erachtens hat noch 
kein Landtag ausgeſprochen, daß das Vertrauen zu den 
Gerichten erſchüttert ſei. Ich glaube, wenn wir einer⸗ 
ſeits den Beruf haben, dem Könige die Wahrheit zu 
ſagen, ſo müſſen wir uns ſehr hüten, irgend einen Stand, 
der als ſolcher in dieſer Mitte nicht vertreten iſt, in ein 
unrichtiges Licht zu ſtellen. Wenn wir unſere Geſetzge⸗ 
bung weiter ausbilden, ſo iſt es, nach meinem Erachten, 
und ich glaube, die Mehrzahl wird mir beiſtimmen, noth⸗ 
wendig, daß wir auf nahegelegene Gebiete dieſer Geſetz⸗ 
gebung Rückſicht nehmen und daran anknüpfen, Eines 
aus dem Anderen herleitend. Man hat es heftig ange⸗ 
griffen, daß die Entziehung des Gemeinderechtes auch 
die Entziehung des ſtändiſchen Rechtes zur Folge haben 
ſolle; das iſt aber ein Theil der Geſetzgebung, daß unter 
Umſtänden Jemanden das Gemeinderecht entzogen werde, 
die der Rhein⸗Provinz zur Begutachtung vorgelegen hat. 
Dagegen iſt nichts eingewandt worden. In ein beſte⸗ 
hendes Geſetz ſollen wir ein anderes hinſtellen, welches 
mit ihm im Widerſpruche ſteht, und Widerſpruch iſt es, 
wenn der, der das Mindere nicht ausüben darf, zum 
Höheren berufen wird. 

Abgeordn. Tſchocke: Meine Herren, es kann als 
gewagt angeſehen werden, daß ich, nach fo. vielen glän⸗ 
zenden Reden, nach ſo vielen Vorträgen, nach einer ſo 
ausführlichen Beleuchtung des Geſetzes im Ganzen, wie 
im Einzelnen, es noch wage, meine Stimme zu erheben. 
Ich werde aber in Folge deffen, 1 das ganze Geſetz 
ſchon erläutert worden iſt, mich nur ſehr kurz faſſen und 
erlaube mir nur etwas Generelles nach meiner Anſicht 


anzuführen. Zuvörderſt muß ich bemerken, daß ich mich 
mit den in dem Geſetz⸗Entwurf aufgeſtellten Kriterien 
nicht einverſtanden erklären kann, mit Ausnahme des 
$ 4, der über die Anerkenntniß der Ehrenhaftigkeit, ein 
Urtheil zu fällen, ſpricht. Dieſe Beſtimmung hat in den 
Kreis-Ordnungen Schleſiens und Weſtfalens beſtanden, 
und ich habe nicht gehört, daß Mißbräuche entſtanden 
wären; wenn aber mehrere Paſſus hinzugetreten ſind, 
1—3, ſo kann ich mir nicht erklären, warum dies ge⸗ 
ſchehen iſt, weil mir keine Erfahrung beiwohnt, daß dieſe 
nöthig geweſen wären. Aber Etwas iſt, was in dieſem 
Entwurf berührt iſt, und wodurch nach meinem Erach⸗ 
ten das den Provinzen gewährte Vertrauen geſchmälert 
worden iſt. Es war ihnen bisher überlaffen, ihre Anz 
ſichten und Urtheile über etwaige Verdächtigungen aus⸗ 
zuſprechen, und nun treten Beſtimmungen hinzu, die, 
wenn das Geſetz emanirt wird, nicht übergangen werden 
dürfen; ich überlaſſe Ihnen, zu beurtheilen, ob es an 
der Zeit ſei, das Vertrauen zu ſchwächen, oder ob ſich 
nicht vielfach die Meinung ausgeſprochen hat, auch Sei⸗ 
tens der Regierung Vertrauen dem Volke zu erweiſen, 
ihm noch mehr Vertrauen zu geben, als es bisher der 
Fall geweſen. Ich glaube hinzufügen zu dürfen, 
daß das preußiſche Volk ſich überall fo verhalten, 
daß es dieſes oder eines größeren Vertrauens ſich wür⸗ 
dig gezeigt hat. Es iſt von einem früheren Redner 


angeführt worden, daß dies Vertrauen zum Richter⸗ 


ſtande nicht mehr das frühere ſei, und er iſt von einem 
nachfolgenden widerlegt worden. Meine Herren, hier⸗ 
3 mögen die Anſichten verſchieden, individuell genannt 
werden. . 
Ich glaube aber gerade über die Stimmung des Vol⸗ 
kes in der Provinz, in der ich lebe und webe, ein Ur⸗ 
theil zu haben und muß das beſtätigen, was von einem 
Abgeordneten aus Preußen angeführt iſt (mehrere Stim⸗ 
men: Nein); ich ſchließe meinen Vortrag, indem ich mich 
gegen das Geſetz erkläre, mit Ausnahme von § 4. ) 
Juſtizj⸗Miniſter Uhden: Es ift von zwei Seiten der 
ehrenhafte Stand der Richter angegriffen worden, indem 
man behauptet hat, daß er durch ein Geſetz, welches 
1844 erlaſſen, wankend in ſeiner Treue geworden wäre, 
daß er gegenwärtig das Vertrauen des Publikums nicht 
hätte. Dieſe Beſchuldigung muß ich durchaus zurück⸗ 
weiſen. Ob das Geſetz eine Beſchrankung erleiden ſolle 
oder nicht, das iſt eine Sache, die hier nicht vorliegt. 
Ein Angriff aber, daß die Richter ihre Pflichten ſollten 
verletzt haben, den muß ich entfchieden zurlckweiſen. 
Abgeordn. von Hagenow: Welche Anſicht ich in 
Bezug auf den Geſetz⸗Entwurf aussprechen könnte, will 
ich unterlaſſen. Ich beziehe mich kurz darauf, daß ich 
in jeder Beziehung den Anſichten des geehrten Abgeord⸗ 
neten aus der Provinz Preußen beipflchte. Wenn ich 
deſſenungeachtet das Wort nehme, ſo geſchieht es auf 
eine Aeußerung, die ein Redner aus Pommern gemacht 
hat. Er findet nämlich, wenn Nr. 2, § 1, „welche durch 


ein militäriſches Ehrengericht zu einer der im § 4 Litt. 5 


b. bis e. der Allerhöchſten Verordnung vom 20. Juli 
1843 über die Ehrengerichte aufgeführten Strafen ver⸗ 
urtheilt“ wegfiele, dadurch ein Rütteln an unſerer Wehr⸗ 
verfaſſung ausgeſprochen iſt; dem kann ich nicht beitre⸗ 
ten. Es iſt nicht motivirt worden, und ich laſſe mich 
ebenfalls nicht weiter darauf ein. Er ſagt ferner, wer 
nicht wehrhaft, der ſei auch nicht ehrhaft. Dem wider⸗ 
ſpreche ich entſchieden. Ich thue es deshalb, weil ich 
laube, daß in dem angezogenen Geſetz ein Mangel iſt. 
Es ſteht nämlich darin: (lieft vor.) 3 

Ueber die Punkte ad a. und b. enthalte ich mich 
jedes Urtheils und billige ſie vollkommen. Dann aber 
o. (lieſt vor.) 

Ich finde dieſe beiden Paſſus mangelhaft, weil ſie zu 
weitſchweifig gefaßt ſind und dem einzelnen Urtheil zu 
großen Spielraum laſſen. Ich ſage, wenn ich in Folge 
dieſer beiden Paſſus wehrlos gemacht werden kann, ſo 
ſoll man mich in Beziehung auf meine politiſchen Rechte 
nicht ehrlos machen können. Ich hänge mit Leib und 
Seele an der Heer- und Wehr-Verfaſſung meines Va⸗ 
terlandes. Ich habe meine Aufnahme in das Offizier 
Corps ſelber beantragt, und zwar darum, um ſo lange 
als möglich mich dem Dienſte des Vaterlandes zu wei 
hen. ies kann mich aber nicht hindern, einzelnen 
mangelhaften Geſetzen, wenn ſie mich meiner politiſchen 
Rechte allzu leicht berauben, entgegenzutreten. 

Abgeordn, von Brünneck: Meine Herren! Das 
Bedürfniß eines ſolchen Entwurfs, wie er hier vor u 
liegt, erkenne ich in vollem Maße an. Ich würde kein 
Worte an Sie richten, da wir ſchon ſo viel darüber d 
kutirt haben, wenn ich nicht glaubte, einen Irrthum 
richtigen zu müſſen, wenn ich nicht glaubte, daß ein 
geehrte Herren mißverſtanden worden ſind, 
nicht namentlich auch von Seiten der Herren Minill* 
darin beſtärkt worden wäre, daß hier ein Irrthum 5 


liegt. Nachdem ich das Bedürfniß anerkannt ha 
glaube ich nur noch mit wenigen Worten auß n 
zelnen Beſtimmungen zurückgehen zu müſſen. Ich gan 
nicht der Meinung derer fein, die da glauben, daß a0 
in dem Falle, wenn durch ein Kriminalgericht die Bin 
urtheilung ſtattgefunden hat, es noch einer beſon bin 
Begutachtung der Standesgenoſſen bedürfe. „1. — 
vielmehr der Meinung, daß ein rechtskräftiges uche ce 
ich halte unſere Gefege für richtig, ſo lange wie Fig 
gend möglich iſt — daß ein rechtskräftiges ie 
einmal und zweitens andererſeits auch das Erken von 
der Standesgenoſſen die Prinzipien fein müſſen e ge⸗ 
denen wir ausgehen, und, meine Herren, ich geh irische 
wiß zu denen, die unſeren Wehrſtand, unſere milita 8 
Verfaſſung in Ehren halten. Da, glaube ich, ha Folge 
ein großer Irrthum vorgewaltet, deshalb eben un! 
einer Aeußerung des Abgeordneten aus Pommant Ich 
ich mich veranlaßt geſehen, darauf zu ann ech tzkröfti⸗ 
bin ganz entſchieden der Meinung, daß ein kechte 


— 
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ges Erkenntniß, das von einem Kriminalgericht ausgeht, 
eben ſo wie ein kriegsgerichtliches Erkenntniß zu beur⸗ 
theilen iſt, und daß wir dies denſelben Bedingungen un⸗ 
terwerfen können. Aber wenn ich es hier mit einem eh⸗ 
krengerichtlichen Erkenntniß zu thun habe, mit dem Er: 
kenntniß eines Ehrengerichts, wie es die Allerhöchſte 
Verordnung vom 20. Juli 1843 feſtſetzt, fo. iſt dies ganz 
etwas Anderes. Ich ſpreche ungern von meiner Perſon, 
aber der Gedanke, ein Ehrengericht ins Leben treten zu 
laſſen, iſt zum Theil von mir ausgegangen, ich bin der 
Erſte geweſen, der im Jahre 1843 ein Ehrengericht für 
ein Landwehr Regiment errichtet hat. Alſo ich erkenne 
das Bedürfniß des Geſetz⸗Entwurfes an, aber wenn aus 
dieſem Geſetz hervorgeht, daß derjenige, der vielleicht einen 
mgang pflegt, der mit den Begriffen feiner, Standes⸗ 
genoffen nicht übereinſtimmt, deswegen aus dem Dienf 
entlaſſen werden kann, daß, wenn Jemand aus morali⸗ 
ſcher oder religiöſer Ueberzeugung es bedenklich findet, 
leichtfertig auf ein Duell einzugehen und gegen die all⸗ 
gemeinen Geſetze des Landes zu handeln, deswegen aus 
dem Dienſte entlaffen wird, fo glaube ich nicht, daß wir 
den für beſcholten halten können. Daher ſtimme ich 
dafür, daß der Satz 2 des § 1 weggelaſſen werde, aber 
das kriegsgerichtliche Erkenntniß ‚möge feine volle Wir⸗ 
kung haben. Ganz beſonders wünſche ich, daß der Satz 
4 des § 1 feſt gehalten wird. Darin erkenne ich auch 
einen weſentlichen Fortſchritt. Was den Satz 3 be⸗ 
trifft, ſo kann ich den nicht beurtheilen, weil ich die 
d⸗Ordnung nicht kenne. Sollte darin vielleicht eine 
Gefahr liegen, daß aus Privatrückſichten Jemand vom 
ürger⸗ oder Gemeinderecht ausgeſchloſſen werden kann, 
was ich jedoch nicht weiß, ſo würde dies zu beachten 
ſein. Eine beſondere Beruhigung liegt außerdem für 
mich darin, daß eine höhere Instanz ſtattfindet. Ich 
gehe nun zum § 6 über; da würde ich denn allerdings 
das höchſte Bedenken tragen, Jemanden, der ganz zu⸗ 
117 in eine Kriminal⸗Unterſuchung gerathen wäre — 
ich bitte zu bedenken, daß ich irgendwie, ohne mein Ver⸗ 
ſchulden, in eine Duell⸗Angelegenheit verwickelt wäre — 
ſoll ich denn deshalb nicht mehr fähig ſein, meinen 
Pflichten als Landſtand nachkommen zu können, das 
ſcheint mir ge weit geführt; außerdem ſcheint mir der 
Satz 2 in Nr. 3 völlig überflüſſig zu fein, denn wenn 
die Verſammlung nach Nr. 3 den Beſchluß gefaßt hat, 
die Unterſuchung eintreten zu laſſen, ſo ſoll es auch ge⸗ 
ſchehen können, ſo ſollen auch die Rechte ruhen, und 
damit würden wir uns e Bes ügen können; 
eB= 


das ift Alles, was ich über den Entwurf zu ſa⸗ 

gen habe. | ie 
ve 4 (Bravo.) 

Abgeordn. von Gaffron: Meine Herren! Die Ur⸗ 


ſachen, welche mich bewogen haben, dieſen Platz aufzu⸗ 
chen, ſind größtentheils durch frühere Reden erledigt. 
Ich beſchränke mich alſo auf wenige Worte. Es iſt von 
einem früheren Redner angeführt worden, daß die bel⸗ 
Rasche Konſtitution uns mehrere Beiſpiele vorzeigt; es 
fl ferner auf das engliſche Parlament hingewieſen wor: 
den.“ Ich kann dem nur beiſtimmen, was der Redner 
erwähnt, daß wir wohl Muſter, aber keine Beiſpiele neh⸗ 
men wollen; ich füge aber noch hinzu, daß es unſer Be⸗ 
kuf iſt, auf unferem eigenen Boden uns fortzuentwickeln, 
daß wir Stände find, keine Volks⸗Repräſentanten, aus 
dem ſtändiſchen Geſichtspunkt iſt das Geſetz erlaſſen, und 
leſen Geſichtspunkt wollen wir feſthalten. Was die 
Meußerungen betrifft, die darüber ausgeſprochen ſind, als 
wenn das Miniſterium in einer beſonderen Tendenz das 


ſetz erlaſſen hätte, iſt zwar ſchon von der Miniſter⸗ 


Ge 
bank widerlegt worden; ich glaube aber, es kann nicht 
emu wiederholt werden, daß der größte Theil der Ver⸗ 
ammlung dieſe Meinung nicht theilt. Was die einzel: 
den Momente des Geſetzes anlangt, fo. glaube ich, iſt 
Paſſus 1, wonach ein richterliches Erkenntniß die Be⸗ 
lähigung zur Standſchaft ausſchließt, wohl allgemein 
anerkannt worden. Was den zweiten anbelangt, die mi⸗ 
tairiſchen Ehrengerichte, fo 5 ich ein, daß dies ein 
Punkt iſt, der einer großen Erörterung bedarf, und ein 
ochverehrter Redner vor mir hat mit vieler Gründlich⸗ 
eit und eindringlicher Beredtſamkeit erörtert, daß es ge⸗ 
pagt iſt, noch etwas hinzuzufügen. Ich muß aber de⸗ 
knnen, daß ich mich dieſer Anſicht nicht anſchließen 
ann, die militairiſchen Ehrengerichte ſollen die Reinheit 
19 Militairs aufrecht erhalten. Was in dieſem Stande 
& nicht rein erhält, wird ſich auch in einer anderen 
f phäre nicht rein erhalten, und darum müſſen wir hier 
charf und ſtreng ſondern. Ich will das Duell nur be⸗ 
achten, und ich glaube, daß dies mit dem deutſchen 
25 — ſo verſchmolzen iſt, daß wir uns wohl hüten 
b ſſen, hierin die Sache anzutaſten. Wie ſchon früher 
5 worden iſt, fo iſt zwiſchen Suspenſion und Ver⸗ 
uſt der Rechte ein großer Unterſchied zu machen. Wenn 
die Kriminal⸗Unterſuch 1 
in Antheil an dem Wag ſuspendirt, ſo iſt zwar noch 
aber nicht freigeſpro een ausgeſprochen; wird er 
mit einem ſo frage ich: ob die Stände⸗ 
haben wünſcht, der na er Manne zuſammengeſeſſen zu 
chens bezüchtigt wird. eines ehrenrührigen Verbre⸗ 
ich nur für das Geſetz ftir dieſen Gründen kann 
en wir, E und wünſche, daß es 
geordn. Milde: Ich für meins T. 
mich allerdings in einer Schroifrige einen Theil befinde 
daß ich Vieles von dem, was bereits enn ich febe ein, 


Grund und Argumentation gebrauchen . 


gegen den Geſetz⸗Entwurf zu erklären. Ich erkläre mich 
aus zwet Gründen dagegen: nämlich, obgleich ich von 
vornherein nicht in Abrede ſtelle, daß eine wohlwollende 
Tendenz darin vorherrſcht. Ich brauche das Wort Ten⸗ 
denz mit Willen und lege ein hohes Gewicht darauf, 
weil man nicht zugeben wollte, daß auch die Regierung 
politiſche Tendenzen haben könne. Sie wird aber in 
allen ihren Phaſen, in Allem, was ſich von ihr kund⸗ 
giebt, mehr oder weniger von Tendenzen geleitet. Sol⸗ 
cher Tendenzen giebt es in jeder Geſetzgebung; da wir 
noch nicht Engel ſind, ſondern Menſchen bleiben müſſen, 
ſo werden wir auch Tendenzen finden. Abgeſehen da⸗ 
von, muß ich meine Bedenken dahin ausſprechen, daß 
in dem erſten Paragraphen der zweite Theil, der von 
einem hochverehrten Redner vor ganz kurzer Zeit ange⸗ 


fe | zogen worden i „ mir allerdings bedenklich zu fein fcheint, 
und ich glaube, es würden dieſe Bedenken bekräftigt J 


werden und eine allgemeine 5 in der Ver⸗ 
ſammlung haben, und wenn ſich der Herr Landtags⸗ 
Kommiſſarius auf einen Präcedenz⸗Fall ſtützt, fo füge 
ich zu dem bereits erfolgten Antrage, die Akten über die 
Ausſchließung des Abgeordneten Bruſt vom Provinzial⸗ 
Landtage vorzulegen, noch die Bitte hinzu, auch die Ak⸗ 
ten in Sachen Johanny's zur Einſicht zu geſtatten, da⸗ 
mit wir ſehen können, daß man, wenn man auch die 
preußiſche Uniform auszieht, doch noch auf alle Ehren 
Anſpruch machen kann, ob man in jenen Reihen bleibt 
oder in dieſer Verſammlung ſitzt. Es iſt ein ſchweres 
Ding um die Kritik der Ehrenhaftigkeit; namentlich aber 
die Kritik deſſen, was wir für die Stände verlangen 
müſſen von der Ehrenhaftigkeit eines Mannes, dieſelbe 
von einem militairiſchen RER interpretiren zu 
laſſen, welches ganz verſchiedene Begriffe und verſchie⸗ 
dene Anſichten uber das Leben hat, kann ich nicht bil⸗ 
ligen, da es von dem, was bei uns maßgebend iſt, keine 
genügende Kenntniß hat, ſo gut wie wir von unſerem 
Standpunkte aus bei jenem Stande vielleicht nicht die 
entſprechenden Grundſätze annehmen würden, deshalb 
bin ich gegen den zweiten Punkt. 


Was den dritten Punkt anbetrifft, ſo kann ich mir 
allerdings denken, daß Vertreter der Rheinprovinz ihre 
Bedenken geltend gemacht haben. Anders verhält es 
ſich da, wo die gute alte Städte⸗Ordnung von 1808 
gilt, dort haben wir ein Kriterium, welches wir vollkom⸗ 
men und mit allem Rechte anlegen können, ob ſich Je⸗ 
kin verächtlicher oder a 1 dab 

{ emacht hat. Wenn er dies g > 
u 45 das Bit — und das der Standſchaft. An⸗ 
ders verhält es ſich am Rhein, wo allerdings Subtili⸗ 
täten beſtehen oder introduzirt ſind, die dem Einen oder 
Anderen, der im Gemeinde⸗Rathe ſitzt, eine breite Baſis 
geb en, um darüber zu entſcheiden, ob Diefer oder Jener 
ausgeſchloſſen werden fol. Was den § 3 betrifft, der, 
ſo viel ich weiß, noch nicht angezogen worden iſt, ſo iſt 
darin etwas ſehr Merkwürdiges enthalten, nämlich, daß, 
wenn ein Einzelner irgendwie dem Vorſitzenden der Ver⸗ 
ſammlung Anzeige gemacht hat, daß ein Mitglied zu 
exkludiren ſei, daß dann die Anfrage von zwei Dritteln 
der Anweſenden verneint ſein muß, um die Unterſuchung 
anzustellen. Dies ift eine bedenkliche Sache, und ich 
erwähne es blos diskurſoriſch, damit es bei der Debatte 
über den betreffenden e a erörtert werden kann. 
Ich komme auf den § 6, der mir von der größten 
Wichtigkeit zu ſein ſcheint, weil mir Fälle bekannt ſind, 
wo das ſtändiſche Recht geruht hat, weil gegen eine 
Perſon die Kriminal: Unterfuhung eingeleitet worden 
war. Vor ein paar Jahren war ein Entwurf zum Kri⸗ 
minal⸗Geſetzbuch vorgelegt worden, welcher ſich nicht des 
allgemeinen Beifalls der Stände zu erfreuen gehabt hat. 
In meiner Provinz war ich Mitglied der Kommiſſion, 
welche ſich vor Eröffnung des Provinzial⸗Landtags da⸗ 
mit zu beſchäftigen gehabt hat, und im Hinblick darauf, 
daß die Möglichkeit vorhanden iſt, dies Geſetzbuch ein⸗ 
geführt zu ſehen, wodurch bei Einleitung einer Krimi⸗ 
nal⸗Unterſuchung die größte Verwickelung herbeigeführt 
werden kann, wenn darauf die Ausübung der ſtändiſchen 
Rechte ruhen ſoll, erwähne ich nur diskurſoriſch, daß 
darin die Rede geweſen iſt, daß, wenn man von einem 
auswärtigen Fürſten etwas geſagt hat, was ein Dritter 
ihm hinterbringt, ſo kann man auf eigenem Boden, in 
ſeinem eigenen Vaterlande zu einer fiskaliſchen Unter⸗ 
ſuchung gezogen werden. Es find alfo Eventualitäten 
vorhanden, daß ich zur Kriminal⸗Unterſuchung gezogen 
werden kann, ohne gegen mein Vaterland gehandelt zu 
haben. Ich gehe einen Schritt weiter; wir haben die 
Preß-Geſetzgebung des deutſchen Bundes, wir wiſſen, 
daß nach den Karlsbader Beſchlüſſen über Jedem von 
uns, der die Feder ergreift, das Schwert des Damokles 
hängt; wir wiſſen, daß dieſe Beziehung ernſtlich iſt, und 
daß ich wegen Preßvergehen, die ich gegen einen anderen 
Staat begangen habe, zur Unterſuchung gezogen werden 
kann; daß ich alſo für eine Sünde, die ich nicht gegen 


das Vaterland begehe, meiner ſtändiſchen Rechte im Va⸗ 


terlande quitt gehen kann. Dies iſt mir zu viel, und 
ich möchte nicht, daß die Strafe, die auf mein Verſehen 
folgt, eben fo groß fein foll, als die Vermuthung es 
iſt, daß ich ſolches Verbrechen begangen habe. Es iſt 
auf N zur Sprache gekommen, daß Mit⸗ 
glieder, die zur Kriminal⸗Unterſuchung denunzirt waren, 
von dem Landtage zeitweiſe ausgeſchloſſen waren. Sol⸗ 
che Mitglieder werden wiſſen, was es heißt, bei ehrenhaf⸗ 


Jan e 


ter Geſinnung nicht vollkommen freigeſprochen zu ſein, 


und ſie werden uns ſagen, ob es nicht eine große Härte 
involvirt, Jemanden zu exkludiren, gegen den blos ein 
gewöhnliches Preßvergehen vorliegt. Ich behalte mit 
vor, bei Erörterungen der einzelnen Paragraphen zurück, 
zukommen, bitte aber, prineipaliter das kurze Amende⸗ 
ment anzunehmen, daß die Standesgenoſſen allein befä⸗ 
higt ſein können, Jemanden von ſeinen nbifchen Rache, 
ten auszuſchließen. ; we 
Landtags⸗Kommiſſar: Es iſt von dem geehrten 
Redner, der eben geſprochen hat, der Wunſch geäußert 
worden, daß ich in gleicher Art, wie ich mich bereit er⸗ 
klärt habe, die Akten in Betreff der beanſtandeten Zu⸗ 
laſſung eines rheiniſchen Deputirten zum letzten Provin⸗ 
zial⸗Landtage der e zur Einſicht vorzulegen, 
auch gewiſſe Akten in Sachen „Johanny“ vorlegen möchte. 
ch weiß nicht, welche Beziehung dieſe Akten zu dem 
vorliegenden Fall haben ſollen. Bei dem Miniſterium 
des Innern legen keine andere Akten darüber vor, als 
diejenigen, wonach ein gewiſſer Johanny zum Deputir⸗ 
ten gewählt iſt, ohne den zehnjährigen Beſitzſtand nach⸗ 
weiſen zu können, daß von Sr. Majeſtät dem König 
die für dieſen Fall nöthige 
und deshalb eine neue Wahl hat angeſtellt werden müſ⸗ 
ſen. Wie dieſe Akten in Beziehung auf den vorliegenden 
Fall nützlich fein könnten, weiß ich nicht, wenn aber die 
Verſammlung wünſcht, dieſelben einzuſehen, ſo ſollen ſie 
ihr vorgelegt werden. (Nein, nein.) Es iſt weiter her⸗ 
vorgehoben worden, daß die Städte⸗Ordnung, une 
gute Städte Ordnung, wie fie genannt worden lich weiß 
nicht, ob dies den Gegenſatz einſchließen ſoll, daß die neus 


Dispenſation nicht ertheilt it 


ſchlecht ſei), Vorſchriften enthalte, welche es rechtfertigen, 


daß diejenigen, welche das Bürgerrecht verloren hätten, 
nicht in der Stände⸗Verſammlung ſitzen könnenz in der 
rheiniſchen Gemeinde⸗Ordnung möchten Subtilitäten eins 
eführt ſein, die es bedenklich machten, ihr eine gleiche 
Wirkung zuzugeſtehen. Um dieſe Bedenken zu beſeiti⸗ 
gen, erlaube ich mir, die betreffenden Stellen vorzuleſen, 
welche in der alten guten Städte⸗ Ordnung, und die, 
welche ſich in der rheiniſchen ſubtileren Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung befinden. 5 
Es heißt darin 
(lieft vor). 
Ich finde nicht, daß dies ſubtil gehalten, ſondern daß 
die Vorſchrift deutlich ausgeſprochen iſt. Wee 
ine Stimme: Ich bitte auch den $ 71 vorzu · 
leſen. f * 7 7 1 157 70 
Landtags⸗Kommiſſar: überlaſſe di . 
leſung dem Herrn Seen 90 e 
(Dies geſchieht.) 
Landtags⸗Kommiſſar: Wir haben den Para: 
graph gehört, aher auch gehört, daß er zu der vorlte⸗ 
genden Frage nichts enthält. 9 


Aus meinen Verleſungen aber ergiebt ſich, daß im 
Weſentlichen die Beſtimmungen der rheiniſchen (ſo auch 
der weſtfäliſchen) Kommunal⸗Ordnung denjenigen der äl⸗ 
teren und neueren Städte⸗Ordnung entſprechen, und ich 
glaube, daß der vorliegende Geſetz-Entwurf ganz konſe⸗ 

uent war, wenn er verfügte, daß Perſonen, welche das 

emeinderecht und Bürgerrecht verloren haben, auch oo 
ipso das Ständerecht verlieren müſſen. Daß es Mittel 
der Reſtitution giebt, verſteht ſich von ſelbſt. Es kann 
Jemand von dem Bürger⸗ und Gemeinderecht ſuspen⸗ 
dirt und wieder reſtituirt werden; dann iſt er auch wie⸗ 
der befähigt, in die Standſchaft einzutreten. Ich muß 
hinzufügen, daß eben dieſe Geſetze, und namentlich die 
rheiniſche Gemeindeordnung, die Beſtimmung enthalten, 


daß derjenige, welcher ſich in Kriminal-Unterſuchung be⸗ 


findet, ſein Bürgerrecht pro tempore verliert; konſequent 
dieſer Beſtimmung, mußte vorgeſchrieben werden, daß, 
1 lange die Bürgerrechte ſuspendirt ſind, auch die ſtän⸗ 
iſchen Rechte ruhen müſſen. Da ich einmal aufgeſtan⸗ 
den bin, ſo habe ich noch nie ein paar Worte bezüglich 
der Aeußerung eines früheren Redners hinzuzufügen. 
Es iſt behauptet worden, daß das Gouvernement ſich 
bei dieſem Geſetz einen Einfluß vorbehalten habe, um 
nach Umſtänden mißliebige Perſonen aus den ſtändiſchen 
Verſammlungen entfernen zu können. 
gedeutet, daß dies ſchon früher geſchehen, und daß viel⸗ 
leicht der Zufall es gewollt habe, daß dies nur Perfonen 
betroffen habe, die ſich in der oppositionellen Richtung 
befunden hätten. Mir find dergleichen Fälle nicht be⸗ 
kannt, und muß ich deren nähere Bezeichnung erwarten. 
Ich weiß nur einen Fall, der ſich in der Rhein⸗Provinz 
im Jahre 1837 zugetragen hat, wo der Landtags⸗Kom⸗ 
miſſar einen in Kriminal- Unterſuchung befindlichen De⸗ 
putirten nicht einberief, und es hat ſich auf dem ganzen 
Landtage keine einzige Stimme erhoben, welche dieſes 
Verfahren 8 bu hätte. Der in derſelben Provinz 
im Jahre 1845 vorgekommene Fall iſt bereits erwähnt, 
welcher angefochten und durch einen Beſcheid Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs erledigt iſt. Derſelbe iſt die Beranlaſ⸗ 
fung zu einem Geſet, durch welches das Gouvernement 
ſich aller Mittel, in dieſer Beziehung einzuwirken, für 
die Zukunft entäußern will; ich ſage aller Mittel, denn 
auf die Einleitung einer Ken ae hat die 
Verwaltung keinen Einfluß, fie kann denunziren, aber 
nur das Gericht kann erkennen, ob eine Kriminal⸗Un⸗ 
terſuchung einzuleiten ſei. Dies gilt im vollſten Maaße 
in der Provinz, von welcher dieſer Einſpruch erhoben 


Es iſt dabei an⸗ 


iſt. Nach der älteren preußiſchen Geſetzgebung ſteht der 
Verwaltung eben ſo wenig ein Einfluß zu, nur die höch⸗ 
fte Juſtiz⸗ Behörde hat einen ſolchen Einfluß. Ich for⸗ 
dere aber Jeden auf, zu behaupten, daß dieſes Recht ge⸗ 
braucht oder gar gemißbraucht worden ſei. Wenn alſo 
Jemand von ſeinen ſtändiſchen Rechten ſuspendirt wird, 
weil er zur Kriminal⸗Unterſuchung gezogen iſt, fo kann 
die Verwaltung darauf keinen Einfluß ausüben, ſondern 
es iſt die Entſcheidung ganz in die Hände eines ſelbſt⸗ 
ſtändigen Richterſtandes gelegt. 

Jiuuſtiz⸗Miniſter Uhden: Es it gefagt worden, daß 
in den alten Provinzen der Juſtiz⸗Miniſter einen Ein: 
fluß auf die Kriminal⸗Unterſuchung hat. Das neue Ge⸗ 
fe über das Kriminal⸗Verfahren hat eben ſo wie beim 
Civil⸗Verfahren, welches im ganzen Lande eingeführt iſt, 
für den Juſtiz⸗Miniſter beſtimmt, daß ihm kein Einfluß 
darauf zuſtehen ſoll, daß die Unterſuchung eingeleitet 
werde, ſondern daß die Vorgeſetzten im Inſtanzenzuge 
entſcheiden, und darum hat der Juſtiz⸗Miniſter dieſen 
Grundſatz hier behauptet. ; 

Abgeordn. Milde: In Bezug auf die erbetene Vor⸗ 
lage der Akten muß ich demerken, daß ich mir dieſe Bitte 
an den Herrn Kommiſſarius als ſolchen und nicht qu. 
Miniſter des Innern zu richten erlaubt habe und habe 
bitten wollen, ob der Kriegs⸗Miniſter nichts dagegen hat, 
wenn dieſe Akten vorgelegt werden, welche zu dem vor⸗ 
liegenden Paragraphen ad 2 das Argument geben ſollen, 
daß es für diejenigen Herren gefährlich iſt, die ſich mit 
mir im gleichen Sinne äußern, wenn die Ehrengerichte 
eine Konkurrenz bei der Standſchaft auswirken ſollen. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich muß mir hierauf 
die Antwort vorbehalten, bis ich mit meinem Kollegen, 
dem Herrn Kriegsminiſter, Rückſprache genommen habe. 

Abgeordn. Heyn: Ich möchte mich in keine weitere 
Diskuffionen einlaſſen, aber ich möchte doch ſagen, jeder 
Menſch ſei nur ein Antefakt ſeiner Verhältniſſe, und da⸗ 
durch ſind ſeine Verhältniſſe bedingt. Ich will das, 
was von ſtändiſchen Verhältniſſen geſagt iſt, in Ehren 
halten, aber ich bin doch der Anſicht, 
fehr relativ erſcheint; denn fie kann nicht gegeben wer⸗ 
den, ſie muß durch ein von einzelnen Individuen aus⸗ 


gehendes Anerkenntniß feſtgeſtellt werden und ſie läßt 


es geben, das 
ezug auf ſeine 
ſo wird auf der 


ſich alſo nur in Form eines Anerkenntni 
iſt das Kriterium. Wenn Jeder in 


ſtändiſche Wirkſamkeit ſtolz ſein kann, 8 
andern Seite, wenn wir die Gränzen ſo eng ziehen, ſehr 


leicht der Fall eintreten, daß man einem ſeine Ehre 
cdi 96 7 5 und dies wäre ein moraliſcher Mord, 
den will ſich doch Niemand zu Schulden kommen laſſen. 
Es iſt aber ein Mord, denn ich bin ſo lange moraliſch 
todt gemacht, ſo lange ich nicht ſprechen und mich mei⸗ 
nes Rechts bedienen kann, ſondern deſſelben verluſtig bin; 
ich trete daher dem Amendement bei, welches von einem 
Mitgliede aus der Rheinprovinz gemacht iſt, mit dem 
Zuſatze jedoch, daß keinenfalls den Standesgenoſſen das 
Recht beſchränkt ſein ſoll, nöthigenfalls auf den Antrag 
des Angeſchuldigten oder ſeiner Standesgenoſſen ein Ur⸗ 
theil über ſeine Beſcholtenheit zu fällen. Ich ſtelle nicht 
ein Kollegium von Standesgenoſſen über den Richter⸗ 
ſtand, aber ſie ſtehen zu mir freier, und was ſich frei 
bewegen kann, muß meines Ermeſſens das richtigſte Ur⸗ 
theil haben; dies iſt meine Anſicht, hervorgegangen aus 
den Verhältniſſen, in denen ich aufgewachſen bin. Habe 
ich Unrecht, ſo bin ich auch ein Antefakt meiner Berhält 
pt ich hoffe, daß ich in dieſer meiner Anſicht Un⸗ 
terſtützung finden werde. 8 5 
Abgeordn. von Auerswald: Ein perſönliches Fak⸗ 
tum muß ich noch zur Sprache bringen. Der Herr 
Juſtizminiſter hat geäußert, daß von einem Redner in 
dieſer Verſammlung der Richterſtand angegriffen worden 
wäre. Ich erlaude mir die Anfrage, ob dies ſich auf 
meine Aeußerung bezieht. 
Juſtizminiſter Uhden: Ich habe Ihre Aeußerung 
nicht ſo a gehabt, ich bin aber zu meiner Er⸗ 


x J 


daß das Wort Ehre‘ 


fährt und ihre Erkengtniſſe fällt, 


— 
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klärung durch das gekommen, was ein Abgeordneter von 
Pommern geſagt, und in dem Sinne, wie er es ge⸗ 
ſagt hat. i : 
bgeordn. von Auerswald: Ich bin fehr dankbar 
für dieſe Erklärung, benn es iſt mir nicht eingefallen, 
den Richterſtand irgendwie anzugreifen, ich entfinne mich 
auch nicht, ein Urtheil über denſelben gefällt zu haben. 
Ich habe geſagt, daß, ſeit das von mir erwähnte Geſetz 
exiſtirt, beſorge man im Lande, daß der Richterſtand we⸗ 
niger unabhängig ſein werde. Daraus ergiebt ſich für 
denſelben noch kein nachtheiliges Urtheil. Ich halte den 
preußiſchen Richterſtand ſo hoch in Ehren, als ein In⸗ 
ſtitut gehalten werden kann, und wenn er dem Angriff 
in der öffentlichen Meinung, den er durch das Geſetz er⸗ 
litten hat, widerſteht, fo wird er noch höher ſtehen. Daß 
Provinzial⸗Landtage ausgeſprochen haben follen, der Rich⸗ 
terſtand habe in der Meinung gelitten, muß ich dahin 
berichtigen, daß dieſelben die Beſorgniß ausgeſprochen 
haben, es werde dies eintreten, und es war auch keine 
andere Aeußerung darüber möglich, da die letzten Land⸗ 
en erſt wenige Monate nach Erlaß des Geſetzes ſtatt⸗ 
anden. 

Juſtiz⸗Miniſter Uh den: Zunächſt muß ich bemer⸗ 
ken, daß hier ſchon ein Geſetz einer Kritik unterworfen 
wird, was erſt ſpäter der Erörterung unterworfen wer⸗ 
den fol. Wir greifen alſo vor dem, was ſpäter der 
freien Diskuſſion unterliegen wird. Ich für meine 
Perſon kann bei dieſer Frage frei ſprechen, weil ich 
damals, als dies Geſetz erſchien, noch nicht an der 
Spttze der Berwaltung ſtand. Ich muß aber vorweg 
erklären, daß die letzte Zeit wohl erwieſen haben wird, 
daß unſer Richterſtand ſich durch jene Beſtimmungen 
nicht im mindeſten hat irre machen laſſen, denn es ſind 
Entſcheidungen vorgekommen, die dem Gouvernement 
nicht beliebt waren, aber es hat ſie ruhig hingehen 
laſſen. ! 

Wer 02 eg 800 
daß meine ärung zu früh erfolgt ſei. laube 
aber, daß ich durch die 1 Ade. wie ich ar 
Erklärung abgegeben, und durch die ausdrückliche Anfüh⸗ 
rung, daß ich mich ſelbſt jedes Urtheils enthalten wollte, 
orwurf bewahrt habe. Nur ein Fak⸗ 
tum habe ich erwähnt, welches mir bekannt war, und 
dürfte ich hiernach von dem Vorwurf frei ſein, das Ge⸗ 
ſetz ſelbſt zu früh in die Debatte gezogen zu haben. 

Abgeordn. von Prondzinski: Es iſt nicht meine 
Abſicht, über das vorliegende Geſetz ſelbſt zu ſprechen, ich 
35 mir nur die Erlaubniß erbeten, einige Worte und 

emerkungen bei Diskuffion des Geſetzes hinzuzufügen. 
Es find verſchiedentlich die militairiſchen Ehrengerichte in 
Bezug genommen. Wie weit dieſe Inſtitute für andere 
Verhältniffe paffen, ſteht hier nicht in Frage, ich erlaube 
mir aber, vor dieſer Verſammlung die Verſicherung nie⸗ 
derzulegen, daß bei ehrengerichtlichen Entſcheidungen eine 
zahlreiche Korporation mit aller Gewiſſenhaftigkeit ver⸗ 
ſo daß ein Unſchuldiger 

nicht füglich dabei beſtraft werden kann. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Da ich perſönlich 
au een bin und von einem Abgeordneten auch auf 
die e, , IR, ſo habe ich zur Vermei⸗ 
dung von Mißverſtändniſſen ums Wort gebeten, um 
meine Meinung näher zu entwickeln. Es hat ein Ab⸗ 
geordneter der Provinz Preußen ſich gegen mich erklärt, 
und es würde mich ſchmerzlich berühren, wenn ich im 
Prinzip von ihm abweichen ſollte, denn ich lege großen 


Es iſt eben geſagt, 


mich vor dieſem 


Werth darauf, auf demfelben Boden mit ihm zu fteben; 


deſſenungeachtet muß ich geftehen, daß ich feine Argu⸗ 
mentation nicht theilen kann. Derfelbe deduzirt, weil 
das Geſetz ſchlecht iſt, nach welchem jetzt die Ehrenhaf⸗ 
tigkeit des Militärs beurtheilt werden muß, daraus könne 


deſſen Anwendung in dieſem Falle nicht geſtattet werden. 


o es ſich um die Unbeſcholtenheit handelt, bin ich mit 


7 


den aufgeftellten Satz wenig beweiſen würde. 


ihm einverſtanden, daß viele Beſtimmungen in dem Ge⸗ 


ſetz vom Juli 1824 enthalten ſind, die nicht d, wi 
ich fie wünfche, dies gehört aber nicht — en ih 


ſage, es ift Prinzip der preußiſchen Geſetzgebung, da 

nur die höchſtenbürgerliche Ehrenhaftigkeit % Whrhaf 
tigkeit möglich macht, und ich fege hinzu, man kann und 
muß auch zugeſtehen, daß, wer nicht mehr für wehrhaft, 
für befähigt erachtet werden kann, Waffen und den Kö⸗ 
niglichen Rock zu tragen, daß der auch nicht ehrenhaft 
fein kann. Iſt das Geſetz mangelhaft, fo möge man es 
ändern, ſo lange es aber beſteht, muß es als Kriterium 
der Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit gelten, daher 
muß ich, trotz der Bemerkung des Mitgliedes aus Preu⸗ 
ßen, daran feſthalten. Es iſt von mehrern Rednern auf 
einzelne Fälle aus der ie a Bezug genommen, 
ich erkenne dieſe einzelnen Fälle, fo weit fie mir bekannt 
geworden ſind, als ſolche an, von denen ich wünſche, daß 
ſie nicht vorgekommen wären, aber ich habe auch das 
Vertrauen zu der Aufbauung eines öffentlichen Staats⸗ 
lebens, daß es ſolche Vorurtheile wegräumen wird, ſo 


daß es Jeder für die höchſte Ehre halten wird, ſich als 


Staatsbürger gewählt zu ſehen und ſtändiſche Rechte zu 
erwerben, und je mehr dieſer Moment das Volk durch⸗ 
drun en haben wird, je mehr wird es wegfallen, wenn 
die Stände für ſich noch beſondere Ehren in Anſpruch 


zu nehmen glauben, und dadurch wird auch der Riß und 


die Mißſtimmung, die in einzelnen Theilen der Monarchie 
a en Militär und Civil ſich gebildet hat, auszuglei⸗ 
en ſein. 
Marſchall: Es hat noch der Abgeordnete Jungblut 
das Wort, und dann werden wir ſchließen können. 
(Der Abgeordnete Jungblut verzichtet auf das Wort.) 
Da Niemand mehr das Wort verlangt, ſo werden 


wir die allgemeine Berathung ſchließen. In derſelben iſt 


das Geſetz, ſowohl in ſeiner Allgemeinheit, als im Ein⸗ 


zelnen, vielfachem Tadel unterworfen worden; ich habe 
aber nicht gehört, daß im Allgemeinen das Bedürfniß einer 
ſolchen Geſetzesbeſtimmung verneint wäre. Jedenfalls wird 
dieſe Berathung die Erörterung der Einzelheiten erleichtert 
haben. Ich glaube, annehmen zu dürfen, daß eine Ab⸗ 
ſtimmung über die Bedürfnißfrage nicht 05 iſt, ſchließe 
ſomit die allgemeine Berathung über den de- Entwurf 


— 


und bitte Sie, ſich morgen um 10 Uhr wieder verſam⸗ 


meln zu wollen, um die Berathungen über die Einzeln 


heiten des Gefeges zu beginnen. 
Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluß 3% Uhr.) 


Die Allg. Pr. Ztg. enthält folgende Berichtigung: ö 


„In der ſtenographiſchen Mittheilung über die Sitzung 
der Drei⸗Stände⸗Kurie vom 27. v. 0 
Wiedergabe der 1 des General⸗Steuer⸗Direk⸗ 


tors Kühne ein ſinnentſtellender Zahlenfehler (. geftt 


% 
Bresl. Ztg.). Als nämlich zur Sprache kam, ob nicht 


das gegen die Ausfuhr von Kartoffeln vorgeſchlagene 
Verbot auch auf Getreide⸗Ausfuhr auszudehnen, wies 
Herr Kühne u. A, darauf hin, daß durch ein 
Verbot die Kommunikation zwiſchen den einzelnen Pro“ 


vinzen des Staats gehemmt und beläftigt werden vi 


fo ſeien im Jahre 1846 386,000 Scheffel Roggen e 
abwärts bei Wittenberge ausgegangen, darunter ab 
359,000 Scheffel (alſo über 9 Zehntel des Aus 
Quantums) mit Deklaration zum zollfreien Wiedereit 
gang in die weſtlichen Provinzen auf der Weſer un 
dem Rheine. — Statt letzterer Zahl iſt in den 
graphiſchen Mittheilungen 39,000 geſetzt, was freilich 


= 


ſcheinlich ift die Ziffer 5 beim Dechiffriren oder b 
bdruck ausgefallen.)“ ak j 


Verlag und Druck von Graf, Barth u. Com 


— 


Redaktion E. v. Vaerſt und H. Barth. f 
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